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Liebe Leser innen und Leser ,

nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns

willkommen. 

Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Auto-

rin und Autor. 

Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten

Aufsätzen erheblich dazu bei, Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und

Hochschulentwicklung eine Öffentlichkeit zu verschaffen:

• Beratungsforschung, 

• Beratungsentwicklung/-politik,

• Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte, aber ebenso 

• Rezensionen, Tagungsberichte, Interviews.

Die Hinweise für Autor/innen finden Sie unter: www.universitaetsverlagwebler.de

Der UVW im Netz:

Besuchen Sie uns auf unserer neugestalteten Website www.universitaetsverlagwebler.de, 
um immer über Neuerscheinungen, aktuelle Zeitschriftenausgaben und Rabatt-Aktionen 
informiert zu bleiben. 

Der UVW bei Facebook: www.facebook.com/universitatsverlag.webler
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Liebe Leserin, lieber Leser,

Armut, Kriege, Verfolgung bestimmen in weiten Teilen
der Welt den Alltag der Menschen. Viele von ihnen su-
chen ihren Ausweg daraus in der Flucht nach Europa,
wiederum viele von diesen hoffen auf ein besseres Leben
in Deutschland. Darunter sind nicht wenige junge Men-
schen, vor allem junge Männer, die ein Studium begin-
nen oder fortsetzen möchten – die Hochschulen müssen
sich darauf einstellen. „Geflüchtete in der Hochschule“
ist deshalb Themenschwerpunkt dieses Heftes geworden. 

In den Hochschulen haben neben den Zulassungsstellen
in erster Linie die Beratungseinrichtungen (International
Offices, Zentrale Studienberatungen ZSB) mit geflüchte-
ten Menschen zu tun. Tanja Busse und Marco Bazalik,
Autorin und Autor unseres ersten Beitrags, sind in der
Studienberatung tätig, sie in Hannover, er in Osnabrück.
Sie schreiben über Geflüchtete in der Beratung – Ein-
blicke und Ausblicke. Mit ihrer ausführlichen Schilde-
rung bieten sie eine umfassende Einführung in den The-
menbereich. 

Die Autorin des folgenden Beitrags, Sarah Hostmann,
Studienberaterin an der FU Berlin, stellt uns in ihrem le-
senswerten Bericht Refugees Welcome: Das Informa-
tionsprogramm für Geflüchtete an der Freien Universität
Berlin die Bemühungen der FU ausführlich vor. Unsere
Autorin berichtet vor allem über die Aktivitäten, die die
ZE Studienberatung und Psychologische Beratung zu
Welcome@FUBerlin beisteuert. Ihr Bericht hat einen kla-
ren Fokus auf Beratung und ist konsequent aus der Per-
spektive der Studienberatung geschrieben. 

Aus der spezifischen Perspektive eines International Of-
fice beschreibt Susanne Preuschoff, Leiterin der Abtei-
lung „Internationale Studierende“ im IO der Universität
zu Köln, die Verhältnisse an ihrer Universität. Sie macht
uns mit den ganz konkreten bürokratischen Tücken ver-
traut, mit denen Geflüchtete konfrontiert sind, die ein
Studium in Deutschland anstreben. Flüchtlinge auf dem
Weg ins Studium – Erfahrungen des International Office
der Universität zu Köln lautet ihr detail- und kenntnis-
reicher Beitrag.

Mit dem Paderborner Studienberater Jörn Sickelmann
widmen wir uns einem rein nationalen Thema – es geht
nämlich um den deutschen Beamten. Zumindest mittel-
bar, denn um Beamter (oder Beamtin) zu werden, gilt es,
auch die Hürde einer Gesundheitsprüfung zu überwin-
den. Vor allem Lehramtsstudentinnen und -studenten
und solche der Rechtswissenschaft, die entweder Psy-
chiatrie- oder Psychotherapieerfahrung haben oder
denen diese eventuell noch bevorsteht, treibt die Furcht
vor der Gesundheitsprüfung in die Beratungsstellen der
Hochschulen. „Aber dann werde ich ja später nicht ver-
beamtet!“ – Die Sorge vor der „Verbeamtungsuntersu-
chung“ als Thema in der (psychosozialen) Beratung Stu-
dierender hat er seinen Beitrag folgerichtig benannt –
sein Resümee hat er in zehn Thesen zusammengefasst,
die er als Impulse für die Beratung betroffener Studie-
render versteht.

Der nächste Beitrag hat wieder internationalen Bezug.
Anthony Bülow, Studienberater in der ZSB der Univer-
sität zu Köln, schildert nach einer Hospitation an 
der Universität Cardiff seinen Eindruck vom Hochschul-
beratungssystem in Großbritannien. Wir lernen, dass
Counselling doch etwas ziemlich anderes ist als eine
deutsche Studienberatung, und dass die britischen Uni-
versitäten beneidenswert gut ausgestattet sind mit 
Beraterinnen und Beratern. Das Beratungsangebot an
Hochschulen in Großbritannien – Erfahrungsbericht
über einen Aufenthalt an der Universität Cardiff heißt
sein luzider Beitrag.

Da die ZSB der Ruhr-Universität Bochum nunmehr seit
einem halben Jahrhundert existiert, baten wir Ludger
Lampen, seit Mitte 1989 selber Teil des Teams dieser Ein-
richtung, um eine kleine Chronik dieser Jahrzehnte. Die
ZSB der Ruhr-Universität Bochum wurde 50! Ein kleiner
Rückblick auf ein bewegtes Leben (1966-2016) lautet
der Titel zu einer jahrzehntelang blühenden Variante der
internen Organisation von Studienberatung. Das Team
wählte sich die Leitung alle zwei Jahre selber, die Bera-
tungsstelle war NICHT in der Verwaltung angesiedelt,
sondern als Zentrale Betriebseinheit organisiert – Dinge,
die in dieser Kombination zumindest in Nordrhein-West-
falen einzigartig waren. Tempi passati.

Zum Schluss wird Beratung wieder international be-
trachtet. Amrit Malhotra, Studienberaterin in der ZSB
der Universität Münster, besuchte eine kleine, aber
feine internationale Tagung, die im Sommer von der ZSB
der Universität Bielefeld veranstaltet wurde. „Same,
same but different“. Counselling International Students
– Erfahrungen aus einer Konferenz an der Universität
Bielefeld ist ihr Bericht überschrieben. Bei unserer Auto-
rin kam die zweitägige Tagung gut an: Die Referen -
ten/innen, die Teilnehmer/innen, die Themen und die
Arbeitsweise, alles überzeugte sie und gab wertvolle
Anregungen.

Am Ende des vorliegenden Heftes findet sich noch ein
Hinweis auf die Frühjahrstagung der Gesellschaft für Be-
ratung und Therapie an Hochschulen. Die GIBeT (oder
genauer: ihre Arbeitskreise) tagt/tagen am 9. und 10.
März 2017 in Düsseldorf. 

Peter Schott & Franz Rudolf Menne
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ZBS
Anregungen für die Beratungspraxis/
Erfahrungsberichte

Refugees Welcome – 1 Jahr danach 

Die stark gestiegenen Flüchtlingsbewegungen im Jahr
2015 haben relativ schnell dazu geführt, dass vorwie-
gend junge Männer den Weg zu den deutschen Hoch-
schulen gesucht haben, um ein Studium zu beginnen
oder das bereits im Heimatland begonnene Studium
fortzusetzen. Eine aktuelle Studie des BAMF1 bestätigt
das hohe Bildungsniveau vieler Geflüchteter.2 Weitere
Zahlen hierzu können auf den Websites des zuständigen
Ministeriums nachgelesen werden (BAMF-Statistik-por-
tal3). Mittlerweile hat sich eine Vielzahl von Hochschul -
initiativen gegründet, um die Willkommenskultur weiter
zu etablieren und geflüchtete Studieninteressierte im
Hochschulsystem zu integrieren. An diesen Integrations-
prozessen sind insbesondere die Zentralen Studienbera-
tungsstellen (ZSB) beteiligt, da sie aufgrund ihres Auftra-
ges Studieninteressierte in Bezug auf Fragen zur Studien-
wahl professionell beraten können. 
Für die Zentralen Studienberatungsstellen hat sich durch
die weltpolitischen Veränderungen eine „neue“ Zielgrup-
pe gebildet, nämlich die Gruppe der „studieninteressier-
ten Geflüchteten“. Während ausländische Studieninter-
essierte primär durch die International Offices mit viel
Engagement und Kreativität betreut werden, sind die
zentralen Aufgaben der ZSBen: die Weitergabe fundierter
Hochschul- und Studiengangsinformationen, eine umfas-
sende Orientierungsberatung und die Unterstützung in
Entscheidungsprozessen zum Studium. Unbestritten ist,
dass diese Kernaufgaben der Studienberatungsstellen
und jene Kompetenzen auch der Gruppe der Geflüchte-
ten in ihrem Orientierungsprozess zur Verfügung gestellt
werden sollen – wie anderen ratsuchenden Personen
auch. Die Beratung von Studieninteressierten mit Flucht-
hintergrund erfordert jedoch ein zusätzliches Know how,
nämlich ein Mehr an interkulturellen Kompetenzen und
eine andere Art des Fachwissens aus nicht-hochschuli-
schen Kontexten, die bisher nicht oder nicht in dem Aus-
maß zu dem Wissensfundus der ZSBen gehörten (z.B.
rechtliche Regeln zu Aufenthaltstiteln und Grundkennt-
nisse des Asylrechts).
Um sich diesen zunehmenden Herausforderungen profes-
sionell stellen zu können, haben sich viele Studienbera-
tungsstellen bereits frühzeitig durch Vernetzung und Aus-
tausch auf Tagungen und Konferenzen zusammen getan.
Ausgehend von der Herbsttagung der GIBeT (Gesellschaft

für Information, Beratung und Therapie)4 in Hamburg im
September 2015 konnte so erstmals mit großer Resonanz
ein Workshop zum Thema „Geflüchtete in der Studienbe-
ratung“ durchgeführt worden, der von Elke Mittag (kfsn
Hannover) und Marco Bazalik (ZSB Osnabrück) initiiert
worden ist. Bereits ein halbes Jahr später wurde dann auf
der Arbeitskreistagung an der Westfälischen Hochschule
in Gelsenkirchen ein Arbeitskreis gegründet, der die Ideen
und Anregungen des Workshops aufnehmen konnte. Die-
ser Arbeitskreis wird von Tanja Busse (ZSB Hannover) und
Marco Bazalik geleitet und ist offen für alle Interessierten.
Auf der letzten GIBeT-Herbsttagung 2016 in Cottbus war
bei dem sehr informativen, aber auch viel zu kurzen Aus-
tausch allen Beteiligten bewusst, dass die „neue“ Ziel-
gruppe der Geflüchteten noch lange Zeit im Fokus von
Studienberatungsstellen und Hochschulen bleiben wird.
In diesem Artikel soll daher der Versuch unternommen
werden, einerseits die Ergebnisse und Erfahrungen des
bisherigen Arbeitskreises „Geflüchtete in der Studienbera-
tung“ aufzugreifen, andererseits aber auch aus der Sicht
der Autoren den Beratungsprozess von Geflüchteten
näher zu beleuchten. Außerdem soll auf Unterschiede zu
traditionellen Zielgruppen hingewiesen sowie weitere
Ideen in Bezug auf hilfreiche Interventionen, Beratungs-
settings, Unterstützungsangebote sowie politische Forde-
rungen zur Diskussion hergestellt werden.

Einblicke: Geflüchtete an den Hochschulen – Herausfor-
derungen und Problemlagen 
In den letzten 18 Monaten sind in Bezug auf die Integra-
tion von Geflüchteten an Hochschulen viele positive
Entwicklungen zu verzeichnen. So sind Gastprogramme
für Geflüchtete eingerichtet worden, Tandemprogram-
me mit deutschen Studierenden, studentische Initiati-
ven im Bereich Sport und Freizeit oder neu gegründete
Koordinierungsstellen. Dennoch besteht weiterhin bei

Tanja Busse & Marco Bazalik

Geflüchtete in der Beratung 
– Einblicke und Ausblicke

Marco BazalikTanja Busse

1 BAMF: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
2 http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Forschungs

berichte/fb29-iab-bamf-soep-befragung-gefluechtete.pdf?__blob=publica
tionFile

3 BAMF Infothek: http://www.bamf.de/DE/Infothek/Statistiken/statistiken-
node.html

4 GIBeT-AK „Geflüchtete in der Studienberatung: http://www.gibet.de/
fachthemen/arbeitskreise/ak-gefluechtete-in-der-studienberatung.html
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der erfolgreichen Integration von Geflüchteten an Hoch-
schulen Handlungsbedarf. So ist z.B. bei den Treffen des
GIBeT-Arbeitskreises „Geflüchtete in der Studienbera-
tung“ mehrfach der Wunsch geäußert worden, auf poli-
tischer Ebene aktiv zu werden und im Rahmen eines Po-
sitionspapiers auf die Optimierungsbedarfe aufmerksam
zu machen, die aus eigener individueller Beratungserfah-
rung bestehen: 
Es mangelt z.B. weiterhin an Plätzen in qualifizierten
Deutschkursen und vor allem an den Möglichkeiten der
entsprechenden Prüfung. Ohne ehrenamtliche Unter-
stützung ist es für Geflüchtete sehr schwierig, sich einen
Überblick über die Bildungslandschaft zu verschaffen
und bisweilen eine Glückssache, einen Platz im Sprach-
kurs zu erhalten. Auch die Frage der Anreisekosten für
Geflüchtete, die nicht in der Nähe von Städten mit meh-
reren Bildungseinrichtungen untergekommen sind, stellt
eine große Hürde für die erfolgreiche Integration dar.
Eine viel stärkere Herausforderung ist nach wie vor bei
vielen Personen mit Fluchterfahrung der unklare Aufent-
haltsstatus und die damit verbundene Unsicherheit über
die eigene Zukunft. So ist es für diese jungen Menschen
schwer, ihre Zukunft und ihre Bildungslaufbahn aktiv zu
gestalten, wenn sie teils monate- oder gar jahrelang
nicht wissen, ob sie in Deutschland bleiben dürfen oder
wieder ausgewiesen werden. Nach einer langen gefährli-
chen Flucht nicht als „Flüchtling“ anerkannt zu werden,
ist eine enorme psychische Belastung für die Betroffe-
nen. Hinzukommt, dass Geflüchtete oft nicht belegen
können, was in der Heimat bereits an Fachkenntnissen
erworben wurde. Diese Belastungen hemmen oft eine
erfolgreiche Integration in Hochschule und Ausbildung.
Welche Auswirkungen dies auf die psychische Gesund-
heit hat, ist eine Frage, der sich zunehmend psychoso-
ziale Beratungsstellen stellen müssen. Nicht nur aus
Sicht der Studienberatung wäre es wünschenswert,
wenn die (Entscheidungs-)Prozesse beim BAMF und den
Ausländerbehörden weiter beschleunigt werden könn-
ten. Auch wenn ein direkter Einfluss der Beratungsstel-
len auf politische Entscheidungsprozesse nur begrenzt
möglich ist, so sollte jedoch stärker auf diese großen
Hürden im Integrationsprozess hingewiesen werden.
Neben den formalen gibt es für Geflüchtete aber auch fi-
nanzielle Hürden, denn bei der Hochschulzulassung hat
i.d.R. der aktuelle Stand im Asylverfahren keine Rele-
vanz, aber für die Finanzierung der Lebenshaltungskos -
ten und der Krankenversicherung ist die Klärung dieser
Frage unerlässlich: Gibt es Geld vom Jobcenter? So -
zialleis tungen nach SGBXII5? Ab wann gibt es für wen
wieviel BAföG6? Welche Unterlagen müssen eingereicht
werden? Und was ist, wenn es diese Unterlagen nicht
mehr gibt? Und auch niemals wieder geben wird? Wie
für deutsche Studierende auch, ist die Frage der Studien-
finanzierung ein wichtiger Punkt im Prozess der Studien -
orientierung. Für Geflüchtete ist die Finanzierung des
Studiums noch schwieriger, denn häufig gibt es keine Fa-
milie, die notfalls finanziell unterstützt oder die Mietkos -
ten übernimmt. In den jeweiligen Ämtern gibt es z.T.
immer noch Wissenslücken und wenig Flexibilität bei
den starren formalen Abläufen der „neuen“ Zielgruppen.
Auch wenn die Gruppe der Geflüchteten, die ohne Pa-
piere nach Deutschland gekommen sind, scheinbar klei-

ner ist als gedacht, gibt es noch immer wenig Klarheit
bzw. Einheitlichkeit darüber, wie mit geflüchteten Studi-
eninteressierten ohne vollständige Papiere umzugehen
ist. So gibt es zwar dazu das Positionspapier der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) vom 03.12.20157, aber wel-
ches Bundesland setzt es wie um? Und vor allem: wann?
Vermeidet man, die juristischen Ermessungsspielräume
zu Gunsten der Studienbewerber/innen mit Fluchthin-
tergrund auszulegen, um nicht die so häufig gefürchte-
ten Präzedenzfälle zu schaffen? So gibt es Ideen über
Hochschulzugangsprüfungen, die teils sogar innerhalb
einer Hochschule unterschiedlich umgesetzt werden. Ei-
nige Hochschulen verwenden den Test für Ausländische
Studierende (TestAS8), um die Studierfähigkeit zu über-
prüfen, und Bundesländer mit Studienkolleg, wie z.B.
Niedersachsen (mit dem Studienkolleg in Hannover)
bieten für diese spezielle Zielgruppe gesonderte Prüfun-
gen an. Leider ist die Anzahl der Bewerbungen deutlich
höher als die vorhandenen Kapazitäten. So lag die Auf-
nahmequote der Bewerber/innen am Niedersächsischen
Studienkolleg gerade mal bei neun Prozent9. Viele moti-
vierte junge Menschen müssen folglich abgewiesen wer-
den, weil die Kapazitäten einfach nicht ausreichen. Was
passiert mit diesen Menschen, die laut Zeugnisbewer-
tung die Pflicht haben, das Kolleg zu besuchen? Ein Jahr
warten? Und noch ein Jahr? Ein anderes Bundesland auf-
suchen? Was sagen die Wohnsitzauflagen dazu? Und das
Jobcenter? Das deutsche Abitur nachholen? Wie kann es
sein, dass es die Pflicht gibt, eine Institution wie z.B. das
Studienkolleg zu besuchen, die einen gar nicht aufneh-
men kann, und dies nicht erst seit der „Flüchtlingskrise“? 
Diese faktischen Hürden, die Vielzahl der Hochschulzu-
gangswege und die Unübersichtlichkeit der Angebote
sind bereits für die Fachleute in der Studienberatung
schwer zu durchschauen und zu akzeptieren. Daher ist
es die Aufgabe der Studienberatungsstellen, diese un -
übersichtliche Informationslage fundiert zu vermitteln:
Wenn es mit dem Studienkollegplatz nicht klappt, soll
dann eine Hochschule gesucht werden, die TestAS
nutzt? Und wenn das nicht klappt, dann eben eine
Hochschule mit eigener Zugangsprüfung? Wenn das
nicht funktioniert, dann…? Nicht zuletzt die Quotierung
der Studienplätze für Nicht-EU-Ausländer stellt eine
Herausforderung, wenn nicht gar ein unüberwindbares
Hindernis dar. Ist der lange Weg über das Mittelmeer,
über Integrations- und Deutschkurse, DSH210-Prüfung,
TestAS oder Studienkolleg geschafft, stehen viele den-
noch vor verschlossenen Hochschultüren. Aus pädagogi-
scher Sicht wird die Realisierung dieser Tatsache für viele
„Betroffene“ noch ein schmerzhafter Prozess werden.

5 SGB II: http://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbii/1.html
6 BAföG: https://www.bafög.de/de/bundesausbildungs--foerderungsgesetz-

--bafoeg-204.php
7 KMK: http://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_

beschluesse/2015/2015_12_03-Hochschulzugang-ohne-Nachweis-der-
Hochschulzugangsberechtigung.pdf

8 TestAS: http://www.testas.de/ 
9 Veröffentlichte Zahlen vom Nds. Studienkolleg auf der Tagung der I-Ämter

am 27.10.2016
10 DSH: http://www.dsh-germany.com/info/#niveaustufen/sprachniveau-c1 
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Denn der Studienplatz ist für viele Geflüchtete weit
mehr als ein Schritt im Bildungswerdegang. Es ist ein
Ankommen, ein Wieder-irgendwo-Dazugehören, ein
Nicht-mehr-(nur)-“Flüchtling“-, sondern „Stu dent/in“-
Sein. Es ist die Gewinnung einer neuen Identität und vor
allem eine Chance, wieder ein „normales“ Leben zu
führen. Der Realist weiß, dass es nicht für jeden diese
Chance geben wird. Bildungsgerechtigkeit bedeutet
auch, nicht den einen die Studienplätze zu nehmen, um
sie den anderen zu geben. Eine andere Lösung wäre
wünschenswert, um die Willkommenskultur und den In-
tegrationsprozess auch tatsächlich zu fördern. Das Label
„Weltoffene Hochschule“ sollte hier gerade im Zulas-
sungsrecht konsequent umgesetzt sein, sonst ist es nicht
mehr als ein Lippenbekenntnis.

Hochschulzugang, Asylrecht & Co – wenn Welten auf-
einandertreffen
In Beratungsgesprächen mit Geflüchteten stehen derzeit
viele Studienberaterinnen und -berater vor vielen neuen
formalen Herausforderungen, wie z.B. aus dem Bereich
Asylrecht. So stellt sich die Frage: Ist eine Duldung ein
Grund für einen Härtefallantrag im Bewerbungsprozess,
da ein Umzug in eine andere Hochschulstadt evtl. noch
nicht erlaubt ist aufgrund einer möglichen Wohnsitzauf-
lage? Dies ist eine jener Fragen, mit denen sich Beraterin-
nen und Berater auf einmal konfrontiert sehen. Wie funk-
tioniert das mit der eigenen Krankenversicherung bei Ge-
flüchteten und wer bekommt denn mit welchem Aufent-
haltstitel nach wie vielen Monaten BAföG? Es herrscht an
zahlreichen Stellen (Rechts-)Unsicherheit, es gibt wider-
sprüchliche Informationen und einige Personen geben
vor lauter Ungewissheiten lieber gar keine Auskünfte
mehr. Die Unsicherheit entsteht sicherlich aus der Kom-
plexität der Sachverhalte, denn bei den geflüchteten Stu-
dierenden und Studieninteressierten treffen die unter-
schiedlichen Rechts- und Sozialsysteme aufeinander. Es
gibt BAföG für das Studium, aber nicht für das Studien-
kolleg. Da greift das Schüler-BAföG. Welcher Aufent-
haltsstatus erlaubt wie viele Arbeitstage? Und dürfen
Studierende mit Fluchthintergrund überhaupt das
Pflichtpraktikum absolvieren wegen der Beschäftigungs-
erlaubnis? Integration ist erwünscht, ja vom Gesetz her
sogar verpflichtend, aber leider gibt es nicht genug Inte-
grationskurse. Und wer schon mal die deutsche Hoch-
schullandschaft als Gasthörer oder Gasthörerin erkunden
will, muss oft selber sehen, über welche Quellen die
Fahrkarte zur Anreise bezahlt wird. Hochschulen, Stu-
dentenwerke, Ausländerbehörde, Jobcenter, BAMF – es
gibt einen gewissen Abstimmungsbedarf zwischen diesen
Systemen, doch wer stößt ihn an? Viel Last liegt hier auf
den Schultern einzelner, die sich hierfür engagieren und
die unterschiedlichen Akteure zusammenbringen.
In der sehr anschaulichen Studie „Studium nach der
Flucht“11 werden alle formalen Sachverhalte mit Bezug
auf das Studium umfassend dargestellt. Auch die aktuell
erschienene Handreichung „Hochschulzugang und Stu-
dium von Flüchtlingen“12 greift die juristischen Themati-
ken auf. D.h. letztlich gibt es für (fast) alle Unklarheiten
Regelungen, mit denen sich die ZSBen aber bisher nicht
auseinandersetzen mussten und die darüber hinaus
nicht immer Lösungen implizieren. Natürlich, nicht alle

Fragen muss ein/e Berater/in beantworten können, aber
die Studienberatungsstellen müssten wissen, wer es
kann und daher vermehrt mit den entsprechenden Fach-
personen in Kontakt treten, um den geflüchteten Ratsu-
chenden einen möglichst fundierten Informationsstand
zu gewährleisten und negative Überraschungen zu ver-
meiden. Wenn sonst Hilfe zur Selbsthilfe eine Maxime
der Studienberatungsstellen ist und stets die Förderung
der Eigenverantwortlichkeit im Fokus steht, so ist nun
vielleicht zu überlegen, für diese Zielgruppe eine intensi-
vere Begleitung bzw. andere Formen der Unterstützung
anzubieten. 

Studierendenmarketing versus Studienberatung
An manchen Hochschulen ist aktuell ein Phänomen zu
beobachten, dass aus der Wirtschaft allzu bekannt ist.
Während Geflüchtete auf dem Arbeitsmarkt vermehrt
als Lösung für den Fachkräftemangel gehandelt werden
und die Hoffnung wächst, Geflüchtete würden sich
möglichst stark für die weniger beliebten Ausbildungs-
berufe interessieren, so scheint diese neue Zielgruppe
einigen Hochschulen dazu zu dienen, Kapazitäten in we-
niger nachgefragten Studiengängen zu füllen. Das Span-
nungsfeld zwischen Studienberatung und Studierenden-
marketing ist altbekannt, dennoch scheint es sich mo-
mentan wieder zu verstärken. Die Sorge, Geflüchtete
würden instrumentalisiert werden um Zahlen zu opti-
mieren, wächst bei einigen Kolleginnen und Kollegen in-
nerhalb der Beratungsstellen. Aber wie jeher geschehen,
definieren Studienberaterinnen und Studienberater ihre
Aufgabe nicht in der Umsetzung von Marketingstrategi-
en, sondern als Unterstützung und Begleitung von Men-
schen in schwierigen Situationen und Entscheidungs-
phasen. Wie die konkrete Beratungspraxis mit Geflüch-
teten in der Realität aussehen kann, soll im folgenden
Kapitel näher betrachtet werden. Primär soll dabei auf
einzelne Aspekte eingegangen werden, die weitere Her-
ausforderungen bei Geflüchteten im Vergleich zur Bera-
tung von „klassischen Studieninteressierten“ betrachten.

Geflüchtete in der Beratung – Beratungspraxis
und Besonderheiten
In vielen Hochschulen kommen Geflüchtete erstmalig
mit den ZSBen in Kontakt, wenn es darum geht, Fragen
zur Studienaufnahme bzw. -fortsetzung zu klären. Im
Vergleich zur „klassischen“ Gruppe der Studieninteres-
sierten gibt es jedoch einige Unterschiede, die anhand
verschiedener Punkte genauer betrachtet werden sollen
wie z.B. in Bezug auf Zielgruppenmerkmale, Anliegen,
Beratungsdimensionen, Setting, Beratungsphasen, Inter-
ventionsformen sowie weiterer Besonderheiten. Da es
momentan keine stichhaltige Vergleichsstudie zu den
beiden Zielgruppen gibt, stützen sich die Erkenntnisse
daher vorwiegend auf die bisherigen Erfahrungen der

11 https://www.hrk.de/fileadmin/redaktion/Studie_Studium-nach-der-
Flucht.pdf

12 https://www.hrk.de/fileadmin/redaktion/hrk/02-Dokumente/02-02-
PM/161024_Handreichung_Studium_von_Fluechtlingen.pdf
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Studienberatungsstellen an der Leibniz Universität Han-
nover und der Zentralen Studienberatung in Osnabrück. 

Zielgruppe und typische Anliegen
Deutsche Studieninteressierte sind beim Erstkontakt mit
ZSBen häufig weiblich, sie stehen kurz vor dem Hoch-
schulzugang (zumeist Abitur) und suchen die Beratung
primär zur Studienorientierung auf. Dies tun sie häufig
alleine, wobei die Begleitung durch Elternteile in den
letzten Jahren zugenommen hat. Studieninteressierte
Geflüchtete hingegen sind in den meisten Fällen männ-
lich, zwischen 18 und 25 Jahre alt und sehr häufig in Be-
gleitung von weiteren Personen. Diese stehen überwie-
gend in keinem Verwandtschaftsverhältnis zur ratsu-
chenden Person, sondern oftmals handelt es sich um 
Ehrenamtliche oder Personen, die beruflich mit Geflüch-
teten in Kontakt stehen. Bereits hier sind erste Unter-
schiede bei den beiden Zielgruppen offensichtlich er-
kennbar. Die regionale Hochschulbindung von klassi-
schen Stu dien interessierten, die oft aus persönlichen
Gründen den Hochschulradius möglicher Studienange-
bote eingrenzen, wird bei Geflüchteten eher durch 
bereits erwähnte formale bürokratische Regelungen be-
dingt. So kann z.B. die von Behörden auferlegte Wohn-
ortbindung häufiger zu Problemen führen, wenn die
Hochschule in der Nähe des Wohnortes gar nicht den
angestrebten Studiengang anbietet. Ein typisches Bera-
tungsbeispiel für Osnabrück sind die Studienwünsche
aus dem Bereich der Medizin, die vorrangig bei syri-
schen Geflüchteten sehr nachgefragt sind, weil einerseits
überproportional viele Syrer/innen bereits Medizin stu-
diert haben, bzw. Angebote wie Human- oder Zahnme-
dizin auch in Deutschland favorisieren, weil sie damit
spätere monetäre und statusrelevante Vorteile verbin-
den. Insbesondere Geflüchtete aus Syrien, die mit sehr
guten Noten den Hochschulzugang erlangt haben, be-
ginnen ein Medizinstudium, da der Arztberuf auch in
ihren Heimatländern ein hohes gesellschaftliches Anse-
hen genießt und sehr gut finanziell honoriert wird. Ob-
wohl die Hochschulen in Osnabrück über 300 Studien-
angebote verfügen, sind medizinische Studiengänge erst
im benachbarten Münster und daher in einem anderen
Bundesland studierbar. Es verwundert daher nicht, dass
ein angehender bzw. ausgebildeter syrischer (Zahn-)Arzt
mit aktuellem Wohnort in Osnabrück ein Medizinstudi-
um in Münster einem Studiengang im Bereich der Den-
taltechnologie an der Hochschule Osnabrück, der eher
zu einer Ingenieurtätigkeit befähigt, vorzieht. Darüber
hinaus wird bei Geflüchteten überwiegend die Meinung
vertreten, ein Studium an einer Universität sei besser als
ein Studium an einer (Fach-)Hochschule. Denn im syri-
schen Bildungssystem gibt es neben den Universitäten
auch Institute, an denen jene Personen studieren, deren
Schulabschlüsse nicht so gut waren. Da die Studiendau-
er an den syrischen Instituten aber deutlich kürzer ist,
kann keinerlei Vergleich zu dem deutschen Fach -
hochschulsys tem hergestellt werden. Hier wird in Zu-
kunft noch einige Aufklärungsarbeit über die tatsächli-
chen Unterschiede der Hochschulsysteme zu leisten
sein. Durch die Beratungsgespräche wird darüber hinaus
vermehrt deutlich, dass Wunsch und Wirklichkeit be-
züglich Studienwunsch und tatsächlicher Studienmög-

lichkeit leider bisweilen weit auseinander liegen. Die
Aufgabe der Beratung ist es dann, ebenso wie bei deut-
schen Studieninteressierten, beim Umgang mit der Ent-
täuschung und der Entwicklung alternativer Studien -
ideen zu unterstützen – oder eben zu versuchen dabei
zu helfen, die formalen Hindernisse zu überwinden.
In der Beratungspraxis mit geflüchteten Studieninteres-
sierten rückt häufig im Laufe des Erstgespräches der
konkrete Studieneinstieg bzw. die Fortsetzung des
Wunschstudiums zunehmend in den Hintergrund, wenn
erkannt wird, dass das Beherrschen der deutschen Spra-
che als grundlegende Voraussetzung zur Aufnahme
eines Studiums in Deutschlands neben einem gültigem
Hochschulzugang elementar ist, und zwar in den meis -
ten Fällen auf dem Sprachniveau von C1. Denn von den
grundständigen Studienangeboten in Deutschland wer-
den laut den Angaben im Hochschulkompass nahezu
98% in deutscher Unterrichtssprache angeboten, wäh -
rend lediglich ca. 2% in Englisch studierbar sind. Bei
weiterführenden Angeboten sind immerhin über 10%
der Fächer in englischer Sprache studierbar. So verwun-
dert es nicht, dass die Geflüchteten ein sehr starkes In-
teresse am schnellen Erlernen der deutschen Sprache
haben, jedoch frühzeitig enttäuscht sind, wenn die
Hochschulen, Städte und Gemeinden vor Ort keine aus-
reichenden Sprachkurse zum Erlernen der deutschen
Sprache anbieten können, so dass die notwendigen
deutschen Sprachkenntnisse für ein Studium in Deutsch-
land in weitere Ferne rücken. Frustrierend ist dieser Zu-
stand insbesondere für jene Geflüchtete in Deutschland,
die schon einige Jahre in Deutschland leben, aber noch
nicht die Möglichkeit hatten, ein Sprachniveau von B2
oder besser zu erlangen.
Aufgrund der unterschiedlichen Voraussetzungen und
Rahmenbedingungen ergeben sich bei dem Vergleich
der beiden Zielgruppen von Studieninteressierten (Ge-
flüchtete und Deutsche) weitere Unterschiede auch in
Bezug auf Beratungsdimensionen und Setting.

Beratungsdimensionen und Setting
Ruth Großmaß differenziert in der „klassischen“ Studien-
beratung drei Dimensionen: (1) inhaltlich, (2) psycholo-
gisch und (3) sozial „lebensweltlich“ (2007, S. 238)13.
Während in der „klassischen“ Studienberatung von
deutschen Studieninteressierten die inhaltliche Dimensi-
on aufgrund der Vielzahl von Studienangeboten, Zu-
gangsbedingungen, Bewerbungsmodalitäten sowie Be-
rufs- und Mastermöglichkeiten im Fokus steht, geht es
in der psychologischen Dimension eher um eine „spezi-
fische Form der Kommunikation, Einfühlung in das Ge-
genüber […] wie Wissen über klientenspezifische
Schwierigkeiten und Belastungen“ (ebd., S. 240). Für
Großmaß beinhaltet die psychologische Dimension
daher auch „eine Gesprächsführung, die den Schüler
oder die Studentin als Person zu sehen vermag, Emotio-
nalität einschließt und Veränderungsprozesse anregt“

13 Großmaß, R. (2007): Studienberatung und sozialer Raum. In: Sickendiek,
U.: Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung. Tübingen, Dt. Ges. für
Verhaltenstherapie. S. 237-252.
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(ebd.). Die soziale Dimension der Beratung orientiert
sich dabei mehr an der lebensweltlichen Perspektive von
Thiersch (ebd.). Hier geht es vorwiegend um mehrere
Aspekte des sozialen Umfeldes, welche bei der Studien-
wahl eine nicht unerhebliche Rolle spielen.
Bei der Beratung Geflüchteter liegt der Fokus der Ratsu-
chenden erfahrungsbasiert häufig auf der inhaltlichen
Dimension. Diese wird für Geflüchtete aufgrund fehlen-
der Sprachkenntnisse und Kontexte jedoch oft zur
großen Herausforderung in den ersten Beratungsge-
sprächen. Nicht nur neue Begriffe und Vokabeln müssen
verstanden werden, sondern auch ganze Bezugssysteme,
da bereits das Bildungssystem in Deutschland mit den
verschiedenen Hochschultypen wie Universität und
(Fach-)Hochschule zu größeren Verwechslungen führen
können. Wenn selbst deutschen Studieninteressierten
oft der Unterschied zwischen Universität und (Fach-)
Hochschule nicht klar ist, so ist es für ausländische Stu-
dieninteressierte eine besondere Herausforderung die-
ses Hochschulsystem auch noch von der dualen Ausbil-
dung (mit Lehrbetrieb) abzugrenzen, denn Hochschulen
bieten auch duale Studienformen an. In Beratungsge-
sprächen mit Geflüchteten ist es daher umso wichtiger,
durch geeignete Interventionen den Beratungsprozess
bereits zu Beginn zu strukturieren und die Besonderhei-
ten der Zielgruppe in Bezug auf Sprachniveau, Kon-
textanbindung und Kultur zu berücksichtigen. Obwohl
bei ersten Beratungsgesprächen mit Geflüchteten einige
Sprachbarrieren vorhanden sind, ergeben sich erfah-
rungsgemäß tragfähige Beratungsbeziehungen, die
durchaus Zugänge zur psychologischen Dimension eröff-
nen, sofern es um direkte Gespräche geht, die auch
Deutungen der Mimik und Gestik erkennen lassen.
Letztlich sind es daher die kulturellen Kontexte, die Un-
terschiedlichkeit der Bildungssysteme, anfängliche
Sprachbarrieren und die fehlende Erfahrung mit dem
neuen Umfeld, welche die sozialen und inhaltlichen Di-
mensionen in der Beratung mit Geflüchteten dominieren
lassen. Erst tragfähigere Beratungsbeziehungen, ein
gutes Sprachverständnis und die Möglichkeit zu Folge-
terminen bieten Explorationsprozesse in psychologische
Dimensionen, wenn Sorgen, Ängste und Unsicherheiten
mehr zur Sprache kommen.
Dass Beratung auch immer einen Raum für jene Selbst-
exploration bieten soll, der auch für eine erfolgreiche
Beratung von Geflüchteten notwendig ist, setzt eben-
falls voraus, dass für geflüchtete Studieninteressierte
Ort, Lage und Atmosphäre der Beratungseinrichtung
von besonderer Bedeutung sind. So spricht sich „gute“
Beratung in der Gruppe der Geflüchteten schnell herum,
die über soziale Medien wie WhatsApp, Facebook und
Co. gut miteinander vernetzt sind. 

Beratungsphasen und typische Interventionen
Grundsätzlich lässt sich ein klassisches Beratungsge-
spräch methodisch in drei Abschnitte unterteilen (An-
fangs-, Arbeits- und Abschlussphase). Je nach Zielgrup-
pe und Anliegen können diese drei Phasen unterschied-
lich lang sein. Während für deutsche Studieninteressier-
te i.d.R. die Anliegenklärung (Anfangsphase) im Ver-
gleich zu Geflüchteten tendenziell mehr Zeit in An-
spruch nimmt, da manchmal gar nicht klar ist, ob es um

ein Studium, eine Überbrückung oder z.B. um eine Be-
stätigung der Studienwahlentscheidung geht, so steht
bei Geflüchteten oft die zentrale Frage an: „Was kann
ich mit meinem Abschluss/Zeugnis studieren?“ So trivial
und einfach die Frage doch für den „Laien“ klingt, so
komplex ist die Thematik für die professionelle Bera-
tung. Denn aufgrund oft fehlender Hintergrundinforma-
tionen (wie z.B. vollständiger oder übersetzter Papiere),
der fehlenden Kenntnis verschiedener Bildungssysteme
der Herkunftsländer und der damit verbundenen An-
rechnung von Leistungen, kann in der konkreten Bera-
tung auch keine einfache Antwort gegeben werden. Ver-
weise an andere Abteilungen wie z.B. die International
Offices oder Studierendensekretariate garantieren häufig
auch keine wirklichen zufriedenstellenden Antworten,
da diese Einrichtungen ebenfalls keine Pauschalaussagen
zur Hochschulzugangsberechtigung treffen können, bzw.
dann wiederum oftmals an Datenbanken wie Anabin14

und oder an Uni-Assist15 verweisen. 
Eine Beratung setzt nach anerkannten Beratungsmetho-
den in der Arbeitsphase eines Beratungsgespräches auf
Klärungs- bzw. Bewältigungsprozesse in Bezug auf das
jeweilige Anliegen. Interventionen wie „Unterstützen,
Mobilisieren, Pausieren, Schweigen, Strukturieren, Ex-
plizieren, Formulieren, Konkretisieren, Systematisieren,
Konfrontieren, Thematisieren, Interpretieren, Veran-
schaulichen, Simulieren, Klären oder Begleiten“ sind
daher je nach Gesprächsanliegen notwendig. Im Ver-
gleich der beiden Zielgruppen wird jedoch schnell er-
kennbar, dass z.B. bei der Beratung von Geflüchteten
eher direktive Interventionen hilfreicher sind, um das
Gespräch in der Arbeitsphase angemessener zu gestal-
ten. So kommt es dann auch häufiger zu Interventionen
wie z.B. dem „Strukturieren, Bilanzieren, Evaluieren,
Sys tematisieren, Kontextualisieren, Analysieren und Ver-
weisen“ durch die Beraterin bzw. den Berater, um weite-
re nächste Schritte in der Komplexität von Problemlagen
aufzeigen zu können. 
Als besonders hilfreiches Mittel der Nachhaltigkeit und
gerade bei der Komplexität bzw. Schwierigkeit der Aus-
gangslage von Geflüchteten, bedingt durch Verständnis -
probleme, Kulturunterschiede, Anerkennungsproblema-
tiken von Zeugnissen und der unterschiedlichen Bil-
dungssysteme hat es sich bewährt, dass die wesentlichen
Infos, Kontakte und Schritte der Beratung für die ratsu-
chenden Geflüchteten stichwortartig festgehalten und
per E-Mail an die Ratsuchende gesendet werden, damit
diese ersten Ergebnisse weiter bearbeitet werden kön-
nen, und zwar sowohl vom Ratsuchenden selbst als auch
von den Beratenden, die damit einen Überblick über
mögliche Anliegen/Problematiken behalten können.

Weitere Besonderheiten in der Beratungspraxis
Mit Sicherheit ließen sich bei genauerer Betrachtung der
beiden Zielgruppen weitere Unterschiede feststellen.
Hier soll jedoch abschließend in Bezug auf die Bera-
tungspraxis noch auf einige Besonderheiten eingegan-

14 Anabin: http://anabin.kmk.org/anabin.html
15 Uni-Assist: http://www.uni-assist.de/
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gen werden, die für die weitere Entwicklung von zusätz-
lichen Beratungsformaten für die Gruppe Geflüchteter
an Hochschulen durchaus hilfreiche Impulse geben
könnten. Es wird, wie bereits erwähnt, dabei mehr auf
bisherige subjektive Erfahrungen in der konkreten Arbeit
mit Geflüchteten eingegangen, die daher nicht auf wis-
senschaftlichen Erkenntnisse beruhen. Die Besonderhei-
ten in der Arbeit mit Geflüchteten in der Studienbera-
tung lassen sich wie folgt konstatieren:

Kontaktaufnahme
Geflüchtete bevorzugen das persönliche Gespräch bzw.
den direkten persönlichen Kontakt zur Beratung, so dass
es sinnvoll erscheint, insbesondere bei Informationsver-
anstaltungen „Gesicht zu zeigen“ und alle Beratungs-
kräfte vorzustellen. Die typische Terminvergabe von Be-
ratungsgesprächen in Deutschland ist für Geflüchtete
oftmals „negativ“ konnotiert, da offizielle Behörden wie
z.B. die Ausländerbehörde, das Jobcenter oder die
Agentur für Arbeit Sanktionen aussprechen können, die
im ungünstigsten Fall weitere Hindernisse zum Erwerb
eines Aufenthaltstitels darstellen können. Daher agieren
Geflüchtete auch zunächst sehr vorsichtig bei der ersten
Kontaktaufnahme aus Angst vor möglichen Sanktionen.
Bei jenen Behörden werden Daten schriftlich erfasst,
was bei Studienberatungsstellen aber i.d.R nicht die
gängige Praxis darstellt. Diese Vertraulichkeit der Bera-
tung ist den Geflüchteten oftmals noch nicht bekannt.
So verwundert es auch nicht, dass z.B. die Anmeldeliste
in der „Offenen Sprechstunde“ für studieninteressierte
Geflüchtete in der ZSB Osnabrück anfänglich lediglich
verhalten genutzt worden ist. Häufig erscheinen Ge-
flüchtete bei Erstkontakten direkt vor dem Büro des Be-
raters bzw. der Beraterin, weil im Heimatland die Kultur
der Terminvereinbarung nicht geläufig war, es sei denn,
es musste z.B. der Zahnarzt in Syrien aufgesucht werden.

Beratungsfrequenz
Nach erstmaliger erfolgreicher Beratung darf es nicht ver-
wundern, dass weitere Termine folgen, da die Anliegen
bei Geflüchteten häufig vielschichtiger sind als bei 
deutschen Studieninteressierten und mit zunehmender
Sprachkompetenz auch weitere Themen zur Sprache
kommen. Geflüchtete mit guten Deutschkenntnissen, die
für sich realisiert haben, dass die ZSB keine „klassische
Behörde“ ist, die Beratungskontakte und -inhalte schrift-
lich vermerkt, nutzen daher auch häufiger die „offenen
Sprechstunden“ mit den üblichen Anmeldeprozeduren
oder vereinbaren einen weiteren Termin zur Beratung.

Beratungssetting
Insbesondere bei Erstkontakten mit Geflüchteten ist die
Form der Gruppenberatung sehr hilfreich, da Verständi-
gungsprobleme in der Gruppe durch gegenseitiges
Übersetzen und Erklären besser gelöst werden können.
Hinzukommt, dass aufgrund des verstärkten Informati-
onsgehaltes der Beratung (andere Bildungssysteme, Kul-
turen, Formalitäten,…) grundlegende Inhalte zeiteffizi-
enter an Gruppen vermittelt werden können als nach-
einander an Einzelpersonen. Darüber hinaus stellt ein
Gruppensetting zunächst eine größere Anonymität dar,
was die Angst vor möglichen Sanktionen aufgrund et-

waigen Fehlverhaltens bzw. Unkenntnis bestimmter Re-
geln minimiert.

Netzwerkarbeit in der Beratung
Es ist deutlich geworden, dass die Beratung von Studien -
interessierten und Studierenden mit Fluchthintergrund
äußerst komplex sein kann, sowohl bezüglich der Bera-
tungsprozesse selbst, als auch im Hinblick auf die weite-
ren Umstände und formalen Kontexte. Aufgrund der ge-
nannten Komplexität ist mehr als bereits zuvor ein um-
fassender Überblick über weitere Akteure und ihre An-
gebote innerhalb und außerhalb der Hochschule wich-
tig, nur so kann eine verlässliche Verweispraxis gewähr-
leistet werden. Hierzu sollte jede/r Berater/in wissen,
was die anderen Institutionen anbieten. Kritiker könn-
ten anmerken, dass Kommunikation noch nie die stärks -
te Seite einer Hochschule war, Parallelstrukturen an der
Tagesordnung sind, aber nun, für die Geflüchteten, soll-
te es besser gemacht werden. Warum genau für diese
Zielgruppe? Bei den klassischen Studieninteressierten
gibt es scheinbar mehr Vertrauen, dass sie sich alleine
durch das System Hochschule kämpfen. Irgendwie. Oder
ist es die Mischung aus Mitgefühl und Hilflosigkeit ange-
sichts der Situation der Geflüchteten, die zu mehr Aktio-
nismus anspornt? Wie definiert sich daher die ureigene
Rolle als Berater/in in den neuen Strukturen? Das häufig
verpönte Netzwerken gewinnt vielleicht auch deshalb
mehr an Bedeutung, weil diese Ratsuchenden sich nicht
nur an einer Stelle zentrieren: Manche gehen zum Inter-
national Office, andere zu ZSB und ASB, andere zur Zu-
lassungsstelle und zum Asta, viele kontaktieren direkt
die Fakultätsvertreter, und wieder andere kommunizie-
ren zunächst nur über ihre (ehrenamtlichen) Betreuerin-
nen und Betreuers… Somit ist es wichtig, dass alle Zu-
gang zu den zentralen Informationen haben und keine
„Wissenshortung“ an einer Stelle stattfindet. Deswegen
ist das aktive Betreiben von Netzwerken und die Teilha-
be an der lokalen Flüchtlings- und Integrationsarbeit
eine immer elementarere Aufgabe von Hochschulen und
hierin häufig für ZSBen. Sie müssen innerhalb der Hoch-
schule über Aktivitäten in den Fakultäten Bescheid wis-
sen, aber auch die Angebote der zentralen Einrichtun-
gen und die Prozesse in der Verwaltung kennen – z.B.
Mentoringprogramme, Gasthörerschaft, Study-Buddy-
Programme, Zugangsprüfungen, Sonderkurse an den
Studienkollegs und Deutschkurse. Vor allem mit den Zu-
lassungsstellen – seien sie angesiedelt im Immatrikulati-
onsamt, in den International Offices oder in Studieren-
densekretariaten – ist eine engere Rücksprache notwen-
dig, denn die Frage nach der Hochschulzugangsberechti-
gung ist für die Informationsberatung für diese Zielgrup-
pe essentiell. Aber auch oder vor allem außerhalb der
Hochschule ist ein aktives Netzwerk wichtiger als je
zuvor, um zum einen die Geflüchteten direkt zu errei-
chen, aber auch um die vielen haupt- und ehrenamtli-
chen Helferinnen und Helfer als Multiplikatoren anzu-
sprechen. Über Themen wie Hochschulzugang und Be-
werbungsprozess kursieren nicht nur bei klassischen
Abiturientinnen und Abiturienten viele Mythen, auch in
der außeruniversitären Bildungslandschaft herrscht viel
Unsicherheit bezüglich des Hochschulsystems. Hier soll-
ten die ZSBen die eigene Expertise den anderen Akteu-



104 ZBS 4/2016

Anregungen für die Beratungspraxis/Erfahrungsberichte ZBS

ren zur Verfügung stellen und immer ansprechbar sein,
um eine gute Studienorientierung der künftigen Studie-
renden mit Fluchthintergrund zu fördern. Einige ZSBen
gehen für die Aufklärungsarbeit über das Studium in
Deutschland in Unterkünfte für Geflüchtete oder wer-
den im Rahmen von neuen Kooperationen in Deutsch-
kursklassen eingeladen, um dort über Möglichkeiten
(und auch Grenzen) aufzuklären. Bisweilen werden Be-
fürchtungen laut, die ZSB würde gar zum „kostenlosen
Dienstleister“ für Bildungsträger, in dem man seine
Sachkenntnisse zur Verfügung stellt. Aber gehen die
ZSBen nicht seit jeher in Schulen, um den künftigen Abi-
turient/innen ebenso ihre Fragen zu beantworten und
Schwellenängste zu nehmen? Warum werden kritische
Fragen bei Deutschkursklassen gestellt? Eine offene 
Zusammenarbeit und vor allem der kontinuierliche 
Austausch mit Sozialberatungsstellen, Bildungsträgern,
Deutschkursanbietern etc., bspw. in Form eines Runden
Tisches, und das Zur-Verfügung-Stellen der jeweils eige-
nen Fachkenntnisse für andere Akteure ist für alle Betei-
ligten ein Gewinn. Auch die ZSBen profitieren vom
Know how und den Erfahrungen der „anderen“. 

Ausblicke: Politik, Fortbildung, 
Studienberatung
Qualitätssicherung und Professionalität in der Beratung
sind seit jeher essentielle Themen in den ZSBen, welche
durch die neue Möglichkeit der formalen GIBeT-Zertifi-
zierung einen noch höheren Stellenwert eingenommen
haben. Um auch den „neuen“ Ratsuchenden auf allen
Beratungsebenen gerecht werden zu können, ist ein
spezifisches Fortbildungsangebot notwendig. Der DAAD
bietet bereits in einem Sonderprogramm Seminare für
Hochschulmitarbeiterinnen und Hochschulmitarbeiter
an, z.B. zu den Bildungssystemen arabischer Staaten, zu
rechtlichen Rahmenbedingungen und zum Umgang mit
traumatisierten Studierenden. Speziell für die Studien-
beratung wären weitere Angebote wünschenswert, die
primär die Beratungsabläufe fokussieren, die aber
gleichzeitig auch den Beraterinnen und Beratern mehr
Sicherheit in ihren Handlungen geben. Die größte Her-
ausforderung scheint es aber zu sein, die komplexen Dif-
ferenzen der unterschiedlichen (sozial-)rechtlichen Kon-
texte aufzulösen. Ein besonderer Handlungsbedarf be-
steht z.B. in Bezug auf die Probleme der Studienfinan-
zierung, auf die ungeklärte Aufenthaltssituation und be-
züglich der Quotierung der Studienplätze. Im Zuge der
gesellschaftlichen Integration geflüchteter Menschen
sollten die Verantwortlichen der Bildungspolitik formale
Hürden minimieren und Verwaltungsvorgänge beschleu-
nigen, damit Hochschulen ihren Bildungsauftrag auch
für die Geflüchteten umsetzen können.
Hierfür müssten zusätzlich zu dem breiten Engagement
Einzelner an höherer Stelle Hebel in Bewegung gesetzt
werden – der Optimist wünscht sich, dass der Satz „Wir
schaffen das“ dann ersetzt wird durch „Wir machen
das“. Wenn es nämlich nicht gelingt, die motivierten
Menschen aus Krisenregionen zeitnah und mit nachhal-
tigem Konzept an die Hochschulen zu führen, dann ist
das ein Armutszeugnis für die Bildungspolitik und die
Hochschulen, die diese gesellschaftlichen Herausforde-

rungen meistern können, weil sich auch viele motivierte
Menschen – ob Studierende oder Mitarbeitende – enga-
gieren, um Geflüchteten den Weg in die Hochschulwelt
und in ein neues Leben zu ebnen. Leere Versprechungen
helfen weder den Menschen in Kriegsgebieten noch den
Kriegsflüchtlingen in Deutschland. Eine umfassende
Netzwerkarbeit mit allen relevanten Beteiligten inner-
halb und außerhalb der Hochschulwelt im Sinne dieser
Zielgruppe bietet dabei die wesentliche Grundlage für
eine gelungene Willkommenskultur und eine nachhalti-
ge Integration von Geflüchteten in Deutschland. 
Neue Netzwerke zwischen den unterschiedlichsten Sta-
tusgruppen und Einrichtungen bieten ausgehend von
krisenhaften Entwicklungen weltweit nun zusätzlich ein-
malige Chancen, ausgetretene Wege zu verlassen und
neue innovative Wege einzuschlagen, so dass am Ende
Gutes entstehen kann. Die Hochschulen gewinnen neue
Gruppen von hoch motivierten ausländischen Studienin-
teressierten und wachsen weiter an; die Gesellschaft
sowie Wirtschaft profitieren ebenfalls gerade im Zuge
des demografischen Wandels von neuen Mitbürgerin-
nen und Mitbürgern, und den Geflüchteten wird eine
persönliche Entwicklungsperspektive aufgezeigt, die
dazu beitragen kann, langfristig in den Heimatländern
wieder Aufbauarbeit zu leisten.
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geistes- und wirtschaftswissenschaftliche Propädeutika sind
auf die Dauer von zwei Semestern angelegt. Sie dienen den
80 Teilnehmenden zur Vorbereitung auf die für einen Hoch-
schulzugang erforderlichen Prüfungen: die Deutsche
Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH) und gege-
benenfalls die Feststellungsprüfung, wenn Teilnehmende
eine indirekte Hochschulzugangsberechtigung haben. 
Die Studie Studium nach der Flucht? Angebote deutscher
Hochschulen für Studieninteressierte mit Fluchterfahrung1

von 2016 empfiehlt Hochschulen, die Gasthörendenschaft
für Geflüchtete immer mit einer begleitenden Bildungsbe-
ratung anzubieten. Dieser Empfehlung wird seit dem Win-
tersemester 2016/17 nachgekommen: Die Zentraleinrich-
tung Studienberatung und Psychologische Beratung bot zu
Beginn des Semesters spezielle Informationsveranstaltun-
gen zu diesem Thema an. Zum nächsten Sommersemester
soll es eine regelmäßig stattfindende Sprechstunde geben,
in der die Beratung zum Besuch von Lehrveranstaltungen
mit einer Bildungsberatung verknüpft wird. Neben dieser
Lehrveranstaltungsberatung ist die ZE Studienberatung und
Psychologische Beratung für die Durchführung von Infor-
mationsveranstaltungen für Geflüchtete zuständig.Das Programm „Welcome@FUBerlin“

Das Programm Welcome@FUBerlin der Freien Universität
Berlin wurde im Oktober 2015 aufgenommen. Ziel des Pro-
gramms ist es, Studieninteressierte mit Fluchthintergrund
sprachlich und fachlich auf die Aufnahme oder Fortsetzung
eines regulären Studiums an der Freien Universität Berlin
vorzubereiten. An der Umsetzung dieses Vorhabens sind
zahlreiche Einrichtungen der Freien Universität Berlin betei-
ligt, darunter zum Beispiel das Weiterbildungszentrum, das
Studienkolleg und das Sprachenzentrum. Die zentrale Ko-
ordination erfolgt über zwei Mitarbeiter/innen der Abtei-
lung Internationales im Präsidium der Universität. 
Im Wintersemester 2015/16 wurden hauptsächlich
Deutschkurse und der Zugang zu Vorlesungen und Semina-
ren angeboten. In der Folge wurde das Angebot sukzessive
erweitert: Es beinhaltet mittlerweile Vorbereitungskurse am
Studienkolleg und ein Buddy-Programm. Außerdem ist es
nun möglich, in ausgewählten Lehrveranstaltungen auch
Leistungsnachweise zu erwerben, die auf ein späteres Stu-
dium angerechnet werden können. Während die Deutsch-
kurse darauf ausgerichtet sind, innerhalb von 18 Wochen
die Kompetenzen der Teilnehmenden mindestens zum Ab-
schluss der Niveaustufe B1 des Gemeinsamen Europäischen
Referenzrahmen (GER) zu bringen, beinhalten die Vorberei-
tungskurse neben Deutschunterricht auf dem Niveau B2/C1
auch Fachunterricht. Die insgesamt vier natur-, lebens-,

1 Schammann, H./Younso, Chr. (2016): Studium nach der Flucht. Angebote
deutscher Hochschulen für Studieninteressierte mit Fluchterfahrung, Uni-
versität Hildesheim, im Internet verfügbar unter https://www.hrk.de/
fileadmin/redaktion/Studie_Studium-nach-der-Flucht.pdf

Sarah Hostmann 

Refugees Welcome: Das Informationsprogramm für 
Geflüchtete an der Freien Universität Berlin
– Ein Erfahrungsbericht

Sarah Hostmann 

Seit etwa zwei Jahren bieten Universitäten und Hoch-
schulen überall in Deutschland Programme für Geflüch-
tete an, die ein Studium beginnen oder fortsetzen
möchten. Auch an der Freien Universität Berlin gibt es
seit Oktober 2015 solche Angebote im Rahmen des Pro-
gramms Welcome@FUBerlin, zum Beispiel Deutsch-
und Studienvorbereitungskurse. Im Rahmen des Wel -
come-Programms engagieren wir uns als Zentraleinrich-
tung Studienberatung und Psychologische Beratung
ebenfalls: Seit Anfang April 2016 organisieren wir im
zweiwöchigen Rhythmus Informationsveranstaltungen
für Geflüchtete. An den rund zwanzig Terminen haben
bisher über 650 Personen teilgenommen. Zusammen
mit den zahlreichen Einzelberatungen konnten wir so in
relativ kurzer Zeit intensive Erfahrungen mit der Bera-
tung von Studieninteressierten mit Fluchthintergrund
sammeln. Dieser Bericht ist eine Momentaufnahme, in
der ich auf die bisherigen Erfahrungen dieses Projekts
eingehe, Einblicke zusammenfasse und Ideen zur Ver-
besserung des Angebots skizziere. 

Herausforderungen
Ziel unserer Informationsveranstaltungen ist es, zu -
nächst Basisinformationen bereitzustellen, um dann in
später stattfindenden Einzelgesprächen gezielt auf spezi-
fische Fragen einzugehen. Wie auch in anderen Informa-
tionsveranstaltungen stehen wir dabei vor der Aufgabe,
eine große Menge komplexer Informationen in kurzer
Zeit und auf eine gut verständliche Art zu vermitteln.
Wir möchten nicht nur die Unterschiede zwischen einer
Ausbildung, einem Studium an (Fach-)Hochschulen und
an Universitäten erklären, sondern auch speziell auf die
Bedingungen eines Studiums an der Freien Universität
Berlin eingehen. Darüber hinaus möchten wir die
Grundzüge des Bewerbungsprozesses erläutern, insbe-
sondere welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen
und wie mit fehlenden Dokumenten umgegangen wird.
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Mit diesen Themen sind zwei Stunden leicht zu füllen.
Wir wollen jedoch auch noch die Möglichkeiten vorstel-
len, die das Programm Welcome@FUBerlin Studienin-
teressierten mit Fluchthintergrund bietet. Und auch das
Thema Studienfinanzierung sprechen wir an, da aus un-
serer Erfahrung viele Fragen gerade auch zu diesem
Thema offen sind. 
Nicht immer decken die Themen des Vortrags die Inter-
essen aller Teilnehmenden ab. Da kann es schon einmal
passieren, dass sich jemand zweieinhalb Stunden lang
alles geduldig anhört, am Ende aber eigentlich nur wis-
sen möchte, ob wir die Anmeldung zum Welcome-Pro-
gramm erhalten haben – eine Frage, die wir nicht beant-
worten können, da wir den Anmeldeprozess nicht koor-
dinieren.
Bei der Beratung internationaler Studieninteressierter
können sprachliche Barrieren eine Herausforderung dar-
stellen. Gerade in den Einzelberatungen zeigt sich, wie
viele Informationen verloren gehen bzw. nicht vollstän-
dig ankommen. HZB, Uni-Assist, SWS, BA, MA, LP, Mo-
dule, Modulangebote, affine Module – Begriffe, die auch
deutschen Abiturient/innen erläutert werden müssen, er-
fordern bei Menschen, die Deutsch gerade lernen und
aus einem anderen Bildungssystem kommen, eine aus-
führlichere Erklärung. Hinzu kommt, dass wir in der Stu-
dienberatung (nicht nur) bei internationalen Studienin-
teressierten manchmal von zu viel Vorwissen ausgehen:
Dass jedes Fach einer eigenen Zulassungsordnung unter-
liegt und man nicht wahllos Fächer tauschen kann, so-
bald man an der Universität immatrikuliert ist, ist häufig
nicht bekannt. Das betrifft auch viele Teilnehmende an
den Deutsch- oder Vorbereitungskursen des Welcome-
Programms; hier sorgen wir oft für Enttäuschung, wenn
wir erklären, dass es auch nach dem erfolgreichen Beste-
hen des Deutschtests nicht sicher ist, den gewünschten
Studienplatz zu bekommen. An der FU sind maximal acht
Prozent der Studienplätze für Bewerber/innen aus Län-
dern außerhalb der Europäischen Union, Islands, Liech-
tensteins und Norwegens vorgesehen.
Um diesen vielfältigen Herausforderungen gerecht zu
werden, folgen wir nachstehenden vier Prinzipien:
Mehrsprachigkeit ermöglichen, Komplexität reduzieren,
für Interaktivität sorgen sowie verbale und visuelle Weg-
weiser nutzen. Diese Regeln sind inspiriert durch meine
Lehrerfahrung und durch Tipps, die ich in Fortbildungen
wie der „Train the Trainer“-Ausbildung an der IHK Berlin
und in zahlreichen Workshops am Berliner Zentrum für
Hochschullehre erhalten habe. Besonders wertvoll er-
scheinen mir hierbei die Empfehlungen des British
Council für Lehrende, die Nicht-Muttersprachler/innen
auf Englisch unterrichten.

Mehrsprachigkeit
Nach verschiedenen Versuchen bieten wir die Veranstal-
tungen mittlerweile in drei Versionen an: auf Arabisch,
auf Farsi sowie mit einer Kombination von Deutsch und
Englisch. Die Veranstaltungen auf Arabisch und Farsi
werden von studentischen Mitarbeitern unseres Info-Ser-
vice Studium durchgeführt; der eine ist ein im Libanon
geborener Palästinenser, der andere kommt aus dem
Iran. Dieser Umstand ist sehr vorteilhaft: Nicht nur haben

beide die Inhalte der Präsentation mitgestaltet, es zeigt
sich auch, dass bei ihren Veranstaltungen mehr Fragen
gestellt werden. Es erweist sich als förderlich, wenn
Menschen in ihrer ersten Sprache sprechen können.
Die bilingualen Veranstaltungen auf Deutsch und Eng-
lisch haben wir trotz der dadurch entstehenden Zeit-
knappheit beibehalten, da wir die Doppelung als hilf-
reich wahrnehmen: Viele der Teilnehmenden sprechen
bereits Deutsch, jedoch noch nicht ausreichend, um alles
zu verstehen. Mit der Wiederholung auf Englisch können
dann Lücken gefüllt werden.
Die Folien unserer Präsentationen sind immer zweispra-
chig, auch bei den einsprachigen Veranstaltungen (siehe
Abbildung 1). So können die Anwesenden die deutschen
Begriffe bereits kennenlernen und sich einprägen. Die
Präsentationen stellen wir online zur Verfügung
(www.fu-berlin.de/info-service/refugees), damit die Teil-
nehmenden nicht mitschreiben müssen und später leicht
auf die darin enthaltenen Links und Verweise zurückgrei-
fen können.

Am Anfang der Veranstaltung ist es wichtig, Kenntnisse
über das Sprachniveau der Teilnehmenden zu erlangen.
Wenn die Zahl der Anwesenden nicht zu groß ist, kön-
nen wir das Sprachniveau im Englischen und/oder Deut-
schen bei einer kleinen Vorstellungsrunde feststellen.
Sind mehr als 20 Teilnehmende anwesend, bitten wir
um eine Selbsteinschätzung, die wir per Handzeichen
abfragen. Natürlich sind die Unterschiede zwischen Hör-
verständnis, Schreib-, Sprech- und Lesefähigkeiten auf
diese Weise nicht erfasst, aber wir haben zumindest
einen für den weiteren Verlauf der Veranstaltung hilfrei-
chen Eindruck erhalten.

Komplexität reduzieren
Wenn wir das ungefähre Sprachniveau der Teilnehmen-
den kennen, wirkt sich dies auch auf die Inhalte unseres
Vortrags aus. Hat beispielsweise der Großteil der Anwe-
senden noch keine ausreichenden Deutschkenntnisse
für eine Bewerbung, dann sind zu diesem Thema nur die
Basisinformationen wichtig. Auf die Bewerbungsmoda-
litäten bei Uni-Assist einzugehen, ergibt in diesem Fall

Abbildung 1: Beispiel einer Präsentationsfolie auf
Deutsch und Arabisch
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keinen Sinn. Wir reduzieren die inhalt-
liche Komplexität ebenfalls, wenn wir
nicht der Versuchung erliegen alle Spe-
zifika zu erklären, z.B. wie viele Leis -
tungspunkte ein Kernfach hat oder was
genau sich hinter der Allgemeinen Be-
rufsvorbereitung verbirgt. Diese stoff -
liche Reduktion erleichtert das Zeit -
management und dient dem besseren
Verständnis. Hierzu tragen auch regel-
mäßige Sprechpausen bei: Sie helfen
den Vortragenden ihr Sprechtempo zu
verringern und geben den Teilnehmen-
den währenddessen Zeit, das gerade
Gehörte „zu verdauen“.
Wörter wie „Hochschulzugangsbe-
rechtigung“ (HZB) oder Abkürzungen
wie „SWS“ erklären sich nicht von
selbst. Manchmal helfen englische
Übersetzungen, allerdings nicht
immer: Auch mit der Bezeichnung
„higher education entrance qualifica -
tion“ sorgen wir nur bedingt für mehr
Verständnis. Wenngleich der Begriff
HZB schnell erklärt ist mit dem Satz
„Eine HZB zu haben, bedeutet, dass man in Deutsch-
land studieren darf“, so sind die Unterschiede zwischen
einer direkten und indirekten, fachgebundenen oder
allgemeinen HZB damit noch längst nicht geklärt. 
Leider sind diese Begriffe wichtig; hier muss ein Grund -
verständnis geschaffen werden, damit die sich an -
schließenden Informationen verstanden werden kön-
nen. Wir versuchen, diese Begriffe visuell mit einer Gra-
fik darzustellen und zur Erklärung einfache Wörter und
konkrete Beispiele zu nutzen. 
Was bedeutet einfache Sprache konkret? In unserem
Kontext heißt es vor allem, Sprichwörter und Redewen-
dungen auf ihre Verständlichkeit zu überprüfen und gege-
benenfalls mit einfacheren Beschreibungen zu ersetzen
oder eine Erläuterung hinzuzufügen. In einer Informati-
onsveranstaltung wurde ich zum Beispiel gefragt, was
‚theoretisch‘ heißt. Ich musste kurz überlegen, bis ich den
Grund der Nachfrage entdeckte: Kurz zuvor hatte ich ge-
sagt, dass es ‚theoretisch‘ möglich sei, Lehrveranstaltun-
gen in einem bestimmten Fachbereich zu besuchen. Wer
im Deutschkurs gerade eine ganz andere Bedeutung von
‚theoretisch‘ gelernt hat, kämpft mit derartigen Formulie-
rungen. Bevor ich die Bedeutung erklären konnte, kam
mir schon ein anderer Teilnehmer zuvor: „Das heißt, dass
es vielleicht geht, vielleicht aber auch nicht.“ 

Interaktivität
Auch wenn unsere Informationsveranstaltungen vor-
tragslastig sind, versuchen wir kleine interaktive Ele-
mente einzubauen. Besonders wichtig ist uns dabei, den
„Stand der Dinge“ zu erfahren: Wo stehen die Anwesen-
den in Bezug auf eine Bewerbung für ein Studium? Dazu
zählt auch, welche Fachrichtung angestrebt wird, ob ein
grundständiger oder weiterführender Studiengang stu-
diert und ob ein bereits begonnenes Studium weiterge-
führt werden soll. Die Einholung eines solchen Grup-

penbildes ist nützlich, um bestimmte Themen entweder
zu vertiefen oder nur überblicksartig anzusprechen. 
Dies ist nicht nur für uns im Hinblick auf Informationsge-
winnung wertvoll, sondern folgt auch dem didaktischen
Prinzip, Teilnehmende bei ihrem aktuellen Wissen „ab-
zuholen“. Aus diesem Grund fragen wir auch zwi-
schendurch immer wieder nach, ob es noch Unklarhei-
ten gibt und signalisieren, dass wir uns über Zwi-
schenfragen freuen. Die Fragen haben auch zum Ziel, die
Anwesenden mit einzubeziehen und für eine Aktivie-
rung zu sorgen.

Visuelle und verbale Wegweiser
Die Nutzung von PowerPoint-Präsentationen ist mitt-
lerweile gang und gäbe (ein Beispiel für eine Formulie-
rung, die von Nicht-Muttersprachler/innen nicht sofort
verstanden wird), d.h. es ist normal geworden. Bei un-
seren Informationsveranstaltungen nutzen wir sie eben-
falls ganz selbstverständlich. Jedoch weichen wir des
Öfteren von der Regel „weniger ist mehr“ ab. Um den
Zuhörenden das Verständnis zu erleichtern, erläutern
wir Schlüsselbegriffe schriftlich auf den Präsentationsfo-
lien. Denn zwischen Hör- und Leseverständnis kann es
große Unterschiede geben. Wenn in Rückfragen neue,
wichtige Begriffe vorkommen, schreiben wir diese –
wenn es die räumlichen Gegebenheiten erlauben – auf
eine Tafel oder auf Flipchartpapier. Grafiken, die kom-
plexe Sachverhalte erklären, erwiesen sich außerdem als
recht hilfreich.
In die Präsentationen kann man gut visuelle Wegweiser
einbauen: die Strukturen explizit machen, zeigen, wel-
che Themen schon behandelt wurden, welche noch
kommen. Neben diesen visuellen Hilfen sind verbale
Wegweiser wichtig: Auch im Ablauf des gesprochenen
Vortrag erläutern wir immer wieder, wo wir inhaltlich
gerade stehen.

Abbildung 2: Präsentationsfolie zu den verschiedenen Arten der Hochschul-
zugangsberechtigung
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Weiterentwicklung

Im nächsten Jahr ist geplant, die Informationsveranstal-
tungen umzustrukturieren. Unter anderem wollen wir
Informationsplakate zu den wichtigsten Themen erstel-
len. Diese könnten sich die Teilnehmenden am Anfang
der Veranstaltung bereits anschauen während sich der
Raum noch füllt, und am Ende, wenn sie „anstehen“,
um individuelle Fragen zu stellen. Des Weiteren werden
wir die PowerPoint-Präsentationen in Bildschirmvideos,
sogenannte Screencasts, umwandeln und diese online
stellen. So können sich die Geflüchteten bereits im Vor-
feld wichtiges Basiswissen aneignen, so dass in den Prä-
senzveranstaltungen noch mehr Raum für Fragen ist.
Außerdem ist es dann ortsunabhängig möglich, sich zu
informieren.
Derzeit erstelle ich mit einem Wiki eine Kooperations-
plattform, auf der alle Beteiligten des Welcome-Pro-
gramms ihre Informationen bereitstellen können. Ein
solcher Informationsaustausch dient nicht nur der inter-
nen Vernetzung, sondern sorgt auch dafür, dass wertvol-
les Wissen geteilt und weitergegeben werden kann.
Zum Beispiel, wenn wir auf der Suche nach Lösungs-
möglichkeiten sind. Das ist für mich der Fall, wenn in
Beratungsgesprächen aufenthaltsrechtliche Probleme
oder Fälle von Diskriminierung zur Sprache kommen.
Um zu vermeiden, zu einer weiteren Stelle zu werden,
die sagt „Dafür bin ich nicht zuständig“ und es dabei zu
belassen, verweise ich zumindest an Organisationen, die
zu den angesprochenen Themen Beratung und Unter-
stützung anbieten. In den Informationsveranstaltungen
und der Einzelberatung lösen wir dennoch zwangsläufig
oft Enttäuschungen aus: Wenn, wie zurzeit, keine Plätze
mehr in den aktuell laufenden Deutschkursen des Wel-
come-Programms frei sind, ist dies beispielsweise der
Fall. Deswegen weise ich hier dann meistens auf alter-
native Möglichkeiten des Spracherwerbs hin, zum einen

auf das Selbstlernzentrum des FU-Sprachenzentrums
und dazugehörende Workshops und zum anderen auf
kostenlose Deutschkurse, die in Berlin im Rahmen des
„Netzwerks Deutschkurse für alle“ angeboten werden.
Der Wiki soll dem Prinzip folgen, keine Informations-
sackgassen entstehen zu lassen, zu vernetzen und wei-
terzuverweisen, sowohl auf organisatorischer Ebene als
auch im persönlichen Gespräch.
In unserer letzten deutsch-englischen Informationsveran-
staltung wurde uns unerwartet ein weiterer Schritt unse-
rer geplanten Weiterentwicklung erleichtert, nämlich
dafür zu sorgen, dass sich Geflüchtete selbst an der wei-
teren Gestaltung des Programms beteiligen. „Wir sind
gekommen, um zu helfen“: Mit diesem Satz stellten sich
zwei syrische Studenten in der Vorstellungsrunde vor. Sie
seien als Flüchtlinge nach Deutschland gekommen und
haben gerade ihr Studium an der Freien Universität Berlin
begonnen. Nun möchten Sie sich im Rahmen des Wel -
come-Programms engagieren. Wie praktisch, dass wir zur
Unterstützung unserer Beratungsangebote für Geflüchte-
te gerade eine Stelle für studentische Mitarbeiter/innen
ausgeschrieben haben. Beide betonten, dass sie auch un-
abhängig von einer Stelle helfen möchten.
Es bleibt zu hoffen, dass die ‚theoretischen‘ Möglichkei-
ten, die wir Geflüchteten in unseren Veranstaltungen
vorstellen, für sie in der Praxis zur Realität werden. 

n Sarah Hostmann, M.A., Politikwissenschaft-
lerin, Studienberaterin in der ZE Studienbera-
tung und Psychologische Beratung der FU
Berlin, E-Mail: Sarah.Hostmann@fu-berlin.de
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Wegen Krieg oder politischer Verfolgung verlassen viele
Menschen ihr Land, darunter auch solche, die ein Studi-
um an einer deutschen Hochschule anstreben. Die Uni-
versität zu Köln (UzK) fördert mit mehreren Program-
men mittlerweile 85 Flüchtlinge. Dieser Beitrag skizziert
zunächst die Zusammensetzung der Teilnehmenden an
den Programmen in Bezug auf Alter, Geschlecht, Staats-
angehörigkeit und Asylstatus. Im Weiteren werden die
Rahmenbedingungen beschrieben, das International Of-
fice in seiner Koordinierungsfunktion dargestellt und die
konkreten Angebote aufgeführt. Als übergeordnete Leit-
linie der Arbeit des International Office für Flüchtlinge
steht die Idee der „Dekonstruktion vom Flüchtling zum
Studierenden“. 

Einleitende Worte
Durch Krieg oder politische Verfolgung sehen sich viele
Menschen gezwungen, ihr Land zu verlassen und ihre
Ausbildung abzubrechen. Darunter befinden sich auch
Menschen, die einen Sekundärschulabschluss erworben
haben und teilweise bereits ein Studium begonnen oder
abgeschlossen haben.
Viele dieser so qualifizierten Menschen streben ein Stu-
dium an einer deutschen Hochschule an. Die Universität
zu Köln (UzK) hat sich zum Ziel gesetzt, studierfähigen
Menschen zu ermöglichen, ihr akademisches Potential
weiterzuentwickeln. Dabei ist es aber aufgrund der kul-
turellen Unterschiede am Anfang der Beratung wichtig,
auch andere (Berufs-)Wege aufzuzeigen als den des Stu-
diums. In vielen der Herkunftsländer hat ein Studium
(z.B. der Medizin) aus Prestigegründen höchste Priorität,
ist andererseits die deutsche duale Berufsausbildung
nicht bekannt. Diese Unterschiede und die Schwierig-
keiten bei der Aufnahme eines (Medizin-)Studiums bzw.
die Perspektiven einer beruflichen Ausbildung sollten
am Anfang deutlich gemacht werden.
Mit mehreren Programmen fördert das International Of-
fice der UzK mittlerweile 85 Flüchtlinge auf dem Weg
zum Studium. Nach der eingehenden Orientierung und
Beratung zum Studium in Deutschland müssen zunächst
die sprachlichen Voraussetzungen geschaffen werden,
da die allgemeine Deutschförderung für Flüchtlinge bis-
lang bei einem Niveau von B1 (Gemeinsamer Europäi-
scher Referenzrahmen) endet. Damit können sie sich im
Alltag orientieren, jedoch noch kein Studium bewälti-
gen. In einem Zeitraum von ein bis zwei Jahren sollen

die Teilnehmenden sprachlich und fachlich auf das Stu-
dium vorbereitet werden.
Im Sommersemester 2016 haben die ersten studienvorberei-
tenden Deutschkurse an der Universität zu Köln mit 45 Ge-
flüchteten aus sieben Ländern begonnen. Im Wintersemester
2016/17 wurde das Angebot um weitere 40 Plätze erweitert.  
Dieser Beitrag skizziert zunächst die Zusammensetzung
der Teilnehmer/innen an den Programmen in Bezug auf
Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Asylstatus. Im
Weiteren werden die Rahmenbedingungen beschrieben,
das International Office in seiner Koordinierungsfunktion
dargestellt und die konkreten Angebote aufgeführt.
Als übergeordnete Leitlinie der Arbeit des International
Office für Flüchtlinge steht die Idee der „Dekonstruktion
vom Flüchtling zum Studierenden“. 

Die Bewerber/innen
Die überwiegende Zahl der Flüchtlinge, die sich für ein
Studium an der UzK interessieren, sind Männer im Alter
von 18 und 35 Jahren. Häufig haben sie bereits ein Stu-
dium im Herkunftsland begonnen oder sogar abge-
schlossen. Insgesamt sind viele geflüchtete Interessierte
älter als klassische Erstsemester-Studierende. 
Vergleichsweise wenige Frauen erkundigen sich nach
den Studienmöglichkeiten an der Universität zu Köln.
Zurzeit sind 21 der Teilnehmenden Frauen.
Die Teilnehmer/innen stammen zu 73% aus Syrien, zu
17% aus dem Iran sowie weiteren Ländern. Dies spiegelt
nicht die Zusammensetzung der Flüchtlinge nach Her-
kunftsländern in Köln wider (siehe Abb. 1), der Anteil
der studierwilligen Syrer/innen und Iraner/innen ist um
ein Mehrfaches höher. Die genauen Gründe hierfür sind
unbekannt. Eine mögliche Erklärung wäre, dass das all-
gemeine Bildungsniveau in Syrien und dem Iran ver-
gleichsweise hoch ist bzw. war. 

Rahmenbedingungen
Die Mindestvoraussetzung für die Teilnahme an den
Flüchtlingsprogrammen der UzK sind: Nachweis der Stu-
dienberechtigung im Heimatland, abgeschlossenes B1-
Sprachniveau und TestAS-Wert von 90 (der TestAS wird
später noch näher erläutert). 
Für die Einschreibung ins spätere Fachstudium gelten
die gleichen Voraussetzungen wie für alle Bewerber/in -
nen aus Nicht-EU-Ländern.

Susanne Preuschoff

Flüchtlinge auf dem Weg ins Studium – 
Erfahrungen des International Office der 
Universität zu Köln Susanne 
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Die UzK akzeptiert alle Personen mit einem Fluchthin-
tergrund, unabhängig vom Stand ihres Asylverfahrens
oder der Entscheidung zum Asylantrag. Die meisten Be-
werber/innen haben bereits eine Aufenthalts- oder Nie-
derlassungserlaubnis (siehe Abb. 2).
Alle Bewerber/innen an den Programmen der UzK be-
saßen bisher die erforderlichen Dokumente. 

Die Rolle des International Office
Alle Aktivitäten für studieninteressierte Flüchtlinge an
der UzK werden gemäß Rektoratsauftrag durch das In-
ternational Office als zentrale Stelle koordiniert. Ein wei-
teres wichtiges Feld sind die Maßnahmen für gefährdete
Wissenschaftler/innen. 

Über regelmäßige Treffen in einer universitätsweiten Ar-
beitsgruppe zum Thema Flucht und Studium wird ein in-
terner Austausch zu Aktivitäten und Erfahrungen an den
Fakultäten sowie in anderen Verwaltungsbereichen 
sichergestellt. 
Runde Tische mit den nordrhein-westfälischen Hochschu-
len, moderiert durch das Ministerium für Innovation, Wis-
senschaft und Forschung NRW (MIWF), ergänzen den
Abstimmungsprozess. Ein bundesweiter Dialog ist durch
den DAAD sicher gestellt, der in einem Beratungsgremi-
um deutschlandweit die Expertise abruft und verteilt. 
Innerhalb Kölns findet ein enger Dialog mit dem Studie-
rendenwerk, den Hochschulgemeinden, dem Jobcenter,
der Ausländerbehörde und auch den Hochschulen Kölns
statt („Runder Tisch Ausländerstudium“). 

Anregungen für die Beratungspraxis/Erfahrungsberichte ZBS

Abbildung 1: Teilnehmer D-Kurs für Flüchtlinge der UzK nach Nation (85)

Abbildung 2: Teilnehmer D-Kurs für Flüchtlinge der UzK nach Asylstatus (85)
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Das Angebot der Universität zu Köln

Die UzK bietet für studieninteressierte Flüchtlinge um-
fangreiche Beratungen an sowie studienvorbereitende
Deutschkursmöglichkeiten. 

Beratung
Der Servicepoint des International Office, der von Mon-
tag bis Freitag täglich von 10 bis 15 Uhr für Internationa-
le Studierende geöffnet ist, bietet auch für Flüchtlinge
eine Erstberatung zu den Programmen der UzK sowie
grundsätzlich zu Studienmöglichkeiten und Voraussetzun-
gen. Weiterführende Beratung zu den Studienmöglichkei-
ten an der UzK leistet die Zentrale Studienberatung (ZSB).
Um dem großen Ansturm der studieninteressierten
Flüchtlinge gerecht zu werden, bietet das International
Office in Kooperation mit Partnern, z.B. der ZSB, zusätz-
lich in unbestimmten Abständen größere Informations-
veranstaltungen an. Zu diesen werden die Personen ein-
geladen, die sich zuvor am Servicepoint haben registrie-
ren lassen.
Für Teilnehmer/innen an den Programmen bietet das In-
ternational Office drei Mal in der Woche individuelle
Sprechstunden an. Vor allem Fragen zu den Themen Ein-
schreibung und Finanzierung spielen dabei eine wichtige
Rolle, da diese in manchen Fällen in unmittelbarem Zu-
sammenhang stehen. Für jede/n Teilnehmer/in wird in
der Beratung sukzessive geklärt, ob eine formelle Ein-
schreibung in den studienvorbereitenden Deutschkurs
oder ggfs. den Studienstart International (ein obligatori-
sches Vorbereitungssemester für alle internationalen 
Bachelorstudierenden) sinnvoll ist.
Anerkannte Flüchtlinge verlieren bei Einschreibung ggfs.
den Anspruch auf Leistungen vom Sozialamt/dem Job-
center, da es sich um eine „im Grunde nach förderfähige
Berufsausbildung“ handelt1.
Allerdings verfügen Sozialämter und Jobcenter hier er-
fahrungsgemäß über Ermessensspielraum, auf deren An-
wendung man sich aber nicht unbedingt verlassen kann.
Vorteile der Einschreibung sind: vergünstigte Mobilität,
preiswerteres Mensa-Essen, die Möglichkeit eines
Wohnheimplatzes sowie ein Unfallversicherungsschutz
auf dem Campus. Nachteile sind: eventuelle Leistungs-
einbußen, die Altersbegrenzung, die zeitlich begrenzte
Förderungsdauer des BAföG. 
Künftige Finanzierungslücken, z.B. durch die Anerken-
nung von Studienleistungen aus dem eigenen Lande und
damit einer kürzeren Gewährung von BAföG, werden in
den Gesprächen diagnostiziert, und es wird gemeinsam
nach Lösungen gesucht. Zum Beispiel können durch ein-
geworbene Mittel des Flüchtlingsfonds „Studium und
Lehre“ der UzK auf Antrag des International Office 
Finanzierungslücken während des Studiums mit Hilfe
hochschuleigener Stipendien geschlossen werden.

Studienvorbereitende Deutschkurse und 
Studienstart für Flüchtlinge
Wie schon beschrieben, sind die Mindestvoraussetzun-
gen für die Teilnahme an den Flüchtlingsprogrammen
der UzK: Nachweis der Studienberechtigung im Heimat-

land, abgeschlossenes B1-Sprachniveau und TestAS mit
dem Wert von mindestens 90 (siehe Abb. 3). 
Die Voraussetzungen für die Programme prüft die UzK in
einem dreistufigen Verfahren, das sich im Umgang mit
den Internationalen Studierenden im Allgemeinen be-
währt hat.

Die Hochschulzugangsberechtigung (HZB)
Die Universität zu Köln lässt die im Ausland erworbene
HZB von studieninteressierten Flüchtlingen über die Ar-
beits- und Servicestelle für internationale Studienbe-
werber/innen uni-assist e.V. auf Gültigkeit in Deutsch-
land prüfen. 

Die Überprüfung der Studierfähigkeit anhand des TestAS 
TestAS ist ein weltweit angebotener Studierfähigkeits-
test für ausländische Studienbewerber/innen. Die Uni-
versität zu Köln ist zertifiziertes TestAS-Prüfungszentrum
und bietet in regelmäßigen Abständen Tests für Flücht-
linge und internationale Studieninteressierte an, inzwi-
schen auch in arabischer Sprache.
In den grundständigen Studiengängen erfolgt die Zulas-
sung der Bewerber/innen aus Nicht-EU-Ländern an der
UzK an allen Fakultäten nach TestAS-Werten (bis auf die
Rechtswissenschaftliche Fakultät und die Lehramtstudi-
engänge). Über den TestAS-Wert definieren Fachberei-
che und Fakultäten analog zum NC ihre Zulassungsbe-
schränkungen. 

Der Nachweis adäquater Deutschkenntnisse
Für die Zulassung zum Studium wird ein Nachweis adä-
quater Deutschkenntnisse verlangt. An der Universität
zu Köln wird die Deutsche Sprachprüfung für den Hoch-
schulzugang (DSH) mit dem Testergebnis DSH2 oder ein
vergleichbarer Sprachnachweis vorausgesetzt. Da die
Flüchtlinge in den Integrationskursen in der Regel bis zu
einem Sprachniveau von B1 unterrichtet werden, setzen
die Maßnahmen der UzK hier an. Ziel der studienvorbe-
reitenden Maßnahmen ist es, die Flüchtlinge von B1 auf
das DSH2-Niveau zu bringen.
In der Regel kommen die Flüchtlinge mit eigenen
Sprachnachweisen und sind mit den Einstufungstests an
der UzK sehr unzufrieden. Die Sprachkurse, die die
Flüchtlinge vor ihrer Bewerbung an der UzK besucht
haben, sind häufig handlungsorientiert ausgerichtet und
die gesprochene Sprache ist sehr gut ausgeprägt. Dage-
gen sind vor allem im Bereich des Schreibens große
Lücken vorhanden. Um zu große Unzufriedenheit zu ver-
meiden, nehmen alle Flüchtlinge an der UzK am onDaF
teil, einem computerbasierten Selbsttest in allen Sprach-
bereichen. Das Ergebnis des Selbsttests erleichtert die
Akzeptanz der späteren Einstufung in die Deutschkurse
des Arbeitsbereichs „Deutsch als Fremdsprache“.

1 Egal, ob Flüchtling oder nicht, gemäß § 7 Abs. 5 SGB II in Verbindung mit
§ 7 Abs. 6 SGB II sind Studierende an Hochschulen und Fachhochschulen
dem Grunde nach von Arbeitslosengeld II (Unterabschnitt 2 Arbeitslosen-
geld II und Sozialgeld) ausgeschlossen. Gegebenenfalls sind Hilfen nach §
27 SGB II (Leistungen für Auszubildende wie Darlehen im Härtefall oder
Bewilligung Mehrbedarfe) im Einzelfall zu prüfen. Berufliche Förderung
parallel zum Leistungsbezug ALG2 gibt es dementsprechend nur für Quali-
fizierungen im Sinne des SGB II/SGB III oder betriebliche Ausbil -
dung/Schule (neu ab 5.8.). Berufliche Förderung des Studiums gibt es in
der Regel nur über den Leistungsbezug des BAföG. 
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Studienvorbereitende Deutschkurse
Mittlerweile nehmen 65 Personen, die diese Vorausset-
zungen erfüllt haben, an den Deutschkursangeboten des
Bereiches „Deutsch als Fremdsprache“ teil. Zusätzlich
erhalten sie unterstützende Maßnahmen, wie Hausauf-
gabenbetreuung, ein akademisches Rahmenprogramm,
Studienkompetenztrainings sowie interkulturelle Be-
gleitmaßnahmen. Je nach Sprachniveau werden die Teil-
nehmer/innen auf die bestehenden Kurse für internatio-
nale Studierende aufgeteilt, um vom ersten Moment an
eine Vernetzung und damit auch die schon erwähnte
Dekonstruktion zum Studierenden zu gewährleisten.

Studienstart für Flüchtlinge
Für die Teilnahme am Programm „Studienstart für
Flüchtlinge“ muss neben den Mindestvoraussetzungen
Studienberechtigung im Heimatland und Deutschniveau
B1 mindestens jeweils ein TestAS-Wert für den entspre-
chenden Studienwunsch an der UzK erfüllt sein. Dies
bedeutet einen TestAS-Wert von mindestens 90 für alle
Studieninteressierten der Philosophischen Fakultät, der
Humanwissenschaftlichen Fakultät und der Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftlichen Fakultät, einen TestAS-
Wert von mindestens 99 für die Studieninteressierten
der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät. 
20 Personen erfüllten die genannten Voraussetzungen.
Sie werden in einem intensiven, eigenen Deutsch- und
Studienkompetenzkurs in einem Semester auf die Teil-

nahme am „Studienstart International“-Programm der
UzK vorbereitet. „Studienstart International“ ist ein ob-
ligatorisches Vorbereitungssemester für alle internatio-
nalen Bachelorstudierenden. 
Wie schon beschrieben, anerkennt die UzK gemäß den
Möglichkeiten, die § 49 Abs. 5 des Hochschulzugangs-
gesetzes in NRW bietet, eine in Deutschland aner-
kannte HZB, oder auch die Studienberechtigung im
Heimatland. Weitere obligatorische Zugangsvorausset-
zung für den Bachelor ist die Teilnahme am einsemes -
trigen Programm „Studienstart International“. Je nach
Fakultät werden in diesem Semester Inhalte aus dem
Fachstudium angeboten sowie ein umfangreiches Stu-
dienkompetenzportfolio. Die Abbrecherquote der In-
ternationalen Studierenden konnte durch dieses Pro-
gramm halbiert werden.
Ziel des „Studienstarts für Flüchtlinge“ ist es, diese nach
einem Semester in den allgemeinen Studienstart zu inte-
grieren und die Überführung der Teilnehmer/innen zum
Wintersemester 2017/18 in das gewünschte Fachstudi-
um. Hierfür ist eine Bewerbung im Wettbewerb mit
allen anderen Internationalen Studierenden notwendig. 

Fazit
Als sich die Universitäten mit dem Thema Studium für
Flüchtlinge auseinandersetzen mussten, gab es anfäng-
lich verständlicherweise viele Unsicherheiten.

Abbildung 3: Zugangsmöglichkeiten für studieninteressierte Flüchtlinge an der UzK



113ZBS 4/2016

S. Preuschoff n Flüchtlinge auf dem Weg ins Studium – Erfahrungen des International Office ...ZBS

men. Gerade im Bereich der Integration ins Studium kol-
lidieren Ausländerrecht, Aufenthaltsrecht und Zulas-
sungsrecht miteinander. 
Die Lernbereitschaft und das Engagement der Teilneh-
mer/innen an den Programmen für Flüchtlinge an der
UzK bestärken alle Akteure in der Überzeugung, dass es
gut war, vor etwa anderthalb Jahren sozusagen „ins kalte
Wasser gesprungen“ zu sein und diese Programme auf-
zubauen. Der gut koordinierte Austausch aller Akteure
in der Universität, der Stadt und dem Land hat dies
möglich gemacht.

Mittlerweile haben sich Verfahren und Strukturen be-
währt. Auch die UzK ist vom Pilot- in den Regelbetrieb
übergegangen. Umfangreiche finanzielle Unterstützun-
gen (unter anderem durch das Landesministerium
MIWF und den DAAD) helfen bei der Betreuung der
Flüchtlinge.
Als besondere Herausforderung für die zukünftige Ar-
beit mit studieninteressierten Flüchtlingen gilt aus Sicht
der UzK, dass keine Flüchtlingskohorte wie die andere
ist. Aus den geschilderten Erfahrungen kann man mögli-
cherweise nicht gänzlich lernen. Sind zum Beispiel die
ersten Flüchtlinge noch unter halbwegs geordneten Be-
dingungen aufgebrochen, so gilt dies eventuell nicht für
die folgenden Menschen. Falls sich die Zahl der Flücht-
linge ohne ausreichende Dokumente deutlich erhöhen
sollte, regt die UzK an, die Hochschulen mit den zusätz-
lichen Anforderungen wie Plausibilitätsüberprüfungen
der Angaben, Interviews etc. nicht alleine zu lassen,
sondern eine zentrale Prüfstelle vorzuschalten.
Ebenso bestehen noch umfangreiche Lücken in der Ge-
setzgebung, die die Integration der Flüchtlinge hem-

n Dr. Susanne Preuschoff, Leitung der Abtei-
lung „Internationale Studierende“ im Interna-
tional Office der Universität zu Köln, 
E-Mail: s.preuschoff@verw.uni-koeln.de

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg (Hg.)

Kreativ, Innovativ, Motivierend – Lehrkonzepte in der Praxis
Der Instructional Development Award (IDA) der Universität Freiburg

Für Entwicklungen in der universitären Lehre
sind unter anderem neue didaktische Konzepte,
zielgruppenspezifische Angebote und organisa-
torische Veränderungen in Prüfungs- und Ver-
waltungsabläufen als Stellschrauben zu verste-
hen. Wie die Potentiale für Entwicklung der
Qualität von Studium und Lehre an der Univer-
sität Freiburg genutzt werden können, zeigen
die durch den Lehrentwicklungspreis Instructio-
nal Development Award (IDA) realisierten Pro-
jekte. Dieses Buch zeigt anschaulich, wie unter-
schiedliche Fächerkulturen spezifischen Heraus-
forderungen begegnen und versteht sich als Im-
pulsgeber für weiteren Transfer von Innovatio-
nen in Stu dium und Lehre.

ISBN 978-3-946017-01-1, Bielefeld 2016, 
155 Seiten, 26.95 Euro zzgl. Versand
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auch im Versandbuchhandel (aber z.B. nicht bei Amazon).
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Jörn Sickelmann

„Aber dann werde ich ja später nicht verbeamtet!“ 
– Die Sorge vor der „Verbeamtungsuntersuchung“ 
als Thema in der (psychosozialen) Beratung 
Studierender Jörn Sickelmann

Vor allem (aber nicht nur) Lehramtsstudierende, die auf-
grund einer somatischen Erkrankung oder psychischer
Probleme behandelt wurden oder bei denen eine ent-
sprechende diagnostische Abklärung bzw. Behandlungs-
maßnahme (z.B. Psychotherapie) geplant ist, plagt die
Sorge vor der „amtsärztlichen Verbeamtungsuntersu-
chung“. Im folgenden Artikel soll deshalb über diese und
ihre Hintergründe informiert werden. Im Anschluss daran
werden einige Impulse für die Beratungspraxis gegeben,
wobei davon ausgegangen wird, dass die Ausführungen
nicht nur für die psychosoziale (bzw. psychologische) Be-
ratung, sondern auch für die allgemeine Studienberatung
sowie für die Beratung chronisch kranker und behinderter
Studierender von Interesse und Relevanz sind.

Problemstellung
In den Bundesländern, die Lehrerinnen und Lehrer im
Regelfall verbeamten, ist die Sorge vor einer möglichen
Nicht-Verbeamtung aufgrund einer diagnostizierten so-
matischen oder psychischen Erkrankung bzw. vorausge-
gangener oder bevorstehender (psychotherapeutischer)
Behandlungen ein zentrales Thema in der psychosozia-
len Beratung von Lehramtsstudierenden. Aber auch Stu-
dierende anderer Studiengänge, deren Abschlüsse regel-
mäßig die Möglichkeit für eine spätere beamtete Positi-
on im öffentlichen Dienst bieten, sind von dieser Frage
betroffen, z.B. Juristinnen und Juristen. Bei dieser Klien-
tel ist in der Beratung häufig erfahrbar, wie wichtig
ihnen die „Sicherheit“ des Beamtenstatus ist und wie
viel Sorge sie davor haben, dass ihnen die Verbeamtung
verwehrt werden könnte. Relevant wird die Frage nach
der „Verbeamtungsuntersuchung“ in der Beratung vor
allem dann, wenn über die Möglichkeit oder Notwen-
digkeit einer fachärztlich-psychiatrischen diagnostischen
Abklärung und Therapie bzw. einer psychotherapeuti-
schen Behandlungsmaßnahme gesprochen wird. Die
Feststellung, dass die mögliche Nicht-Verbeamtung „zu
erheblicher Verunsicherung von Lehramtskandidaten
und anderen Beamtenanwärtern“ führt (Richartz-Salz-
burger 2015, S. 454), kann aus der Beratungserfahrung
des Verfassers ebenso vollumfänglich bestätigt werden
wie die Tatsache, dass die Diskussionsbeiträge in ent-
sprechenden Internetforen „meist […] zu weiterer Ver-
unsicherung beitragen“ (ebd.). Dies gilt ebenso für an-
dere Informationsquellen. So behauptet eine Studieren-
denzeitschrift, bei der amtsärztlichen Gesundheitsprü-
fung würden „die Krankenakten der Anwärter*innen

durchleuchtet. […] Wenn die zuständige[n] Amts -
ärzt*innen skeptisch werden, können sie sogar Kran-
kenakten anfordern, die älter sind als fünf Jahre. So ent-
puppen sich selbst Briefe von Therapeut*innen, die eine
Therapie als erfolgreich abgeschlossen bestätigen, bei
Verbeamtungsfragen als Nachteil“ (Kajser 2013, S. 2).
Richartz-Salzburger kritisiert aber auch die Beratungs-
stellen der Bildungseinrichtungen: „So raten selbst öf-
fentliche Bildungsreinrichtungen dazu, aktenkundige
Diagnosen aus dem psychiatrischen oder psychosomati-
schen Fachgebiet zu ‚vermeiden‘, indem man z.B. ent-
sprechende Behandlungskosten selber übernehmen und
den ‚Graubereich Psychotherapie‘ besser nicht erwäh-
nen sollte, falls man eine Verbeamtung anstrebe“ (Ri -
chartz-Salzburger 2015, S. 454).

Interessen und Rechte des Dienstherrn 
Zunächst einmal stellt sich die Frage, weshalb Beamten-
anwärter/innen überhaupt gesundheitlich untersucht
werden. Die Auswahlkriterien für Beamtinnen und Be-
amte sind grundgesetzlich normiert: „Jeder Deutsche
hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen
Leis tung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte“
(Art. 33 Abs. 2 GG). Die höchstrichterliche Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts führt in Anleh-
nung an einen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts
vom 21. Februar 1995 (BVerfG 1 BvR 1397/93) dazu
aus: „Nach Art. 33 II GG und nach § 9 BeamtStG […]
sind Ernennungen nach Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung vorzunehmen. Geeignet in diesem Sinne
ist nur, wer dem angestrebten Amt in körperlicher, psy-
chischer und charakterlicher Hinsicht gewachsen ist“
(Urteile vom 25.07.2013 – BVerwG 2 C 12.11, Randnum-
mer 10; BVerwG 2 C 18.12, Rn. 10). Das Bundesverwal-
tungsgericht führt weiter aus: „Es obliegt dem
Dienstherrn, die körperlichen Anforderungen der jewei-
ligen Laufbahn zu bestimmen. Hierbei steht ihm ein wei-
ter Einschätzungsspielraum zu, bei dessen Wahrneh-
mung er sich am typischen Aufgabenbereich der Ämter
der Laufbahn zu orientieren hat. Diese Vorgaben bilden
den Maßstab, an dem die individuelle körperliche Leis -
tungsfähigkeit der Bewerber zu messen ist. […] Auf die-
ser Grundlage muss festgestellt werden, ob ein Bewer-
ber, dessen Leistungsfähigkeit – etwa auf Grund eines
chronischen Leidens – gemindert ist, den Anforderun-
gen gewachsen ist, die die Ämter einer Laufbahn für die
Dienstausübung stellen“ (BVerwG 2 C 12.11 Rn. 12).
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Nachvollziehbar ergeben sich besondere Anforderungen
an die gesundheitliche Eignung z.B. für den Polizeidienst
oder die Feuerwehr. Von besonderer Bedeutung ist,
dass nicht nur der gegenwärtige Stand der gesundheitli-
chen Eignung festgestellt, sondern eine prädiktive Pro-
gnose abgegeben wird: „Die Prognose erfasst den Zeit-
raum bis zum Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze.
Es kommt darauf an, ob der Beamtenbewerber voraus-
sichtlich bis zu diesem Zeitpunkt Dienst leisten wird
oder wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig in den Ruhe-
stand versetzt werden muss“ (ebd., Rn. 14). Das Interes-
se des Dienstherrn an der gegenwärtigen und zukünfti-
gen gesundheitlichen Eignung ergibt sich aus dessen
Fürsorgepflichten den Beamtinnen und Beamten ge-
genüber und beansprucht nach Auffassung des Bundes-
verwaltungsgerichts damit verfassungsrechtlichen Stel-
lenwert: „Dieser Prognosezeitraum folgt aus den in Art.
33 V GG verankerten hergebrachten Grundsätzen des
Lebenszeit- und des Alimentationsprinzips. Diese
Grundsätze verpflichten den Dienstherrn zur lebenslan-
gen Versorgung der Ruhestandsbeamten. Daher verlei-
hen sie dem Interesse des Dienstherrn an einem ausge-
wogenen zeitlichen Verhältnis von Lebensdienstzeit und
Ruhestandszeit der Beamten einen verfassungsrechtli-
chen Stellenwert“ (ebd., Rn. 15). In einem anderen Ur-
teil stellt das Bundesverwaltungsgericht klar, dass hohe
Ausfallzeiten prognostisch genau wie eine zu erwarten-
de Dienstunfähigkeit zu behandeln sind: „Gleiches gilt,
wenn der Beamte zwar die gesetzliche Altersgrenze im
Dienst erreichen wird, es aber absehbar ist, dass er
wegen einer chronischen Erkrankung voraussichtlich re-
gelmäßig erhebliche dem Dienstherrn in der Gesamtheit
nicht zumutbare Ausfallzeiten aufweisen wird. Die
wahrscheinlich erwartbaren Fehlzeiten müssen in der
Summe ein Ausmaß erreichen, das einer Pensionierung
wegen Dienstunfähigkeit etliche Jahre vor Erreichen der
gesetzlichen Altersgrenze gleichkommt. Es muss der
Schluss gerechtfertigt sein, die Lebensdienstzeit sei er-
heblich verkürzt“ (BVerwG 2 C 16.12, Rn. 23). 
Eine hohe Zahl von Frühpensionierungen wegen Dienst -
unfähigkeit bleibt nicht ohne volkswirtschaftlichen
Schaden, denn Pensionen müssen aus den öffentlichen
Haushalten und damit von den Steuerzahlerinnen und
Steuerzahlern aufgebracht werden. Während die Zahl
der Frühpensionierungen bis zum Jahr 2000 auf ver-
gleichsweise hohem Niveau lag, ist sie seit dem Jahr
2001 deutlich abgesunken. So sank der Anteil der durch
Dienstunfähigkeit begründeten Frühpensionierungen an
allen Pensionierungen bei den Beamtinnen und Beam-
ten und Richterinnen und Richtern im unmittelbaren
Bundesbereich von 40,8% im Jahr 1999 auf 16,5% im
Jahr 2010 (vgl. Fünfter Versorgungsbericht der Bundes-
regierung, S. 17). Nach einem Anstieg seit 1994 (41%)
bis zum Höchststand im Jahr 2000 (52%) lag der Anteil
der Frühpensionierungen im Land NRW im Jahr 2013
bei 16% (vgl. Vierter Versorgungsbericht der Landesre-
gierung, S. 33). Dabei sank im Schuldienst der Anteil
frühpensionierter Beamtinnen und Beamten von
65,96% im Jahr 2000 über 36,65% in 2005 auf zuletzt
15,19 % im Jahr 2013 (vgl. ebd., S. 37). Das Durch-
schnittsalter der wegen Dienstunfähigkeit frühpensio-
nierten Lehrerinnen und Lehrer lag im Jahr 2013 bei

58,7 Jahren (Statistisches Bundesamt 2014). Parenthe-
tisch sei angemerkt, dass der Anteil von dienstunfähig
pensionierten Beamtinnen und Beamten der Hochschu-
len – z.B. in NRW – auf konstant niedrigem Niveau liegt:
8,96% (2000), 1,8% (2005) und 5,16% im Jahr 2010
(vgl. Vierter Versorgungsbericht der Landesregierung, 
S. 37.). Sowohl der Anstieg der Frühpensionierungen im
Jahr 2000 als auch ihr deutlicher Rückgang ab 2001 las-
sen sich durch die ab 01.01.2001 greifenden Versor-
gungsabschläge von 3,6% für jedes Jahr des vorzeitigen
Ruhestandes wegen Dienstunfähigkeit erklären, wobei
der Versorgungsabschlag höchstens 10,8% der ruhege-
haltsfähigen Bezüge betragen darf (vgl. Vierter Versor-
gungsbericht der Landesregierung, S. 35; Rechnungshof
Baden-Württemberg, S. 31).
Festzuhalten bleibt, dass trotz der Versorgungsabschläge
die vorzeitige Versetzung in den Ruhestand volkswirt-
schaftlich gesehen eine Belastung der öffentlichen Haushal-
te darstellt, da Ruhestandsbeamtinnen und -beamte ohne
Dienstleistung vorzeitig Versorgungsleistungen erhalten.

Feststellung und prognostische Beurteilung
der gesundheitlichen Eignung: 
Veränderter Prognosemaßstab

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, welcher
Prognosemaßstab für die Feststellung der gesundheitli-
chen Eignung eigentlich angelegt wird. Mit zwei paralle-
len Urteilen vom 25. Juli 2013 hat das Bundesverwal-
tungsgericht seine bisherige Rechtsprechung seit den
1960er Jahren radikal aufgegeben, „wonach der Eintritt
der Dienstunfähigkeit vor Erreichen der gesetzlichen Al-
tersgrenze mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit ausgeschlossen sein muss“ (BVerwG 2 C 12.11,
Rn. 16; BVerwG 2 C 18.12, Rn. 10; Hervorhebung: J.S.).
Nunmehr gilt: „Solange der Gesetzgeber keinen kürze-
ren Prognosezeitraum bestimmt, kann der Dienstherr
die gesundheitliche Eignung aktuell dienstfähiger Be-
werber nur verneinen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte
die Annahme rechtfertigen, dass mit überwiegender
Wahrscheinlichkeit vor Erreichen der gesetzlichen Al-
tersgrenze Dienstunfähigkeit eintreten wird“ (BVerwG 2
C 12.11, Rn. 16; Hervorhebung: J.S.). Man kann insoweit
von einer „Beweislastumkehr“ sprechen (vgl. auch Rich-
artz-Salzburger 2015, S. 455). Das Bundesverwaltungs-
gericht sieht im Prognosemaßstab, wie er vor 2013 an-
gelegt worden ist, eine Einschränkung der Berufsfreiheit
i.S.d. Art. 12 Abs. 1 GG (vgl. ebd.). Der Einschätzung
von Richartz-Salzburger, dass das Bundesverwaltungsge-
richt diese nicht unerhebliche Änderung seiner Recht-
sprechung bezüglich des Prognosemaßstabes „sehr dif-
ferenziert und wissenschaftlich fundiert begründet“
(ebd.), kann beigepflichtet werden. Auf die ausführliche
Darstellung der Begründung wird hier verzichtet und
stattdessen auf die drei im Literaturverzeichnis aufge-
führten Urteile des Bundesverwaltungsgerichtes aus
dem Jahre 2013 verwiesen. Bei Richartz-Salzburger fin-
det sich außerdem eine kompakte Zusammenfassung
der Begründung (ebd.). Richartz-Salzburger ist Fachärz-
tin für Psychiatrie im öffentlichen Gesundheitswesen und
gehört zu den wenigen Fachleuten, die bisher zum The-
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menfeld der psychiatrischen Begutachtung publiziert
haben, weshalb in diesem Artikel verschiedentlich auf sie
Bezug genommen wird. Ergänzend zu vorstehenden Aus-
führungen ist noch darauf hinzuweisen, dass auch nach
neuer Rechtsprechung der Dienstunfähigkeit die Progno-
se gleichgestellt ist, dass Beamtenanwärter/innen „mit
überwiegender Wahrscheinlichkeit bis zur Pensionierung
über Jahre hinweg regelmäßig krankheitsbedingt ausfal-
len und deshalb eine erheblich geringere Lebensdienst-
zeit aufweisen“ (BVerwG 2 C 16.12, Rn. 26).

Sonderfall: Schwerbehinderung
Die Feststellung der gesundheitlichen Eignung von
schwerbehinderten Beamtenanwärterinnen und -anwär-
tern unterliegt anderen Anforderungen: „Die besonde-
ren Vorschriften und Grundsätze für die Besetzung der
Beamtenstellen sind […] auch für schwerbehinderte Be-
amte und Beamtinnen so zu gestalten, dass die Einstel-
lung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen
gefördert und ein angemessener Anteil schwerbehinder-
ter Menschen unter den Beamten und Beamtinnen er-
reicht wird“ (§ 128 Abs. 2 SGB IX). Daraus folgt, dass bei
Schwerbehinderten im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB IX (bzw.
bei ihnen gleichgestellten Personen i.S.v. § 2 Abs. 3 SGB
IX) besondere Maßstäbe anzulegen sind. Bei ihnen „wird
nur das Mindestmaß körperlicher Eignung vorausgesetzt,
sodass der Schwerbehinderte nicht für alle Dienstposten
geeignet sein muss. Zu prüfen ist vielmehr, ob die kör-
perliche Eignung ausreicht, um dem Bewerber irgendei-
ne amtsangemessene Beschäftigung zuweisen zu kön-
nen, die mit den dienstlichen Bedürfnissen in Einklang
steht […]. Kann ein schwerbehinderter Bewerber auch
diese Anforderungen nicht erfüllen, scheidet eine Über-
nahme in das Beamtenverhältnis aus“ (BVerwG 2 C
12.11, Rn. 36f.). Grundsätzlich gilt hinsichtlich des Pro-
gnosezeitraumes, dass schwerbehinderte Menschen
auch dann verbeamtet werden können, wenn als Folge
ihrer Behinderung eine vorzeitige Dienstunfähigkeit
möglich ist (Baßlsperger 2014, S. 1). Je nach zugrunde-
liegendem Bundes- bzw. Landesrecht geht die Recht-
sprechung von Prognosezeiträumen von fünf bis zehn
Jahren (vgl. ebd., S. 2) anstelle des Zeitraums bis zum Er-
reichen der gesetzlichen Altersgrenze aus. In der Freien
und Hansestadt Hamburg beispielsweise gilt ein Progno-
sezeitraum von acht Jahren ab Beginn des Beamtenver-
hältnisses auf Probe bzw. von fünf Jahren nach Übernah-
me in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit (vgl. Freie
und Hansestadt Hamburg 2014, S. 6f.).

Zuständigkeit für die Feststellung der 
gesundheitlichen Eignung
„Zur Beurteilung der gesundheitlichen Eignung müssen
die körperlichen und psychischen Veranlagungen des Be-
werbers festgestellt und deren Auswirkungen auf sein
Leistungsvermögen bestimmt werden. Diese Beurtei-
lungsvorgänge erfordern in aller Regel besondere medi-
zinische Sachkunde, über die nur ein Arzt verfügt“ (BVer-
wG 2 C 12.11, Rn. 11). Dementsprechend werden je
nach Bundesland Ärztinnen und Ärzte der Gesund-
heitsämter oder des Personalärztlichen Dienstes (z.B.

Hamburg) mit der Untersuchung beauftragt. In einigen
Landesbeamtengesetzen finden sich ausdrücklich ent-
sprechende Vorschriften, z.B. im Hamburgischen Landes-
beamtengesetz: „Die ärztliche Untersuchung wird von
Amtsärztinnen und Amtsärzten, beamteten Ärztinnen
oder Ärzten oder sonstigen von der zuständigen Behörde
bestimmten Ärztinnen oder Ärzten durchgeführt“ (§ 44
Abs. 1 HmbBG). In NRW bspw. findet sich eine entspre-
chende Zuständigkeitsregelung in § 19 Abs. 1 ÖGDG
NRW. In den meisten Bundesländern gilt das sogenann-
te „Wohnortprinzip“ als Regel, d.h., für die Untersu-
chung zuständig ist das Gesundheitsamt des Wohnortes
der Beamtenanwärterin bzw. des Beamtenanwärters, so
z.B. in NRW (§ 19 Abs. 2 ÖGDG NRW). In wenigen Bun-
desländern gilt das Dienstortprinzip (vgl. Meissner 2014,
S. 5), wobei einige Bundesländer zentrale Untersu-
chungsstellen unterhalten (vgl. ebd., S. 7). Bei besonde-
ren Anforderungen des Amtes wird die Untersuchung
mitunter durch eigene Dienste, z.B. den Polizeiärztlichen
Dienst, vorgenommen. Ein Novum stellt die Regelung
für Baden-Württemberg dar: Mit Wirkung zum
01.07.2016 ist eine Rahmenvereinbarung in Kraft getre-
ten, „dass in Zukunft ärztliche Untersuchungen zum
Zwecke der Feststellung der gesundheitlichen Eignung
im Sinne des Beamtenrechts durch geeignete niederge-
lassene oder andere approbierte Ärztinnen oder Ärzte
durchgeführt werden“ (Rahmenvereinbarung, S. 1).
Wichtig zu betonen ist, dass nach Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichtes die untersuchenden Ärztin-
nen und Ärzte nicht die Entscheidungsverantwortung
für die Feststellung der gesundheitlichen Eignung tra-
gen: „Die Notwendigkeit, einen Arzt hinzuzuziehen, be-
deutet aber nicht, dass diesem die Entscheidungsverant-
wortung für das gesundheitliche Eignungsurteil übertra-
gen werden darf. Vielmehr wird der Arzt als Sachver-
ständiger tätig, auf dessen Hilfe der Dienstherr angewie-
sen ist, um die notwendigen Feststellungen treffen zu
können. Der Dienstherr muss die ärztlichen Befunde
und Schlussfolgerungen nachvollziehen und sich auf
ihrer Grundlage ein eigenes Urteil bilden“ (BVerwG 2 C
12.11, Rn. 11). Der Dienstherr hat die Rechtsfrage der
gesundheitlichen Eignung eigenverantwortlich zu beant-
worten (vgl. ebd., Rn. 23). In Abweichung von seiner
bisherigen Rechtsprechung stärkt das Gericht hinsicht-
lich der Entscheidungsüberprüfung die Rolle der Verwal-
tungsgerichte: „Die Verwaltungsgerichte haben über die
gesundheitliche Eignung von Beamtenbewerbern zu
entscheiden, ohne an tatsächliche oder rechtliche Wer-
tungen des Dienstherrn gebunden zu sein; diesem steht
insoweit kein Beurteilungsspielraum zu. […] Art. 19 IV 1
GG überträgt die Letztentscheidungsbefugnis für die
Auslegung und Anwendung normativer Regelungen den
Verwaltungsgerichten“ (ebd., Rn. 24f.).
Falsche oder verschwiegene Angaben der Beamtenanwär-
ter/innen zur eigenen Gesundheit können zur Nichtigkeit
des Beamtenverhältnisses und damit zur Entlassung führen
(Avenarius 2015; Frederichs 2009, S. 417). Nichtsdesto-
weniger darf selbstverständlich nicht ohne Einwilligung
bzw. Schweigepflichtsentbindung auf Krankenakten o.ä.
Daten zugegriffen werden (Frederichs 2009, S. 417)! Die
Kostenübernahme für die Untersuchung ist in den Bundes-
ländern unterschiedlich geregelt (vgl. Meissner 2014, S. 9).
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Gegenstand der ärztlichen Untersuchung

Für Baden-Württemberg schreibt die Rahmenvereinba-
rung Standards für die Untersuchung vor. Es ist davon aus-
zugehen, dass diese mehr oder weniger auf andere Bun-
desländer bzw. Untersucherinnen und Untersucher über-
tragbar sind. Die Standarduntersuchung umfasst regel-
mäßig eine Anamnese, die Bestimmung von Gewicht und
Körpergröße, eine ganzkörperliche Untersuchung, eine
Blutdruckmessung, eine orientierende Überprüfung des
Hörvermögens, eine orientierende Überprüfung des Seh-
vermögens, eine orientierende Urinuntersuchung, die
Durchsicht mitgebrachter Fremdbefunde/ärztlicher Zeug-
nisse, eine Impfbuchkontrolle, eine Befundbesprechung
und Beratung sowie die Zeugniserteilung (Rahmenverein-
barung, § 5 Abs. 4 Ziffern 1-11). Die Anamnese stützt sich
in Baden-Württemberg auf einen von den Beamtenan-
wärterinnen und -anwärtern auszufüllenden Fragebogen,
mittels dessen das Vorliegen von Erkrankungen folgender
Bereiche abgefragt wird: Herz, Lunge, Leber, Nieren, Ver-
dauungsorgane, Diabetes, Schilddrüse, Wirbelsäule, Ge-
lenke, Allergien, Infektionskrankheiten, Neurologische Er-
krankungen, Psychische Erkrankungen, Erkrankungen der
Augen, Erkrankungen der Ohren, weitere Erkrankungen
(Rahmenvereinbarung, Anlage 2). Des Weiteren werden
abgefragt: Operationen, Unfälle, Krankenhaus- und Reha-
bilitationsbehandlungen, derzeitige Beschwerden, aktuel-
le Auffälligkeiten im Urin oder Stuhl, derzeitige oder ver-
gangene ärztliche und/oder psychotherapeutische bzw.
psychiatrische Behandlung oder Beratung, Einnahme von
Psychopharmaka, Alkoholkonsum, Rauchen, Drogenkon-
sum, sportliche Betätigung sowie ein eventueller Grad der
Behinderung (vgl. ebd.). Dieser Fragebogen kann aber nur
einen Anhaltspunkt darstellen, da sich öffentlich zugängli-
che Fragebögen anderer Gesundheitsämter, z.B. in NRW,
von diesem und untereinander unterscheiden (s. Litera-
turverzeichnis). Zentral ist, dass Auffälligkeiten und Be-
funde in der Vorgeschichte zum weiteren Untersuchungs-
gegenstand werden.
Man kann hinsichtlich des o.g. Prognosemaßstabes
dabei nicht generell von bestimmten Diagnosen auf ein-
deutig zuordnungsbare Prognosen schließen, da die Ärz-
tin bzw. der Arzt „verfügbare Erkenntnisse über den vor-
aussichtlichen Verlauf chronischer Krankheiten auszu-
werten und in Bezug zum gesundheitlichen Zustand des
Bewerbers zu setzen“ hat (BVerwG 2 C 12.11, Rn. 23). So
stellt jede Feststellung gesundheitlicher Eignung letzt-
lich immer einen Einzelfall dar.

Sonderfall: Psychotherapeutische und 
psychiatrische Behandlung
Klientinnen und Klienten in der studentischen Beratung
stellen häufig die Gleichung „Psychotherapie = Nicht-
Verbeamtung“ auf. Allein aufgrund der o.g. Ausführun-
gen lässt sich diese Gleichung keinesfalls aufrechterhal-
ten. „Grundsätzlich sagt die Tatsache, dass jemand in
seinem Leben bereits psychotherapeutische Unterstüt-
zung oder auch psychiatrische Therapie in Anspruch ge-
nommen hat, noch nichts über Art und Schwere der zu-
grundeliegenden Störung aus“ (Richartz-Salzburger
2015, S. 456). Des Weiteren ist ein gesellschaftlicher

Wandel festzustellen: „Angesichts der zunehmenden öf-
fentlichen Wahrnehmung von psychischen Erkrankun-
gen und der wachsenden Bereitschaft, adäquate Hilfe in
Anspruch zu nehmen, kann die Angabe von ‚Psychothe-
rapie‘ in der Vorgeschichte kein generelles Ausschluss -
kriterium mehr für den öffentlichen Dienst sein“ (ebd.,
S. 454.). Parenthetisch sei die Bemerkung erlaubt, dass
dieses Zitat darauf hinweist, dass die Sorgen der Klien-
tinnen und Klienten vor der amtsärztlichen Untersu-
chung auch Ausdruck der Nachwirkungen früherer ge-
sellschaftlicher und medizinischer Bewertungen psychi-
scher Erkrankungen sein können.
Dennoch spielen die sogenannten F-Diagnosen des ICD-
10 eine nicht zu unterschätzende Rolle: „Psychische Er-
krankungen stellen die größte Diagnose-Gruppe dar, die
zur vorzeitigen Berentung bzw. Ruhestandsversetzung
führen, sodass deren prognostische Einschätzung im Rah-
men einer Verbeamtung von großer Bedeutung ist“ (ebd.,
S. 455). Die groß angelegte sozialmedizinische Feldstudie
einer Erlanger Arbeitsgruppe stellte bei zwischen 1996
und 1999 dienstunfähig frühpensionierten Lehrerinnen
und Lehrern in Bayern (n=5.548) fest, dass 52% der Dien-
stunfähigkeiten auf psychischen und psychosomatischen
Leiden beruhten. Mit deutlichem Abstand folgten Erkran-
kungen des Muskel-/Skelettsystems (17%) als nächst-
großer Anteilsgruppe innerhalb des Morbiditätsspektrums
(Weber et al. 2001, S. 854-856). Dieser deutliche Abstand
bestätigt sich auch für den Bereich der Beamtinnen und
Beamten im unmittelbaren Bundesbereich: „In den Jahren
2007 bis 2010 waren sowohl bei den Männern als auch
bei den Frauen in allen Beschäftigungsbereichen psychi-
sche und psychosomatische Erkrankungen sowie Verhal-
tensstörungen die häufigsten Ursachen für den Ruhe-
standseintritt wegen Dienstunfähigkeit“ (Fünfter Versor-
gungsbericht, S. 53). Der Anteil betrug im Jahr 2010 bei
Frauen 66% und 50% bei Männern (vgl. ebd.).
Richartz-Salzburger konstatiert: „Psychische Störungen
nehmen in mehrerer Hinsicht eine Sonderstellung ein.
Zum einen sind psychische Symptome äußerlich meist
nicht sichtbar, sie sind weder radiologisch abbildbar
noch laborchemisch zu messen. Ihre Objektivierung und
Einschätzung des Schweregrades ist komplex und erfor-
dert fachärztliche Expertise. Zudem sind Verlauf und
Prognose psychischer Erkrankungen von zahlreichen in-
dividuellen und externen Faktoren abhängig, deren Ent-
wicklung kaum vorhersehbar ist. Schließlich existieren
gegenüber psychischen Störungen trotz der beschriebe-
nen Zunahme ihrer gesellschaftlichen Akzeptanz immer
noch zumeist uneingestandene oder gar unbewusste,
von irrationalen Ängsten gespeiste Vorbehalte, die auch
vor öffentlichen Institutionen nicht Halt machen“ (Ri -
chartz-Salzburger 2015, S. 456).
Für die Prognose empfiehlt Richartz-Salzburger eine psy-
chiatrische Expertise einzuholen, „um eine differenzierte
Beurteilung der vorangegangenen Therapien und mögli-
cher psychischer Grunderkrankungen vorzunehmen“
(ebd.). Dabei kann sich eine erfolgreiche Psychotherapie
durchaus auch positiv auf die zu stellende Prognose aus-
wirken: „Nicht selten zeigt sich, dass ein Proband dank
einer früher durchgeführten Psychotherapie konstruktive,
aktive Bewältigungsstrategien erlernt hat, die ih[n]
zukünftige Krisen und Konflikte erfolgreich überwinden
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lassen und darüber hinaus seine soziale Kompetenzen
stärken, was bspw. für den Lehrerberuf eine besondere
Befähigung darstellt“ (ebd., S. 457). Dies gilt besonders
im Hinblick auf bei Studierenden häufig vorkommenden
Störungen während der Adoleszenz bzw. Postadoleszenz:
„Häufig haben leichtere […] Störungen zu einer Psycho-
therapie geführt. So sind in Adoleszenz und jüngerem Er-
wachsenenalter gleichzeitig mehrere Entwicklungsaufga-
ben zu bewältigen, die zur vorübergehenden psychischen
Labilisierung führen können. […] Hier dient Psychothera-
pie gleichsam als ‚Entwicklungshilfe‘ und erlaubt dem Pa-
tienten die Nachreifung seiner Persönlichkeit. Dabei wird
der Betroffene […] nicht nur die aktuelle Problematik be-
arbeiten, sondern grundlegende Einsichten in die eigene
Psychodynamik gewinnen und seine Introspektions- und
Reflexionsfähigkeit erweitern“ (ebd., S. 456). Nach An-
sicht des Verfassers dieses Artikels muss generell die
Wirksamkeit von Psychotherapie noch viel mehr betont
werden. Denn: „Die Befundlage ist eindeutig: Psychothe-
rapie wirkt. Dies belegen heute eine Vielzahl von Wirk-
samkeitsstudien sowie zahlreiche Metaanalysen“ (Pfam-
matter/Tschacher 2012, S. 67).
Prognostisch sehr kritisch sieht Richartz-Salzburger psy-
chotische Krankheitsbilder: „Psychosen müssen meist
über eine längere Zeit medikamentös behandelt wer-
den. Sie zeigen häufig einen episodischen Verlauf, nicht
selten kommt es zur Chronifizierung mit Mündung in ein
Residualsyndrom. Längerfristige, teilweise erhebliche
Leistungseinschränkungen, unter anderem deutliche Be-
einträchtigungen der kognitiven Funktionen, sind nicht
auszuschließen, und es muss mit vermehrten, längere[n]
Fehlzeiten und das Eintreten einer vorzeitigen Dienst -
unfähigkeit gerechnet werden. In diesen Fällen wird die
Eignung für die Übernahme ins Beamtenverhältnis zu
verneinen sein“ (Richartz-Salzburger 2015, S. 456). In
Schwere und Verlauf zwischen diesen Polen angesiedelt
und am schwierigsten prognostisch einzuschätzen seien
„z.B. rezidivierende, depressive Störungen, Persönlich-
keitsstörungen oder Essstörungen. Diese können (dank
Psychotherapie) ausheilen, aber ebenso häufig chronifi-
zieren. Allgemein lassen mehrere stationäre Behandlun-
gen in der Vorgeschichte die Prognose ungünstig er-
scheinen“ (ebd., S. 456f.). Insgesamt sei festzuhalten:
„Da viele psychiatrische Erkrankungen […] einen pha-
senhaften bzw. rezidivierenden Verlauf zeigen und auch
später mit gehäuft auftretenden Krankheitszeichen ein-
hergehen können, wird der psychiatrische Gutachter un-
verändert [sc. trotz der aktualisierten Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichtes; J.S.] entsprechende
prognostische Hinweise in seine Beurteilung einfließen
lassen“ (ebd., S. 457). Entscheidend sind die Betrach-
tung der individuellen Vorgeschichte und des bisherigen
Krankheitsverlaufs, die Identifizierung von ungünstigen
und protektiven Einflussfaktoren sowie der konkrete Un-
tersuchungsbefund“ (ebd., S. 456f.). Als protektive Fak-
toren seien vor allem Persönlichkeitsfaktoren zu nennen,
außerdem ein stabiles soziales Umfeld, erfolgreiches Kri-
senmanagement in der Vergangenheit, günstige Bewäl-
tigungsstrategien (aktives Coping, reife Abwehrmecha-
nismen), überindividuelle Werte, Spiritualität, Religio-
sität (ebd., S 457). Risikofaktoren seien hingegen z.B.
eine positive Familienanamnese, frühkindliche Neuroti-

zismen, ein früher, schleichender Krankheitsbeginn, die
Häufung belastender Lebensereignisse, Persönlichkeits -
akzentuierung, Komorbiditäten (Sucht) und stationäre
Vorbehandlungen (ebd.). Im Zusammenhang mit der
Feststellung der gesundheitlichen Eignung ist aber auch
zu bedenken, dass – ausdrücklich beispielsweise in
Baden-Württemberg – bei Lehrkräften erhöhte Anforde-
rungen hinsichtlich der psychischen Belastungsfähigkeit
bestehen (Rahmenvereinbarung, Anlage 4, S. 4).

Zehn Thesen als Impulse für die Beratung 
betroffener Studierender
1. Informationsdefizite und Desinformiertheit bezüglich
der „Verbeamtungsuntersuchung“ schüren und be güns -
tigen Verunsicherungen und Ängste bei Studierenden.
Anspruch professioneller Beratung muss es deshalb sein,
diese durch sach- und fachgerechte Informationen abzu-
bauen, wann immer es erforderlich erscheint. Dazu sol-
len die vorstehenden Ausführungen Unterstützung bie-
ten. Ferner sollten die Klientinnen und Klienten soweit
wie möglich dabei unterstützt werden, ihre Selbstbe-
hauptungskompetenzen und Steuerungsmöglichkeiten in
Bezug auf die amtsärztliche Untersuchung zu nutzen
bzw. auszubauen.
2. Grundsätzlich können Beamtenanwärterinnen und 
-anwärter im Vergleich zu den vergangenen Jahrzehnten
hinsichtlich der geänderten Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichtes in der Beratung tendenziell
eher beruhigt und ermutigt werden.
3. Dennoch bleiben zwangsläufig Unsicherheiten bei den
Klientinnen und Klienten bestehen, da keine generell
gültigen Aussagen für den Einzelfall gegeben werden
können. Es muss stets transparent bleiben, dass nur all-
gemeine Informationen übermittelt werden können.
Dies gebietet sich zum einen im Hinblick auf die medizi-
nische oder psychotherapeutische bzw. psychiatrische
Einschätzung, da die Feststellung der gesundheitlichen
Eignung immer aufgrund der amtsärztlichen Prognose im
Einzelfall erfolgt. Zum anderen gebietet es sich ggf. im
Hinblick auf die rechtliche Einschätzung, da individuelle
Rechtsberatung eine ausschließlich den dafür vorgesehe-
nen Professionen vorbehaltene Rechtsdienstleistung (§ 2
Abs. 1 RDG) darstellt. Beraterinnen und Berater haben
deshalb darauf Acht zu geben, einem etwaigen „Versor-
gungswunsch nach Sicherheit“ der Klientinnen und Kli-
enten nicht durch Äußerung individueller prognostischer
Einschätzungen nachzugeben. Stattdessen sollte sich die
ressourcenorientierte Beratung auf die Stärkung der 
Klientel fokussieren, Unsicherheiten anzunehmen und
konstruktiv gestaltend mit ihnen umzugehen.
4. Die Teilhabe am Lebenszeit- und Alimentationsprin-
zip des Berufsbeamtentums einerseits anzustreben,
aber sich andererseits wegen der daraus resultierenden
(gesundheitlichen) Anforderungen davon eventuell
ausgeschlossen zu sehen, stellt eine Ambivalenz dar. In
der Beratungspraxis zeigt sich mitunter, dass (tem-
porär) die Ambivalenzfähigkeit betroffener Klientinnen
und Klienten einseitig zugunsten des Sicherheitsstre-
bens eingeschränkt sein kann. Dies kann dazu führen,
dass die Feststellung der gesundheitlichen Eignung als
bedrohliche Zumutung wider die eigene Person gese-
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hen wird. In diesem Fall sind die Klientinnen und Kli-
enten zu unterstützen, ihre Ambivalenzfähigkeit wie-
derzuerlangen bzw. weiterzuentwickeln.
5. Im Hinblick auf anstehende Psychotherapien bzw.
psychiatrische Behandlungen ist eine generelle Einschät-
zung aus o.g. Gründen evtl. noch schwieriger als bei an-
deren Krankheitsbildern. Im Allgemeinen lässt sich aber
sagen, dass die langfristige Prognose umso besser einge-
schätzt werden dürfte, je kürzer und episodischer das
Beschwerdebild war, je intensiver und engagierter es
von den Betroffenen angegangen wurde (Compliance)
und je mehr protektive Faktoren vorhanden sind. In der
Beratung müssen die Effektivität und Wirksamkeit psy-
chotherapeutischer Maßnahmen deutlich betont und
herausgestellt werden, da diese mitunter gar nicht be-
kannt sind. Die Klientinnen und Klienten sind darauf
hinzuweisen, dass eine unbehandelte Störung unter pro-
gnostischen Gesichtspunkten problematisch sein kann.
6. Mit den Klientinnen und Klienten sollte reflektiert
werden, welche Bedeutung sie den Zielen einer Psycho-
therapie für das eigene Wohlbefinden beimessen und
welche Bedeutung sie im Vergleich dazu der Verbeam-
tung einräumen. Dabei sollte unbedingt erörtert wer-
den, inwieweit eine erfolgreiche Therapie und ein ent-
sprechend stabiles, selbstbewusstes Auftreten bei der
amtsärztlichen Untersuchung hilfreicher sind als ein psy-
chisch belasteter oder gar labiler Zustand.
7. Klientinnen und Klienten sollten vorbereitend in ihrer
Kompetenz unterstützt werden, der Amtsärztin bzw.
dem Amtsarzt gegenüber konstruktiv und offen mit
ihren (ehemaligen) Beschwerden umgehen und deren
effektive Überwindung darstellen zu können. Dabei ist
auf die o.g. Prognosekriterien (z.B. Compliance, protek-
tive Faktoren) abzustellen. Aktives Handeln ist dem
„passiven Erleben“ der Untersuchung vorzuziehen und
wird sich im Regelfall auch positiv auf die Beziehungsge-
staltung mit der Amtsärztin bzw. dem Amtsarzt auswir-
ken. Verheimlichen, Verdrängung und Abwehr bei der
Untersuchung schaffen hingegen nicht nur Argwohn und
Misstrauen, sondern verbieten sich auch aus rechtlichen
Gründen. 
8. Es kann darauf hingewiesen werden, dass mitgebrach-
te Befunde und Berichte der behandelnden Therapeu-
tinnen und Therapeuten bzw. Ärztinnen und Ärzte ten-
denziell eher hilfreich sind, insbesondere wenn sie Aus-
sagen beinhalten, die eine Prognose günstig einschätzen
lassen.
9. Vor allem im Rahmen der Beratung chronisch kranker
und behinderter Studierender sollte die Frage erörtert
werden, ob ein „Antrag auf Feststellung eines Grades
der Behinderung (GdB)“ im Hinblick auf eine Feststel-
lung nach § 2 Abs. 2 oder Abs. 3 SGB IX gestellt werden
sollte, um die Wahrscheinlichkeit einer Verbeamtung
eventuell sogar deutlich zu erhöhen.
10. Wünschenswert ist, dass die Effektivität und Wirk-
samkeit psychotherapeutischer Maßnahmen im Allge-
meinen, vor allem aber auch bei den begutachtenden
Ärztinnen und Ärzten bekannt ist bzw. noch bekannter
wird! Es ist die Hoffnung des Verfassers, dass eine Bera-
tung, die zur Offenheit und zum konstruktiven Umgang
statt zur Verheimlichung oder Verdrängung beiträgt,
den offenen Diskurs darüber fördert.
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Der Austausch unter Beraterinnen und Beratern1 an
deutschen Hochschulen ist bekanntermaßen u.a. durch
Fachtagungen und die Zusammenarbeit in unterschiedli-
chen Arbeitskreisen auf Landes- sowie Bundesebene
weitgehend gegeben. Wie Beratende an Hochschulen
im Ausland organisiert sind und wie deren Arbeitsalltag
sich gestaltet, davon bekommen wir hingegen meist
wenig mit. Im Rahmen des Mobilitätsprogramms der
Europäischen Union ERASMUS+ bot sich dem Autor im
Frühjahr dieses Jahres die Möglichkeit, die Beratungs-
einrichtungen der Universität Cardiff in Wales während
einer einwöchigen Hospitation näher kennenzulernen.
Schon bei der dem Besuch vorausgehenden Online-Re-
cherche auf der Suche nach einer geeigneten Hochschu-
le für den Auslandsaufenthalt stellte sich heraus, dass
die Beratungsangebote an britischen Hochschulen an-
ders ausfallen als hierzulande. Einige der Besonderhei-
ten und Unterschiede zum deutschen Hochschulsystem
werden in diesem Erfahrungsbericht näher erläutert.

Psychologische Beratung als Kernaufgabe
Während das Thema Studienwahl zu den Kernaufgaben
von Beratern an deutschen Hochschulen gehört, findet
sich dieser Bereich im Aufgabengebiet britischer Kolle-
gen kaum wieder. Die Beratungsstellen stehen dort in
der Regel nur bereits eingeschriebenen Studierenden zur
Verfügung und sind für studieninteressierte Schüler
nicht zugänglich. Angebote der britischen Hochschulen
im Bereich der Studienorientierung beschränken sich auf
standardisierte Gastvorträge an Schulen, die von Lehrern
gebucht werden können, sowie mehrmals im Jahr statt-
findende Open Days, für Studieninteressierte die einzige
Möglichkeit, die Hochschule kennenzulernen. Außer-
halb der Open Days haben Besucher im Normalfall kei-
nen Zutritt zum durch Personal abgesicherten Univer-
sitätsgelände. Sie können also weder – wie hierzulande
üblich – die Räumlichkeiten besichtigen noch probewei-
se an einer Lehrveranstaltung teilnehmen. Während sei-
nes Aufenthalts in Cardiff bot sich dem Autor die Gele-
genheit, einem Open Day beizuwohnen, der einen blei-
benden Eindruck hinterlassen hat. Bei Studiengebühren
von £ 9.000 pro Jahr ist es nicht verwunderlich, dass po-
tenzielle Studierende in gewisser Weise als zahlende
Kunden betrachtet werden und der Tag der offenen Tür
somit wie eine große Werbeveranstaltung anmutet. Vor
dem Hauptgebäude werden die Besucher von dem Mas-
kottchen der Universität Cardiff – einer Abwandlung des

roten Drachens, der die Nationalflagge von Wales ziert –
überschwänglich begrüßt. Halbstündlich fahren vom
Vorplatz Busse zu einer kostenlosen Stadtrundfahrt ab,
auf der neben dem Universitätsgelände auch die mittel-
alterliche Burg, das Walisische Nationalmuseum und die
Bucht von Cardiff, die als eine der prestigeträchtigsten
Wasserkanten Europas gilt, zu sehen sind. In einer
stündlich stattfindenden Präsentation mit dem Titel
„Why Cardiff?“ berichten gut gelaunte Studierende,
warum die Entscheidung in Cardiff zu studieren die
beste ihres bisherigen Lebens war. Auf geführten Rund-
gängen können Wohnheime und Bibliotheken besichtigt
werden. Sämtliche Studierendenvereine präsentieren
sich mit künstlerischen oder sportlichen Aktivitäten auf
dem Campusgelände. Beratungsgespräche finden in
dem ganzen Trubel – wenn überhaupt – am ehesten am
Rande der Fachvorträge statt, in denen die einzelnen
Studiengänge beworben werden. Ähnlich begrenzt wie
der Einblick für Studieninteressierte ist auch das Bera-
tungsangebot für Studierende, die einen Studiengang-
wechsel anstreben oder über einen Studienausstieg
nachdenken. Sie werden an die Finanzierungsberatung
der Universität verwiesen. Aufgrund der hohen Studien-
gebühren an den meisten britischen Hochschulen hat
der Ausstieg aus einem Studiengang immer gerade auch
erhebliche finanzielle Konsequenzen. Was also umfasst
das Beratungsangebot an britischen Hochschulen, wenn
Studienfachwahl, Fachwechsel und ein möglicher Aus-
stieg dort nicht zu den Kernthemen gehören? In erster
Linie zielen die Beratungsangebote in Großbritannien
auf die Sicherstellung des psychischen Wohlbefindens
der Studierenden und ihr Wohlergehen im Studium ab.
Dies wird auch am Beispiel der Universität Cardiff deut-
lich, wenn man den Studierendenservice näher betrach-
tet. Neben sehr spezifischen Beratungsangeboten – bei-
spielsweise zu Gleichstellungsfragen oder Studieren mit
Behinderung – sowie der bereits erwähnten Finanzie-
rungsberatung bildet der Counselling2 & Wellbeing Ser-
vice das Herzstück der Studierendenberatung. So be-

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die gleichzeiti-
ge Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sämtli-
che Personenbezeichnungen gelten gleichwohl für beiderlei Geschlecht.

2 Counselling meint die professionelle psychosoziale Beratung von Einzel-
nen oder Gruppen mit dem Ziel, Problemlösungs- oder Veränderungspro-
zesse anzustoßen und zu steuern. Hierbei wird mit Gesprächs- und Inter-
ventionstechniken gearbeitet, die jedoch nur zum Teil mit denen von Psy-
chotherapeuten zu vergleichen sind. 

Anthony Bülow

Das Beratungsangebot an Hochschulen in 
Großbritannien – Erfahrungsbericht über 
einen Aufenthalt an der Universität Cardiff 

Anthony Bülow
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grenzt das Beratungsangebot in manchen Bereichen an
britischen Hochschulen also auch ausfallen mag, umso
größer und beeindruckender kommen die Angebote des
psychologischen Beratungsdienstes für Studierende
daher. An Hochschulen in Großbritannien geht die psy-
chologische Betreuung von Studierenden nämlich deut-
lich weiter als in Deutschland. Bevor erläutert wird,
warum dies so ist, und das Cardiff Modell der stufenwei-
sen Betreuung, welches im November 2010 mit dem an-
gesehenen Innovationspreis der British Association for
Counselling & Psychotherapy (BACP) ausgezeichnet
worden ist, in all seiner Umfänglichkeit dargestellt wird,
soll in einem Exkurs zunächst verständlich gemacht wer-
den, wie sich Beratung an britischen Hochschulen histo-
risch entwickelt hat.

Intensive Betreuung durch die Lehrenden
Lange bevor sich in Großbritannien in der zweiten Hälf-
te des zwanzigsten Jahrhunderts Studien- bzw. Studie-
rendenberatung als eigenständiges Berufs- und Tätig-
keitsfeld zu entwickeln begann, fand diese traditionell in
informeller Form durch die Lehrenden statt. Die enge
Beziehung zwischen Studierenden und Lehrenden ist
bereits seit dem Mittelalter stets ein wichtiges Charakte-
ristikum der britischen Hochschulbildung gewesen. Dass
es sich bei den ältesten Universitäten in Großbritannien
zugleich um Lern- und Wohneinrichtungen handelte,
hatte zur Folge, dass die Lehrenden und Hochschulan-
gehörigen in loco parentis waren, d.h. vor Ort die Funk-
tion und Verantwortlichkeiten der Erziehungsberechti-
gen übernahmen. Die sehr jungen Studienanfänger wur-
den in früheren Zeiten als unreif und ungezügelt angese-
hen, infolgedessen bedurften sie einer besonderen Dis-
ziplinierung (vgl. Rothblatt 2010). Strenge Regeln be-
stimmten daher alle Aspekte studentischen Verhaltens.
Dies ist auch in der heutigen Zeit teilweise noch spürbar.
Studierendenwohnheime an britischen Hochschulen
haben in der Regel eine Rezeption, die 24 Stunden am
Tag besetzt ist. Sicherheitspersonal überwacht, wer das
Gebäude betritt und verlässt. Empfangen Studierende
Besuch, so muss sich dieser beim Betreten und Verlassen
des Wohnheims schriftlich registrieren. Übernachtungs-
besuch muss im Vorfeld angemeldet und genehmigt
werden. Zwar wurde die Residenzpflicht schon lange ab-
geschafft und es wohnen auch in Großbritannien längst
nicht mehr alle Studierenden auf dem Campus, aber
immer noch deutlich mehr als in Deutschland. Von den
30.000 Studierenden an der Universität Cardiff sind
mehr als 18% in den 5.600 Zimmern der universitäts -
eigenen Wohnheime untergebracht. Zum Vergleich: Am
Studienort Köln stehen 83.000 Studierenden insgesamt
4.800 Zimmer in den Wohnheimen des Kölner Studie-
rendenwerks zur Verfügung, somit kommen hier weni-
ger als 6% der Studierenden im Wohnheim unter. In
Cardiff wohnen anteilig also etwa dreimal so viele Stu-
dierende im Wohnheim wie in Köln. Zudem sind die
Studierendenwohnheime in Großbritannien nicht auf
die ganze Stadt verteilt, sondern befinden sich in der
Regel auf dem Hochschulgelände. Während in Deutsch-
land die vergleichsweise günstige Miete oft die Haupt-
motivation hinter dem Wunsch nach einem Wohnheim-

zimmer darstellt, sind diese in Großbritannien nicht sel-
ten deutlich teurer als WG-Zimmer auf dem freien Woh-
nungsmarkt. Dort wird das Wohnen auf dem Campus
vor allem deswegen so geschätzt, weil damit auch heut-
zutage noch immer eine enge Betreuung durch die Uni-
versitätsangehörigen einhergeht. Die Universität Cardiff
wirbt sehr erfolgreich damit, dass sie allen Studierenden
in ihrem ersten Studienjahr einen Wohnheimplatz auf
dem Campus garantiert. Bis in die Mitte des 19. Jahr-
hunderts beschränkten neben der bestehenden Resi-
denzpflicht in den Hochschulen auch weitere Faktoren
die Zahl der Studierenden an den britischen Universitä-
ten. Dazu gehörten unter anderem die hohen Kosten
des Studiums, der Mangel an Berufsvorbereitung – mit
Ausnahme der klerikalen Berufe – sowie die Verpflich-
tung auf das anglikanische Glaubensbekenntnis. Auf
eine Lehrkraft kamen zu dieser Zeit etwa 16 bis 19 Stu-
dierende (vgl. Charle 2004). Bei einem derart engen Be-
treuungsverhältnis ist es nachvollziehbar, dass Dozenten
neben ihrer Lehrtätigkeit auch oft seelsorgerische Aufga-
ben wahrgenommen haben. Ungeachtet des In-Erschei-
nung-Tretens professionell ausgebildeter Studien- und
Karriereberater sowie Experten für das psychische Wohl-
befinden von Studierenden sind es an britischen Hoch-
schulen daher auch heute oft noch die Lehrenden, die
von Studierenden als erste Ansprechpartner bei persönli-
chen Sorgen und Problemen wahrgenommen werden
(vgl. Woolfe 1996). Dies stellt einen bemerkenswerten
Unterschied zur restlichen europäischen Hochschulland-
schaft dar, wo die Distanz zwischen Professoren und Stu-
denten üblicherweise deutlich größer ausfällt. An der
Universität Cardiff wird allen Studierenden zu Beginn
ihres Studiums ein Mentor in Form einer Lehrperson aus
dem jeweiligen Fachbereich zur Seite gestellt, der als
ers ter Ansprechpartner bei Fragen und Problemen dient.
Darin zeigt sich, dass das historisch etablierte Betreu-
ungsverständnis an britischen Hochschulen auch heute
noch Bestand hat. Auch wenn die psychologischen Bera-
ter an den Hochschulen grundsätzlich der Schweige-
pflicht unterliegen, kommt es jedoch nicht selten vor,
dass sie – mit Einverständnis der Studierenden – in vielen
Fällen auch den Austausch mit den Lehrenden suchen,
die die Studierenden täglich erleben und für ihr Wohlbe-
finden mit verantwortlich sind.

Entstehungsgeschichte der 
Studierendenberatung in Großbritannien
Studierendenberatung in Großbritannien nahm ihren
Anfang in den 1960er Jahren, als an Hochschulstandor-
ten ansässige Hausärzte den Bedarf eines dezidierten
Beratungsangebotes für Studierende erkannten. In ihre
Praxen kamen immer öfter Studierende mit psychischen
Problemen, denen sich die Allgemeinärzte im Rahmen
ihrer Sprechstunde nicht hinreichend widmen konnten
(vgl. Bell 1997). Der hohe Behandlungsbedarf war in
ers ter Linie auf steigende Studierendenzahlen und eine
Verschlechterung des Betreuungsverhältnisses seitens
der Hochschulen zurückzuführen. Beides war Folge einer
umfassenden Hochschulreform auf Basis des 1963 vom
Committee of Higher Education unter Leitung von Lord
Robbins veröffentlichten Berichts, der auf einen Ausbau
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der britischen Universitäten durch Expansion der beste-
henden sowie Neugründung von spezialisierten Hoch-
schulen abzielte. Drei Viertel der heute bestehenden
britischen Universitäten sind erst seit den 1960er Jahren
gegründet worden. Die Zahl der Studienplätze an den
Universitäten in England und Wales verfünffachte sich
beinahe von 45.000 (1945) auf 219.000 (1968). Die
Zahl derjenigen eines Jahrgangs, die eine Universität be-
suchten, stieg von 4,1% (1961) auf 20,6% (1977) (vgl.
Münkel 2011). Als sich die Ärzte dem Behandlungsbe-
darf der Studierenden nicht mehr gewachsen sahen,
suchten sie den Austausch mit den Hochschulen, von
denen viele folglich in den späten 1960er und den
frühen 1970er Jahren eigene Beratungseinrichtungen
etablierten (vgl. Bell 1997). Mit der Gründung der Asso-
ciation for Student Counselling (ASC) begann schließlich
eine eigene Struktur für dieses neue Betätigungsfeld zu
erwachsen. Diese Entwicklung fand im Kontext politi-
schen und wirtschaftlichen Wandels statt, der Investi-
tionen in die Neugründung und den Ausbau von Hoch-
schulen mit sich brachte (vgl. Thorne 1985). Die tradi-
tionellen Universitäten rühmten sich seit jeher mit einer
sehr guten Betreuung und Begleitung ihrer Studieren-
den. Vor allem die neu gegründeten Fachhochschulen
hingegen waren nicht auf eine solche Art des Studieren-
denservices ausgelegt. Da jedoch auch dort ein ganz-
heitlicher Bildungsansatz verfolgt werden sollte, wurden
an den meisten Hochschulen Mentorenprogramme und
Beratungsstellen eingerichtet. Von da an arbeiteten Stu-
dierendenberater in ganz Großbritannien und allen
voran die Mitglieder der ASC kontinuierlich daran, in
den folgenden Jahrzehnten die Bedeutung und den
Nutzen von Studierendenberatung deutlich zu machen
und diese als festen Bestandteil des Hochschulwesens
zu etablieren (vgl. Dryden/Mearns/Thorne 2000). Die
ASC entwickelte ein Akkreditierungsschema um sicher-
zustellen, dass ihre Mitglieder eine angemessene Ausbil-
dung und Erfahrung vorweisen können, und bemühte
sich darüber hinaus um die Ausweitung dieser Standards
auf die Hochschulen. Damit legte die ASC den Grund-
stein für Studierendenberatung in Großbritannien und
stellte zugleich das Ansehen dieser neuen Berufsgruppe
an den Hochschulen sicher (vgl. Mackintosh 1974). 

Studierendenberatung als Alternative zum 
Besuch beim Hausarzt
Einem Bericht der Association for University and College
Counselling (AUCC) zufolge verfügten bereits Anfang
des neuen Jahrtausends so gut wie alle britischen Uni-
versitäten über eigene psychologische Beratungseinrich-
tungen auf dem Universitätsgelände (vgl. Breakwell
1987). Finanziert werden diese von den Hochschulen
selbst. Die psychologischen Beratungsstellen innerhalb
des Hochschulsektors bieten Studierenden eine große
Bandbreite an Angeboten von Kurzberatung im Rahmen
offener Sprechstunden bis hin zu langfristiger therapeu-
tischer Begleitung (vgl. Jacobs 2000). In Großbritannien
ist die Gesundheitsversorgung Aufgabe des National
Health Service (NHS). Leistungserbringer, so auch Psy-
chologen und Psychiater, sind beim NHS angestellt und
praktizieren ambulante Psychotherapie in Kliniken des

NHS und nicht in freier Praxis. Der NHS basiert auf dem
Primärarztsystem. Der Zugang zu den Psychotherapeu-
ten erfolgt ausschließlich über eine Überweisung durch
den Hausarzt. Dies hat extrem lange Wartezeiten auf
einen Therapieplatz zur Folge (vgl. Striegler 2011). Die
wesentlich kürzere Wartezeit bei hochschulinternen
Therapieangeboten ist sicherlich eines der Hauptargu-
mente dafür, dass die Studierenden in der Regel die Be-
ratungseinrichtungen der Hochschule gegenüber denen
des NHS bevorzugen. Es gibt aber noch weitere, nicht
unbedeutende Gründe. Zum einen zielen die Angebote
der Hochschule auf hochschulspezifische und für die Al-
tersgruppe der Studierenden typische Themen und Pro-
bleme ab, man ist hier quasi auf die Anliegen der Ziel-
gruppe spezialisiert. Der NHS kommt in der Regel nur
für Kurzzeittherapien und Standardbehandlungen auf.
Längere Behandlungen müssen die Patienten selbst be-
zahlen (vgl. Sonnenmoser 2011), die Dienstleistungen
der hochschulinternen Beratungszentren sind kostenfrei
bzw. mit den entrichteten Studiengebühren abgegolten.
Darüber hinaus haben viele Studierende ein Interesse
daran, dass ihr Therapieverlauf nicht in der Gesundheits -
akte des NHS vermerkt wird, und nutzen daher die An-
gebote der Hochschule. Bestimmte staatliche Einrich-
tungen können nämlich Einsicht in diese Akte verlan-
gen, bevor sie Bewerber einstellen, wohingegen die Stu-
dierendenakte stets vertraulich ist und an der Hoch-
schule verbleibt (zu dieser Thematik siehe auch den Ar-
tikel von Jörn Sickelmann in diesem Heft).

Hoher Beratungsbedarf und begrenzte 
Ressourcen
Psychologische Beratungsdienste an britischen Hoch-
schulen bieten Studierenden in der Regel eine therapeu-
tische Begleitung im Umfang von vier bis fünf Sitzungen
an. Anfragen werden entsprechend ihrer Dringlichkeit
priorisiert und Termine so schnell wie möglich vergeben.
Dies galt lange Zeit auch für die Universität Cardiff. Das
Team von insgesamt neun Beratern war aber zuneh-
mend mit einer sehr großen Nachfrage seitens der Stu-
dierenden konfrontiert, was zu Wartezeiten von mehre-
ren Monaten führte. Der Umgang mit einer immer län-
ger werdenden Warteliste stellte eine große Herausfor-
derung dar. Die Priorisierung nach Dringlichkeit der An-
liegen hatte zur Folge, dass die zur Verfügung stehenden
Therapiestunden einigen wenigen Studierenden mit
schwerwiegenderen psychischen Problemen zuguteka-
men, während andere Studierende aufgrund der langen
Wartezeit Gefahr liefen, im Studium zu versagen (vgl.
Cowley 2007). Wie die meisten psychologischen Hoch-
schulberatungen hatte sich auch das Team der Univer-
sität Cardiff über die Jahrzehnte dahin entwickelt, län-
gerfristige therapeutische Begleitung für Studierende
mit psychischen Problemen zu gewährleisten. Grund
hierfür waren die bereits erwähnte sehr begrenzte Ver-
fügbarkeit von Gesprächstherapie durch den NHS, aber
zu einem gewissen Teil auch die Freude der Beratenden
an längerfristiger Begleitung der Studierenden über
mehrere Sitzungen hinweg (vgl. Cowley/Groves 2016).
Im Jahr 2006 besann man sich an der Universität Cardiff
jedoch darauf, dass es sich bei den hochschulinternen
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Beratungsangeboten in erster Linie um eine pädagogi-
sche Dienstleistung handeln sollte. Langfristige thera-
peutische Begleitung bereitzustellen ist und bleibt
primär die Aufgabe des NHS. Es galt also die bisherige
Vorgehensweise zu überdenken und zu prüfen, wie die
bestehenden Angebote effektiver gestaltet werden
könnten. Man einig-
te sich in Cardiff auf
das primäre Ziel,
Studierende in die
Lage zu versetzen,
effektiv und erfolg-
reich studieren zu
können. Der Fokus
sollte daher zukünf-
tig stärker auf unter-
stützende Angebote
zum Erreichen von
Lern- und Studien-
zielen gelenkt wer-
den anstelle auf the-
rapeutische Angebo-
te zur Persönlich-
keitsentwicklung
oder gar dauerhafte
therapeutische Be-
gleitung während
des Studiums. Der
Leitsatz bei der Aus-
arbeitung des neuen
Konzeptes an der
Universität Cardiff
lautete: Kernaufgabe
der Studierendenberatung ist es, allen Studierenden
gleichermaßen Zugang zu den Beratungsangeboten zu
ermöglichen und ihre psychische Belastung so gering
wie möglich zu halten, damit sie ihr Potenzial im Studi-
um vollständig entfalten können (vgl. Cowley 2007).
Durch das neue Konzept sollte sichergestellt werden,
dass allen Studierenden bei Bedarf Sitzungen in gleich
großem Umfang zur Verfügung stehen. Zudem sollte das
vorhandene Beratungsangebot um weitere therapeuti-
sche Ansätze und Methoden erweitert werden, um fle-
xibler auf die Anliegen der Studierenden reagieren zu
können. Eine dieser neu in das Konzept integrierten Me-
thoden ist die sogenannte Bibliotherapie, das therapie-
begleitende Lesen von psychologischen Ratgebern. Es
gibt eine wachsende Beweisgrundlage dafür, dass
Selbsthilfebücher Menschen bei der Behandlung be-
stimmter psychischer Störungen helfen können (vgl.
Williams 2013). Im Jahr 2003 hat der klinische Psycho-
loge Prof. Neil Frude mit Unterstützung der Bezirksre-
gierung Cardiff und der örtlichen psychologischen Abtei-
lung des NHS ein Konzept auf den Weg gebracht, dass
die Verschreibung von Selbsthilfebüchern durch den
Hausarzt vorsieht, die die Patienten dann kostenfrei aus
ihrer örtlichen Bibliothek ausleihen können (vgl. Brown
2013). In Anlehnung an dieses Konzept ist auch das Be-
ratungsteam der Universität Cardiff guter Hoffnung, dass
Broschüren und Merkblätter mit konkreten Tipps zur
Selbsthilfe es den Studierenden weitgehend ermögli-
chen, ihre Probleme selbst aktiv anzugehen. 

Das innovative Beratungskonzept der 
Universität Cardiff

Die Beratungsangebote der Universität Cardiff wurden
2006 in dem Cardiff Modell der stufenweisen Betreuung
neu zusammengefasst (siehe Abbildung). 

Das Cardiff Modell sieht ein Erstgespräch vor, gefolgt
von einer Reihe verschiedener Angebote wie Selbsthilfe-
materialien, der Teilnahme an Gruppenformaten und 
– soweit erforderlich – weiteren Therapiesitzungen unter
Anwendung unterschiedlicher, fallbezogen ausgewählter
Methoden. Im Anschluss wird mittels des CORE-OM-
Fragebogens3 die Wirksamkeit der Beratung überprüft.
Dabei handelt es sich um ein standardisiertes Messver-
fahren, welches von einem britischen Team von Psycho-
logen entwickelt wurde und klinische Items enthält, die
eine beratungs- oder therapieinduzierte Veränderung
bei Klienten erkennbar machen können (vgl. Evans
2002). Für die Studierenden beginnt der Beratungspro-
zess mit dem Ausfüllen eines umfangreichen Online-Fra-
gebogens. Anders als hierzulande üblich stehen die Be-
ratungsangebote der Hochschulen nur eingeschriebenen
Studierenden zur Verfügung, somit ist die Beratung auch
nicht anonym, sondern bringt immer auch die Erhebung
von personenbezogenen Daten mit sich. Der Fragebo-
gen ist derart gestaltet, dass das Ausfüllen bereits als Teil
der Beratung angesehen werden kann. In Form von lö-
sungsfokussierten Fragen wird ermittelt, was aus Sicht
der Ratsuchenden anders werden sollte, wodurch die
Bereitschaft und der Wille zur Veränderung gefördert

3 Der CORE-OM-Fragebogen (Clinical Outcome in Routine Evaluation-Out-
come Measure) umfasst 34 Items, welche psychischen Stress erfassen. Der
Fragebogen kann in unterschiedlichen Therapieverfahren eingesetzt wer-
den, da er nicht verfahrensgebunden formuliert ist.

Abbildung 1: Das Cardiff Modell der stufenweisen Betreuung
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werden. Studierende, die außerhalb des regulären Bera-
tungsprozesses ein persönliches Gespräch wünschen,
haben die Gelegenheit eine Kurzsitzung im „Space4U“
in Anspruch zu nehmen. Während dieses maximal 15-
minütigen informatorischen Gesprächs erhalten sie bei-
spielsweise Unterstützung beim Ausfüllen des Fragebo-
gens, leihen sich womöglich ein Selbsthilfebuch aus
oder können Rat einholen, ob sie sich für die hochschul -
interne Beratung registrieren oder vielleicht lieber an
ihren Hausarzt wenden sollten. Der Berater kann im
Rahmen der Kurzsitzung auch auf die Angebote anderer
Anlaufstellen innerhalb und außerhalb der Hochschule
hinweisen. Ratsuchende erhalten, nachdem sie den On-
line-Fragebogen ausgefüllt und abgeschickt haben,
einen Termin für ein therapeutisches Erstgespräch. Diese
90-minütige Sitzung, während der der Berater entspre-
chend dem Ansatz der lösungsfokussierten Kurzzeitthe-
rapie mit dem Ratsuchenden arbeitet, steht im Zentrum
des Cardiff Modells. Alle Berater des Counselling &
Wellbeing Service sind nach den Standards der BACP
ausgebildet. Im Anschluss an das Gespräch werden die
Ratsuchenden entweder einer psychoedukativen Grup-
pe zugewiesen oder angeleitet, mit Selbsthilfemateriali-
en zu arbeiten. In jedem Fall erhalten sie einen weiteren
Termin für ein 15-minütiges Folgegespräch etwa vier
Wochen später. Die Signifikanz der 90-minütigen thera-
peutischen Sitzung gründet unter anderem auf der For-
schungsarbeit des amerikanischen Psychotherapeuten
Dr. Moshe Talmon. Bei der Untersuchung von Ge-
sprächstherapien, die bereits nach der ersten Sitzung
seitens der Klienten beendet worden waren, stellte er
fest, dass etwa vier von fünf Klienten nach diesen Ein-
malkontakten schon von positiven Veränderungen be-
richteten (vgl. Talmon 1990). Beim Folgetermin nach 4
Wochen füllen die Ratsuchenden den CORE-OM-Frage-
bogen aus. Falls sich daraus ergibt, dass sie weitere Sit-
zungen benötigen, können bis zu vier weitere Termine
lösungsfokussierter Therapie angeboten werden. Sollten
Berater und Ratsuchender nach der dritten Sitzung das
Gefühl haben, dass weitere Termine über die vorgesehe-
ne Maximalanzahl hilfreich wären, so wird dies vom Be-
rater mit dem Fallmanagement-Team unter Einsichtnah-
me der Ergebnisse des CORE-OM-Fragebogens erörtert.
Verlängerungen auf bis zu 10 Sitzungen sind möglich,
bleiben aber die Ausnahme. In der Regel wird der Bera-
tungsprozess nach vier Sitzungen abgerundet und ggf.
an andere Anlaufstellen verwiesen. Mit dem Cardiff Mo-
dell der stufenweisen Betreuung wurde ein effektiver
Umgang mit den vorhandenen begrenzten personellen
Ressourcen geschaffen und die Hauptziele, die Warte-
zeiten zu verkürzen und einen gleichberechtigten Zu-
gang zu den Beratungsangeboten für alle Studierenden
zu gewährleisten, erfolgreich umgesetzt. Die Studieren-
denberatung der Universität Cardiff ist im November
2010 mit dem angesehenen Innovationspreis der BACP
ausgezeichnet worden. Die Jury lobte die Universität
Cardiff für die Entwicklung eines Beratungskonzepts,
welches sich in Zeiten allgemeiner Sparpolitik, von der
sämtliche Bildungseinrichtungen in Großbritannien be-
troffen sind, als äußerst praktikabel erweist und dabei
dennoch klientenzentriert bleibt. Auch wenn sich Studi-
en- und Studierendenberatung an deutschen und briti-

schen Hochschulen in einigen Punkten voneinander un-
terscheiden, so stehen Beratungseinrichtungen hier wie
dort nicht selten vor der gleichen Herausforderung, dem
hohen Beratungsbedarf seitens der Studierenden bei be-
grenzten Ressourcen zufriedenstellend gerecht zu wer-
den. Beratungskonzepte wie das Cardiff Modell können
daher auch außerhalb Großbritanniens vielen Hochschu-
len sicherlich als Vorbild dienen.
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• Information (Studieneignung, Studienwahl, Studien-
techniken, Organisation des Erfahrungsaustauschs),

• Individualberatung (unter Einbeziehung der akademi-
schen Berufsberater, psychologische Diagnose, auch
mit Begabungstests),

• „Beinahe-Studierende“ (Abiturienten, Beratung bei
Zulassungsbeschränkungen),

• Propädeutische Kurse (Mathematik, Wirtschaftswis-
senschaften),

• Weibliche Berufstätige (kein auswärtiges Studium aus
finanziellen Gründen),

• Studienabbrecher (Entscheidungsberatung),
• Studientechniken (Vorträge zu Erfassen und Durch-

dringen von Sachverhalten, Einprägen des Aufgenom-
menen, Reproduktion von Gedächtnisinhalten, Moti-
vationssteigerung, persönlicher Arbeitsrhythmus,
Mitschreiben in Vorlesungen, Einzel- und Gruppenar-
beit, Aufbereitung des Lernstoffs, Vorbereitung von
Prüfungen),

• Zusammenarbeit mit den Fachberatern,
• Zusammenarbeit mit den studentischen Fachschaften
• Aufgabenbereich Diagnostik, Intensivberatung und

Therapie.

Die 1970er Jahre
Anfang der 1970er Jahre verändern sich die Personalsi-
tuation und die Ausrichtung in Bezug auf das Beratungs-
angebot grundlegend. Während bisher Mitarbeiterinnen
des Arbeitsamtes Bochum fest zur Arbeitsgruppe gehör-
ten, bildet sich nun ein stark psychologisch und psycho-
therapeutisch geprägtes Teamgefüge heraus. Durch Teil-
nahme an Fortbildungsveranstaltungen in Europa und
den USA liegt der Schwerpunkt in der psychologischen
Beratung dabei auf Gesprächspsychotherapie, Psychodra-
ma und gruppendynamischen Verfahren. Dies zeigt sich
entsprechend dann auch in einer Aufstellung der Arbeit
des Studienbüros, verteilt auf die 5 Tätigkeitsfelder:1
• Kliententätigkeit (d.h. Beratungsarbeit im weiteren

Sinne): 57,7%
• Öffentlichkeitsarbeit – Prophylaxe: 4,2%
• Erhebung, Information, Dokumentation: 18,1%

Gründung, Aufbau, Aufgaben

Die Geschichte des „Studienbüros“ beginnt im Winter-
semester 1965/66. Der Senat der RUB beschließt auf
Vorschlag des bekannten Psychologieprofessors Dr.
Heinz Heckhausen den Aufbau eines „Büros für Studien-
fragen“. Nur ein Jahr nach Gründung der RUB wird nun
die Einrichtung einer integrativen Beratungsstelle für
Studierende ins Leben gerufen. Eine Einrichtung, die
psychologische Beratung und Therapie neben allgemei-
ner Studienberatung für alle Studierende anbietet. Um
größtmögliche Unabhängigkeit gegenüber Fremdinter-
essen zu gewährleisten, wird dem Studienbüro der Sta-
tus einer Zentralen Betriebseinheit mit einem Fachbeirat
gegeben. In einem Arbeitspapier für die 1. Fachbeirats-
sitzung am 08. März 1966 formuliert Prof. Heckhausen
die Aufgaben des Studienbüros folgendermaßen:
1. Allgemeine Einführung in das Universitätsstudium für

Erstimmatrikulierte
2. Individualberatung der folgenden Art:

a) Akademische Berufsberatung
b) Studienwahlberatung (auf Wunsch mit Eignungs-

diagnostik)
c) Beratung in Studienschwierigkeiten
d) Beratung bei persönlichen Problemen

3. Kurse über zweckmäßige Arbeitsmethoden des Stu-
dierens.

Am 28. April 1966 kommt es zur Gründungsversamm-
lung des „Studienbüros“. Ein hauptamtlicher Psychologe
und zwei stundenweise beschäftigte Studienräte neh-
men die Arbeit auf. Mit zum Team gehören von Anfang
an zwei Berufsberater des Arbeitsamtes Bochum (eben-
falls stundenweise). Ein Zitat von Prof. Heckhausen in
seinem Rechenschaftsbericht an den Senat vom 04. Sep-
tember 1968 verdeutlicht die vielen Unwägbarkeiten
der Anfangsphase: „In den vergangenen Jahren waren
alle Schwierigkeiten zu meistern, die mit dem Aufbau
einer neuen Institution verbunden sind, für die es noch
kein gesichertes Vorbild, noch keinen tradierten Kredit
im Vorstellungshaushalt der deutschen Universitäten
gibt.“ In den ersten Jahren des Aufbaus können die
mannigfaltigen Aufgabengebiete einer Beratungsstelle
für Studierende daher nur improvisierend gemeistert
werden. Dennoch kristallisieren sich bald folgende Auf-
gabenbereiche heraus:

Ludger Lampen

Die ZSB der Ruhr-Universität Bochum wurde 50!

Ein kleiner Rückblick auf ein bewegtes Leben 
(1966-2016)

Ludger Lampen

1 6. Tätigkeitsbericht des Studienbüros für den Zeitraum 01.10.1971 bis
30.09.1972.
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• Studienberatung und psychosoziale Beratung (Grup-
pen): Insgesamt 7 Gruppenmaßnahmen mit 80 Ratsu-
chenden und 255 Stunden.

• Beratungsarbeit der Berufsberatung für Abiturienten
und Hochschüler (BB-A/H): 266 Ratsuchende mit 283
Stunden.

• Testdiagnostische Untersuchungen: 49 eignungsdia-
gnostische Untersuchungen und weitere 14 Untersu-
chungen im Rahmen der Beratungskontrolle.

• Institutionsberatung: 400 Arbeitsstunden für die Bera-
tung von Gruppen, Ausbildung von Tutoren, Fortbil-
dung von Beratern etc. 

Darüber hinaus führt das Studienbüro weiterhin „Wei-
terbildung für Studienfachberater an der RUB im Rah-
men der hochschulpädagogischen Ausbildung für Leh-
rende an der Ruhr-Universität“ durch. Seit Mitte der
1970er Jahre ist das Studienbüro mit einem Vertreter in
der inneruniversitären „AG soziale Situation der Studie-
renden“, kurz „Sozialausschuss“ vertreten und „kämpft“
mit vielen Vorschlägen für eine Verbesserung der sozia-
len Lage der Studierenden. Ein weiterer kleiner Erfolg
zeigt sich nach zehn Jahren des Bestehens: Das Tutoren-
system wird ausgebaut und von anderen Universitäten
übernommen.
Vom 30. September bis 2. Oktober 1976 findet in Bre-
men die erste professionell vorbereitete Tagung der Ar-
beitsgemeinschaft der Studentenberater (ARGE) statt.
Die ersten der ARGE Tagungen stehen, sofern sie kein
Schwerpunktthema hatten, meist unter dem Titel „Stu-
dentenberatung“ oder „Probleme der Studentenbera-
tung“. Das Studienbüro der RUB richtet im Frühjahr
1977 (24.-26. Februar) die folgende und damit seine
erste ARGE-Tagung aus. Gegen Ende des Jahrzehnts
werden 1979 auch erstmals „Erstsemester-Infotage“
durchgeführt. Ort war die Ebene 02 unten im Audi Max
– ein nicht gerade einladender Ort. Die Erstsemester-In-
fotage entwickeln sich in der Folge zu einer traditionel-
len und gut angenommenen Einrichtung der RUB.

Die 1980er Jahre
Die 1980er Jahre kennzeichnen sich als die Jahre der Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM). Diese Instrumen-
te des Arbeitsamtes geben dem Studienbüro die Mög-
lichkeit immer wieder – jeweils für zwei Jahre – neue
Projekte aufzulegen und Psychologinnen und Psycholo-
gen zu konkreten Problemstellungen einzustellen. So
finden u.a. Maßnahmen zur „Ausländerberatung“, zur
„Beratung für von Missbrauch betroffenen Frauen“, zu
„Studentenheim-Projekten“, zur „Beratung von arbeits-
losen Hochschulabsolventen“ und auch zum „Aufbau
eines computergestützten Systems in der Allgemeinen
Studienberatung“ statt. Am Ende des Jahrzehnts be-
ginnt ein Kollege – auch im Rahmen einer ABM – mit

• Selbstverwaltung: 13,8%
• Fortbildung: 6,2%

Von Anfang an versteht sich das Studienbüro allerdings
als fürsorglicher Ansprechpartner der Studierenden-
schaft und ist in seinen Forderungen im Sinne der Stu-
dierenden tätig. Das therapeutische Wirken und die
damit einhergehende „andere“ hochschulpolitische
Sicht auf die Lage der Studierenden gibt jedoch immer
wieder in Teilen der Professorenschaft Anlass zu – auch
persönlicher – Kritik am Studienbüro und seinen Mitar-
beitern. Parallel zum Anwachsen der Studierendenzahl
wächst in diesem Jahrzehnt auch die Mitarbeiterzahl im
Studienbüro auf neun wiss. Mitarbeiter/innen und 2
Mitarbeiter/innen in Technik und Verwaltung (TuV).
Dem vorherrschenden Zeitgeist der 1970er Jahre ent-
sprechend beschließen die Mitarbeiter/innen des Studi-
enbüros, sich für ihre Selbstverwaltung eine flache Hier-
arche zu geben und so wird ein „rotierendes Leitersys -
tem“ eingeführt (alle 2 Jahre wird entweder eine neue
Leitung gewählt, oder die alte Leitung bestätigt) und der
Einrichtung ein Fachbeirat beigeordnet, der aus Profes-
soren, wiss. Mitarbeitern sowie Mitarbeitern aus TuV
und der Studierendenschaft besteht. Im Jahre 1972 wird
die Satzung des Studienbüros vom Universitätsparla-
ment verabschiedet, allerdings erst 1977 in den Amtli-
chen Bekanntmachungen (Nr. 044) veröffentlicht. Zu
den Arbeitsbereichen gehören nun: Allg. Beratung, psy-
chologische Diagnostik, psychosoziale Beratung, Institu-
tionsberatung und Erhebung, Information und Doku-
mentation. Die Satzung regelt eine weitgehende Mitbe-
stimmung der Mitarbeiterkonferenz, die die Leitung des
Studienbüros rotierend für 2 Jahre wählt. Im Bereich
„Fortbildung“ lässt sich erkennen, dass der Schwerpunkt
in der psychologischen Beratung jetzt auf Gesprächspsy-
chotherapie, Psychodrama und gruppendynamischen
Verfahren liegt. Im Zeitraum vom 01.10.1971 bis
30.09.1972 werden beispielsweise 412 Studenten psy-
chologisch beraten. Hinzu kommen 291 Fälle, die von
Mitarbeitern der Berufsberatung des Arbeitsamts Bo-
chum im Studienbüro, aber ohne Hinzuziehung von Mit-
arbeitern des Studienbüros, betreut werden.
Im Jahre 1972 organisiert die Psychotherapeutische Be-
ratungsstelle der Universität Frankfurt in Zusammenar-
beit mit den Beratungsstellen in Bochum und Hamburg
vom 6.-7. Oktober 1972 eine Tagung für Mitar -
beiter/innen von Psychotherapeutischen Beratungsstel-
len. Die in Frankfurt versammelten Teilnehmer/innen
beschließen am 07. Oktober 1972 auch die Gründung
einer „Arbeitsgemeinschaft der Studentenberater an
Hochschulen“ (später: Arbeitsgemeinschaft der Studen-
tenberater der BRD und West-Berlin – ARGE).2 Gemäß
dem 10. Tätigkeitsbericht des Studienbüros (01.10.75-
30.09.76) stellt sich die Beratungsarbeit qualitativ und
quantitativ folgendermaßen dar:
• Informationsvermittlung mit 10.541 Ratsuchenden

(vorwiegend telefonisch oder schriftlich): „Das Studi-
enbüro wird in erheblichem Umfang als Auskunftei für
Fragen aller Art benutzt“.

• Studienberatung und psychosoziale Beratung (Einzel-
beratung): 482 Ratsuchende mit weitergehender Pro-
blematik wurden in 2.355 Beratungsstunden betreut.

2 Dieker, J. (1977): Zur Geschichte der Arbeitsgemeinschaft der Studienbe-
rater der Bundesrepublik und West-Berlin. In: Info Studentenberatung 
Nr. 2, Bremen im Juni 1977. http://www.gibet.de/fileadmin/_migrated/
content_uploads/A_Info_1977_02_Juni_Bochum_01.pdf
Alle Tagungen unter http://www.gibet.de/fachtagungen/frueher.html
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der Erstellung der „Kurzinfos zu den Studiengängen der
RUB“. Heute kaum vorstellbar, mangelt es in dieser Zeit
massiv an Kommunikationsräumen für Studierende und
generell an Räumlichkeiten, um sich außerhalb von
Lehrveranstaltungen zu treffen, gemeinsam zu lernen
oder auch sich einfach nur zu unterhalten. Das böse
Wort der „Beton-Uni“ ohne soziale Begegnungsmöglich-
keiten für die Studierenden macht die Runde und veran-
lasst auch das Studienbüro, in diesem Bereich immer
wieder Verbesserungen anzumahnen. Im August 1979
wird die OASE als „Zentrum für Selbsthilfegruppen und
Krisenhilfe“ gegründet und zunächst noch in Räumlich-
keiten an der Uni, dann – ab Frühjahr 1981 – durch An-
kauf eines Hauses auf dem Buscheyplatz geführt. Ferner
werden zwei neue Kolleg/innen als Leiter/in eingestellt.
Im Herbst 1986 (zu seinem 20jährigen Bestehen) tritt
das Studienbüro zum dritten Mal auf als Ausrichter einer
ARGE-Fachtagung mit dem Titel „Studienberatung mit
Blick auf Europa“.

Die 1990er Jahre 
Nunmehr gehören bald für alle Mitarbeiter/innen Com-
puter zur Ausstattung und verändern die Informations-
und Kommunikationsmöglichkeiten im Rahmen der all-
gemeinen Studienberatung innerhalb und außerhalb der
Uni. Das Studienbüro legt eine Vielzahl neuer Bro-
schüren auf (Studienfachwahl und Studienentscheidung,
Bewerbung und Zulassung, Studium und Soziales, Be-
hinderten-Info, Ausländer-Info) und kommt damit der
erhöhten Nachfrage nach Studieninformationen nach.
Der Einführung eines flächendeckenden Tutorenpro-
gramms an der RUB im Rahmen des Aktionsprogramms
„Qualität der Lehre“ des Ministeriums für Wissenschaft
und Forschung des Landes NRW beginnt ebenfalls im
Wintersemester 91/92. Die Ruhr-Universität Bochum ist
die erste Hochschule, die durch eine zusätzliche Mitar-
beiterin an zentraler Stelle im Studienbüro die Qualifi-
zierung von Tutor/innen in Form von zentralen Schulun-
gen und Supervision intensiviert und den fakultätseige-
nen Tutorienkonzepten anpasst.
Im therapeutischen Bereich sind die Mitarbeiter/innen
des Studienbüros kontinuierlich interessiert an psycho-
therapeutischen Neuerungen, sei es auf dem Gebiet der
humanistischen Verfahren (Gestalttherapie, Bioenerge-
tik…) wie auch später beim systemischen/familienthera-
peutischen Ansatz. Angeregt durch die Teilnahme an
Fort- und Weiterbildungen in Europa und den USA wer-
den erneut jeweils neue therapeutische Ideen und Ver-
fahren in den Kanon der praktizierten Therapieformen
integriert. So wird z.B. bei der Problematik der Langzeit-
studierenden durch die Erweiterung des therapeuti-
schen Blickwinkels auf Familienkonstellationen die Er-
kenntnis – auch für den Betroffenen – möglich, dass es
z.B. den Studierenden nicht „erlaubt ist“, die Familie er-
folgreich zu verlassen, oder „besser zu werden“ als der
Vater. Als häufigste Problembereiche innerhalb der psy-
chologischen Beratung erwiesen sich nun „Studienpro-
bleme“, „Probleme des Sozialverhaltens“, „Neurotische
Störungen“ und „Ablösungsprobleme“.
Um Studierende bei der Orientierung auf ihr zukünfti-
ges Berufsfeld zu unterstützen und um Studienabsol-

venten den Einstieg in das Berufsleben zu erleichtern,
erweitert die RUB Ende der 1990er Jahre ihr Angebot
um die Einrichtung eines „Career-Service“ (zunächst als
Stabsstelle des Rektorats, heute der Zentralen Studien-
beratung angegliedert) mit seinem vielfältigen Angebot
an Informations- und Beratungsmöglichkeiten. Inner-
halb einer Kooperation zwischen den Studienberatun-
gen der alten und neuen Bundesländer hospitiert 1992
auch eine Kollegin von der Zentralen Studienberatung
der TU Ilmenau für einige Wochen im Studienbüro. Um
die Mitte des Jahrzehnts ist das Internet in den Zentra-
len Studienberatungsstellen in Deutschland angekom-
men – auch in Bochum. Landes- und bundesweit gibt es
allerdings nur wenige Kolleginnen und Kollegen, die
sich mit der neuen Technik auskennen. In NRW organi-
sieren engagierte Kollegen Fortbildungen für Studien-
berater zur Erstellung von Internet-Seiten und alsbald
geht auch das Studienbüro online. Die Datenübertra-
gung erfolgt per Modem über eine Fax-Leitung. Alle
bisher nur in Papierform vorliegenden Studieninforma-
tionen werden nach und nach in das HTML-Format
konvertiert, die ersten Anfragen per E-Mail beantwor-
tet. Im gesamten Jahre 1996 erreichte das Studienbüro
128 Anfragen per Mail – und 2.203 per Briefpost. 
In den beiden Jahren 1995 und 1996 besuchen insge-
samt nur 14 Schulklassen mit ca. 360 Schülern das Stu-
dienbüro zu Informationsveranstaltungen.
Gegen Ende des Jahrzehnts startet das vom Wissen-
schaftsministerium NRW geförderte Projekt „Uni-Kom-
pass – Die Brücke ins Studium“. Damit wird im Studien-
büro die Kooperation mit Schulen der Region stark er-
weitert. Auch wird ein umfangreicheres Konzept der
Hochschultage entwickelt. Befristet können für diesen
Bereich aus Projektmitteln des Wissenschaftsministeri-
ums wiederum Mitarbeiter/innen finanziert werden. 

Die 2000er Jahre
Gleich zu Beginn des Jahrzehnts stellt die RUB als eine
der ersten Hochschulen in Deutschland nahezu alle Ma-
gisterstudiengänge auf das neue Bachelor/Master-Sys -
tem um – begünstigt durch das seit Jahren laufende
„Magister-Reform-Modell“ der RUB. Ein Jahr später
folgt die Umstellung der Lehramtsstudiengänge auf B.A.
und M.Ed., die ersten Diplom-Studiengänge werden
ebenfalls umgestellt.
Diese Umstellung führt im Rahmen der allgemeinen Stu-
dienberatung zu einer deutlichen Intensivierung der Zu-
sammenarbeit mit den Studienfachberater/innen und
damit zu einer noch stärkeren Vernetzung des Studien-
büros innerhalb der Uni. Auch die Angebote für
Schüler/innen und Studieninteressierte werden kontinu-
ierlich ausgebaut. So besuchen z.B. im Rahmen der
Hochschultage bald mehr als 1.600 Schüler/innen aus
über 40 Schulen der Region die RUB. Auch auf einer
Messe zur Studien- und Berufswahlorientierung tritt das
Studienbüro erstmals im Jahre 2003 auf. Für Langzeit-
studierende, die seit 2003 erstmalig in NRW Studienge-
bühren zahlen müssen, bietet das Studienbüro in dieser
Zeit verstärkt Gruppenveranstaltungen zu den Themen
„Arbeitstechniken“, „Zeit- und Prüfungsmanagement“,
„Lernen lernen“ und „Endspurt-Coachings“ an. 



128 ZBS 4/2016

Mitteilungen/Berichte ZBS

Eingezogen sind dort insgesamt das Studierenden-Se-
kretariat, die Junge Uni und der Campus-Service, das In-
ternational Office, der Hochschulsport, die Zentrale Stu-
dienberatung, der Career-Service. Die Zulassungsstelle
folgt Ende Oktober, die Reception/der Infopoint werden
ebenfalls später eingerichtet, die Cafeteria startet
pünktlich, wenn auch mit provisorischer Möblierung.
Auch das Geisteswissenschaftliche Schülerlabor kann
erst später seinen Betrieb aufnehmen.
Des Weiteren fördert das Land NRW neue Projekte für
die Studienberatung, insbesondere im Bereich „Über-
gang Schule – Hochschule“. Die ZSB erhält befristete
Stellen aus dem Programm KAoA („Kein Abschluss ohne
Anschluss“) und kann 5 Talentscouts einstellen. Darüber
hinaus engagiert die ZSB sich nun bei Online-Self-Asses-
sements für die Studien- und Berufswahlorientierung.
Nur ein Jahr jünger als die Ruhr-Universität ist die Zen-
trale Studienberatung – ebenfalls wie ihre frühere Orga-
nisationform „Studienbüro“ – weiterhin vorne bei Ent-
wicklung und Ausbau zeitgenössischer Studienbera-
tungsmethoden.

Im Jahre 2008 kommt es zu einer einschneidenden Än-
derung: Im Rahmen des „Hochschulfreiheitsgesetzes“
des Landes Nordrhein-Westfalen gibt sich die Ruhr-Uni-
versität Bochum eine neue Verfassung, in der das Studi-
enbüro nicht mehr als Zentrale Betriebseinheit aufge-
führt ist. Damit verliert das Studienbüro nach 42 Jahren
seine Eigenständigkeit u.a. mit der rotierenden und
selbst gewählten Leitung und wird offiziell „Zentrale
Studienberatung“ (Abteilung 1) im Dezernat 2 „Studie-
rendenservice und International Office“ der RUB. 

Die 2010er Jahre
Zum ersten Mal finden im Januar 2011 die „Wochen der
Studienorientierung“, initiiert vom Wissenschafts minis -
terium des Landes NRW, statt. Es beteiligen sich fast alle
Hochschulen in NRW mit Vorträgen, Studieninformatio-
nen und Workshops. In diesem Rahmen veranstalten die
6 Bochumer Hochschulen den „1. Bochumer Hochschul-
tag“ im BIZ der Arbeitsagentur Bochum. Hinsichtlich des
anstehenden doppelten Abiturjahrgangs 2013 ist auch
die Zentrale Studienberatung in der Vorbereitungspro-
jektgruppe eingebunden. Aus Mitteln für den doppelten
Abiturjahrgang können sowohl in der Allgemeinen Studi-
enberatung wie auch in der Psychologischen Beratung be-
fristet neue Kolleg/innen in der ZSB eingestellt werden.
Im August 2014 zieht die Zentrale Studienberatung mit
den wichtigsten Service- und Beratungseinrichtungen in
das neu eröffnete Studierenden-Service-Center (SSC).

n Ludger Lampen, Dipl.-Psych., stellvertreten-
der Leiter der Zentralen Studienberatung
der Ruhr-Universität Bochum
E-Mail: Ludger.Lampen@gmail.com 

Abbildung 1: Studienbüro Aufkleber 1985 Abbildung 3: Team 1984

Abbildung 2: Ehemaliges OASE Logo 1981

Abbildung 4: Studienbüro Logo 1983
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fice oder dem Studierendenwerk. Der Raum für eigene
Beiträge, kollegialen Austausch und Fallbeispiele ermög-
lichte es, das Erfahrungswissen und die Expertise der
Personen aus den unterschiedlichen (Beratungs-)Einrich-
tungen auszuschöpfen. Phasen der Gruppenarbeiten
und Plenumsdiskussionen wechselten sich ab mit Beiträ-
gen der Referent/innen Colin Lago (UK), Alison Barty
(UK) und Wolfgang Mayr (AUS).
Colin Lago, ehemaliger Leiter des University of Sheffield
Counselling Service, machte den Anfang, sein Beitrag
trug den Titel „Transcultural Counselling and Psycho-
therapy“. Lagos Vortrag zeichnete sich durch seinen per-
sönlichen Zugang zum Thema aus. So war sein Mitfühlen
mit einem geschilderten Fall deutlich spürbar, was uns,
dem Plenum, gleichzeitig eines seiner Zitate von Carl R.
Rogers noch authentischer werden ließ: „What is most
personal is most universal.“ 
Weitere wichtige Grundsätze verdeutlichte Colin Lago
anhand der Fragen: „How do I perceive myself?“ und
„How do you perceive me?“ Lago möchte damit ver-
deutlichen, dass es besonders in der Arbeit mit interna-
tionalen Studierenden wichtig ist, das eigene Auftreten
zu hinterfragen, sich die Frage zu stellen: „Wie komme
ich bei meinem Gegenüber an?“ und weiterhin: „Wel-
chen Einfluss hat dies auf die Beratungsbeziehung?“ In
diesem Zusammenhang war der Satz „Counselling trans-
culturally has the potential to change you“ prägnant.
Meines Erachtens kann das so gesehen werden, dass Be-
ratung im transkulturellen Kontext uns unserer eigenen
kulturellen Prägung bewusst werden lässt und eine Aus-
einandersetzung mit dieser uns neue Erkenntnisse über
uns selbst bringt. Zudem sollten wir uns der eigenen
Prägung bewusst sein, so dass wir differenzieren können
zwischen eigenen gesellschaftlich- oder kulturgeprägten
Idealen und deren unseres Gegenüber. Wenn wir dieses
Ziel ernsthaft verfolgen, lassen wir uns darauf ein, mehr
aus der Lebenswelt unseres Gegenübers zu erfahren und
zu verstehen. Die Erkenntnis über eigene Grenzen und
Vorurteile ist sicher kein einfacher Prozess, aber birgt
eben auch das Potential, uns zu verändern.
Im weiteren Verlauf seines Vortrags stellte Colin Lago die
Schwierigkeit heraus, Kultur zu definieren – so existierten
z.B. schon 1960 weltweit ca. 180 Definitionen von Kul-
tur. Der heutige Begriff Transkultur ist eine der neueren
Definitionen und legt ein komplexes, dynamisches Ver-
ständnis von Kultur zugrunde. Kulturen durchdringen

Dieser Beitrag liest sich als Tagungsbericht und beinhal-
tet eigene Ideen und Interpretationen zu Themen und
Theorien der Konferenz „Counselling International Stu-
dents“ im August 2016. Im Grunde werden Fragen re-
flektiert, die im Zusammenhang mit der Beratung inter-
nationaler Studierender und Studieninteressierter ste-
hen. Ist ein Verständnis einer anderen Kultur notwendig
um eine gute Beratung leisten zu können? Welche Un-
terschiede werden in der Beratungspraxis zwischen na-
tionalen und internationalen Studierenden wahrgenom-
men und wie können wir darauf reagieren? Die Antwor-
ten auf diese und andere Fragen sind auf die Beiträge der
Referent/innen der Konferenz zurückzuführen, die ihr
(teilweise langjähriges) Erfahrungswissen sowie Inhalte
eigener Forschungen mit den Teilnehmenden teilten.

Im Sommer dieses Jahres lud die Zentrale Studienbera-
tung (ZSB) der Universität Bielefeld zu einer Konferenz
mit dem Thema „Counselling International Students“
ein, es ging also um psychologische und psychosoziale
Beratung internationaler Studierender. Die Tagung fand
an zwei Tagen statt, am 29. und 30. August 2016.
Der Hintergrund der Tagung war die weiterhin zu beob-
achtende spezifische Situation:
„Viele internationale Studierende bewältigen die be-
trächtlichen Herausforderungen eines Studiums fern des
Heimatlands, der Familie und des Freundeskreises gut.
Einige sind jedoch überfordert und suchen (face-to-face
oder online) Unterstützung in den Beratungsstellen der
Hochschulen. Und mit dem Anspruch der Internationa-
lisierung der Hochschulen steigen auch die Zahlen inter-
nationaler Klient*innen“ (Auszug aus der Einladung).
Deshalb standen Fragen wie die folgenden im Vorder-
grund der Tagung:
• „Mit welchen Unterstützungs- und Beratungsanliegen

kommen sie?“
• „Sind unsere ‚westlich-individualistischen‘ Beratungs-

theorien und -ansätze, die stark auf das individuelle
emotionale und kognitive Bewältigen und auf Auto-
nomie zielen, ihren Anliegen angemessen?“

• „Passen unsere Beratungsformate?“

Eingeladen waren unter anderem Referent/innen aus
Großbritannien und Australien, Berater/innen hiesiger
ZSBen sowie Mitarbeiter/innen weiterer (universitärer)
Beratungseinrichtungen, z.B. aus dem International Of-

Amrit Malhotra 

„Same, same but different“
Counselling International Students 
– Erfahrungen aus einer Konferenz 
an der Universität Bielefeld

Amrit Malhotra 



130 ZBS 4/2016

Mitteilungen/Berichte ZBS

Der Österreicher Wolfgang Mayr, nach Australien ausge-
wanderter klinischer Psychologe an der University of
Melbourne, war der dritte Referent.
Die Universität Melbourne beschreibt Mayr als eine Art
Großunternehmen. Dies führt er auf die Tatsache
zurück, dass Bildung Australiens drittgrößter Wirt-
schaftsfaktor und somit von großer Bedeutung für junge
Menschen ist.
Mayr und sein Team von 15 Psychologen beraten jähr-
lich ca. 7.000 Studierende, an einer Universität mit etwa
35.000 Studierenden. Um die hohe Nachfrage zu bewäl-
tigen, gibt es eine Deckelung bei maximal sechs Sitzun-
gen pro Person und Kalenderjahr. Zusätzlich werden stu-
dienrelevante Workshops und auch Mental Health Trai-
nings angeboten. Der hohe Prozentsatz internationaler
Studierender in Australien ist vor allem auf den Zulauf
aus asiatischen Ländern zurückzuführen. 
Im weiteren Verlauf stellte Wolfgang Mayr ihm wichtige
Erkenntnisse kulturübergreifender Beratung dar. So wies
er auf universelle Gemeinsamkeiten hin; Elemente, die
in allen Kulturen als sozial erwünscht gelten und erwar-
tet werden. Hierzu gehören Vertrauen, Respekt und
Trost. Besonders interessant und für die Beratung rele-
vant sind meines Erachtens die von ihm dargestellten
Besonderheiten in der Beratung mit internationalen Stu-
dierenden, wie:
• Kollektivismus/Familienzentriertheit (inkl. erweiterte

Familie), d.h. erhöhtes Verantwortungsgefühl gegen -
über der Herkunftsfamilie, verbunden mit großer
Scham, z.B. wenn das Studienziel nicht erreicht wird.

• Emotionale Zurückhaltung (Abwehr gegen Gesichts-
verlust) insbes. in fernöstlichen Kulturen. 

• Zum Teil erlernte „Autoritätsgläubigkeit” gegenüber
vermeintlichen Hierarchien in der Universität (fernöst-
liche Kulturen).

• Das Empfinden von Kritik als Respektlosigkeit.
• Schweigen in Gesprächen als Respekt vor dem Ge-

genüber
• Eine vergleichsweise deutliche Tendenz zur Ratsuche

(Berater = Experte, Therapeutin = Ärztin)
• Unterschiedliche Zeitauffassungen.

Insbesondere Studierende aus Kriegsgebieten (Geflüch-
tete) entwickeln ein oft zu beobachtendes Phänomen,
welches Mayr als Überlebensschuld bezeichnet. Häufige
Folge ist eine Helferorientierung für die Familie, die
zurückbleiben musste, und innere Konflikte, mit denen
diese Studierenden die Beratungsstellen aufsuchen.
Wolfgang Mayr sprach sich entschieden für den Einsatz
kultur-sensibler Beratungsstrategien aus, welche sich
beispielsweise durch klient- bzw. personzentrierte, nar-
rative Ansätze umsetzen lassen. Auch das wiederholte
Nachfragen, ob Methoden und Interventionen von den
Klient/innen verstanden wurden, hält er in diesem Bera-
tungskontext für besonders wichtig. Auch Colin Lago
betonte dies bereits in seinen Ausführungen.
Die vorgestellten Ideen, Erfahrungen und Theorien wur-
den im Anschluss an die Beiträge im Plenum ausführlich
diskutiert. In Kleingruppen konnten einzelne Themen-
bereiche und -aspekte aufgegriffen werden, so dass die
Möglichkeit bestand, sie nach eigenen persönlichen In-
teressensschwerpunkten zu vertiefen. 

sich und sind grenzüberschreitend, weshalb nicht von
einem starren, vorgegebenen und unveränderlichen Kon-
strukt ausgegangen werden kann. Das dynamische Ele-
ment der Kultur macht auch Wittgenstein in seinem
pragmatisch angesetzten Kulturbegriff deutlich, sie beru-
he auf einer gemeinsamen Lebenspraxis, welche immer
wieder neu entsteht, wenn wir in Kontakt treten. Ein
Zitat, welches in Bezug auf Beratung hilfreich sein könn-
te, ist von Clifford Geertz: „Kultur ist der Kontext, der
Rahmen, in dem Verhalten verständlich wird“. Das Wis-
sen über diesen Rahmen kann hilfreich sein, wenn wir
versuchen, unser Gegenüber zu verstehen. Lago stellte
weiterhin heraus, dass es dementsprechend auch unter-
schiedliche Interpretationen vom Begriff Beratung oder
Counselling gibt. Grundlegend ist, dass ein gemeinsames
Verständnis zwischen Ratsuchenden und Berater/innen
geschaffen werden muss.
Die zweite Referentin, Alison Barty, ist Leiterin des Bera-
tungszentrums an der London School of Oriental and Afri-
can Studies. Auch sie, aufgewachsen in Afrika, begann
ihren Beitrag mit ihrer persönlichen Migrationsgeschichte. 
Barty wies auf „push factors“ and „pull factors“ hin. „Push
factors“ werden als „ins Ausland schiebende Faktoren“
verstanden. Hierzu gehört der Wunsch, dem Elternhaus
zu entfliehen, der Armut oder autoritären sozialen und
politischen Verhältnissen zu entkommen. Unter den „pull
factors“ lassen sich „ins Ausland ziehende Faktoren“ zu-
sammenfassen, z.B. prestigeträchtige Universitäten mit
späterem Karriereversprechen, bessere Ausstattung an
den Universitäten, liberaleres Studentenleben.
Barty berichtete darüber hinaus von ihren Erfahrungen
mit den sogenannten „Homestars“. Hiermit sind Studie-
rende gemeint, die von ihren Eltern ausgesucht werden,
ein Studium im Ausland aufzunehmen. Auf diesen
„Home stars“ lastet oft ein großer Druck. Sie werden so-
wohl finanziell als auch emotional unterstützt, was für
gute Hintergrundbedingungen sorgt. Dem gegenüber
steht jedoch das Wissen darüber, welche Opfer ihre Fa-
milien bringen, um ihrem Kind ein Studium im Ausland
zu ermöglichen und auch die Hoffnung der Familie, dass
ihr Kind mit einem Hochschulabschluss eines anderen
Landes beste Berufschancen im Heimatland erlangt und
somit als Versorger/in zurückkehrt. Ein Studienabbruch
wird für diese Gruppe von Studierenden damit quasi un-
möglich, und Probleme im Studium haben andere Aus-
maße als die von „Locals“. In einer Studie von 2006
setzte sich Alison Barty mit der Frage auseinander, wie
hilfreich Gruppenangebote für internationale Studieren-
de sind. Hierzu sammelte sie Informationen anderer
Hochschulen im Großraum London und bat die Kol -
leg/innen, eine Befragung unter den Teilnehmenden
durchzuführen. Barty kam unter anderem zu dem Ergeb-
nis, dass es hilfreich sein könnte, Gruppen internationa-
ler Studierender von 10 bis 12 Personen zu bilden, die
sich in den ersten vier bis sechs Wochen ihres Studiums
mit Mentor/innen und älteren internationalen Studie-
renden treffen. So können anfängliche Schwierigkeiten
aufgefangen und Erfahrungen geteilt und reflektiert wer-
den. Eine punktuelle Begleitung am Anfang des Studi-
ums kann, Barty zufolge, zu Überforderung durch eine
gewisse Informationsflut führen. Die Gruppentreffen
sollten idealerweise in den Lehrplan integriert werden. 
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Insgesamt erwies sich die Konferenz als sehr bereichernd
und inspirierend. Das spätere Feedback in Form einer
Abschlussrunde machte deutlich, dass es vielen Teilneh-
menden so erging. Die besonders gelungene Moderati-
on, durchgeführt von Carolin Striewisch, wurde von den
Teilnehmenden ebenso gelobt wie die besondere At-
mosphäre an den zwei Tagen. Obwohl die Tagungsspra-
che Englisch war, haben sich alle mit Redebeiträgen be-
teiligt. Es gab keine Scheu, Fehler zu machen, die The-
men und die Beteiligung standen im Vordergrund. So
konnte man auf der praktischen Ebene eine gelungene
transkulturelle Interaktion erleben. Dem Organisati-
onsteam, bestehend aus Ursel Sickendiek, Christina
Jacob und Carmen Kropat, gebührt besonderer Dank für
diese wertvolle wie anregende Konferenz. 

n Amrit Malhotra, Dipl.-Päd., Stellvertretende
Leiterin und Studienberaterin in der Zentralen
Studienberatung der Universität Münster, 
E-Mail: Amrit.Malhotra@uni-muenster.de

Lukas Mitterauer, Susan Harris-Huemmert & Philipp Pohlenz

Wie wirken Evaluationen in Hochschulen? 
– erwünschte und unerwünschte Effekte

Evaluationen haben an Hochschulen im kontinentaleuropäischen Raum seit nunmehr fast 20 Jah-
ren einen festen und in letzter Zeit selten hinterfragten Platz eingenommen. Neben der organisa-
torischen Verankerung von Evaluierungsstellen bzw. der Schaffung eigener Einrichtungen, die für
Evaluationen in Studium, Lehre, Forschung und Verwaltung zuständig sind, hat sich ein breites
Spektrum an unterschiedlichen Evaluationsmethoden und Evaluationsverfahren entwickelt. Viel
Zeit und Aufwand wird in die Entwicklung und Durchführung von Evaluationsverfahren investiert.
Demgegenüber steht wenig gesichertes Wissen über die positiven wie auch die negativen Effekte,
die Evaluationen und das auf die Evaluation folgende Follow-Up auf die Organisation Hochschule,
ihre Mitarbeiter und die Studierenden ausüben. In diesem Band, welcher aus Beiträgen auf der
Frühjahrstagung des AK Hochschulen der DeGEval 2015 hervorgegangen ist, wird den folgenden
Fragen nachgegangen:
• In welcher Weise fließen die Evaluationsergebnisse in Planungen und Entscheidungen der Hoch-

schulleitung ein?
• Wie ist die Akzeptanz der Evaluation bei den evaluierten Einrichtungen und Personen? Wird Eva-

luation als aufgepfropfter Fremdkörper betrachtet, oder gehört sie bereits zum universitären
Selbstverständnis?

• Verbessern Evaluationen die Entscheidungen der unterschiedlichen Akteure? Führen sie zu einer
Versachlichung der Diskussion?

• Ersetzen Evaluationen eigene Entscheidungen der Leitungsorgane?
• Wird durch Evaluation der Fokus auch auf Bereiche gelegt, die sonst in den Hochschulen nur sel-

ten angesprochen werden? (z.B. der gesellschaftlicher Auftrag von Hochschulen)

Erhältlich im Fachbuchhandel und direkt beim Verlag 
– auch im Versandbuchhandel (aber z.B. nicht bei Amazon).

Bestellung – E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

ISBN 978-3-946017-02-8, Bielefeld 2016, 126 Seiten, 24.80 Euro zzgl. Versand
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ZBSTagungsankünd igung

Die Arbeitskreistagung der Gesellschaft für Beratung, In-
formation und Therapie an Hochschulen (GIBeT) e.V.
steht traditionell im Zeichen der Fachthemen, die in den
Arbeitskreisen (AK) des Vereins bearbeitet werden.
Dazu gehören langfristig und kontinuierlich arbeitende
AKs zu den Themen „Studienberatung
im Web 2.0“, „Psychologische Bera-
tung“, „Qua litäts management in der
Studienberatung“, „Studium und Be-
hinderung“, „Hochschulkompass“ und
„Kleine ZSBs/ZSBs an kleinen Hoch-
schulen“. Auch tagesaktuelle Fra-
gestellungen werden in Arbeitsgrup-
pen diskutiert und erörtert – wie zum
Beispiel im AK „Flüchtlinge in der Stu-
dienberatung“. Die GIBeT-Fortbil-
dungskommission trifft sich ebenso
zum Austausch.
Tagungsort wird die Hochschule Düs-
seldorf (HSD) sein, die sich seit 2016
am neuen Campus in Düsseldorf-De-
rendorf befindet. Ein gemeinsames
Abendprogramm rundet die Veran-
staltung ab.
Eine Anmeldung ist voraussichtlich ab
Ende Dezember unter
http://www.gibet.de/fachtagungen 
möglich.
Bei inhaltlichen und organisatorischen
Fragen steht Valeria Sidorenko von

der Zentralen Studienberatung der HSD – telefonisch
unter 0211 4351-8131 und per E-Mail unter 
valeria.sidorenko@hs-duesseldorf.de 
– gerne zur Verfügung.

GIBeT-Arbeitskreistagung 2017 am 9. und 10. März in Düsseldorf

Am 8. September 2016 trafen sich am Rande der GIBeT-Tagung in Cottbus
auch Mitglieder des Herausgeberkreises der ZBS, um weitere Planungen und
Ziele für die Entwicklung der Zeitschrift zu besprechen.
(V.L.n.R.: Martin Scholz, Franz Rudolf Menne, Peter Schott, Helga Knigge-
Illner, Gerhart Rott, Klaus Scholle, Wilfried Schumann)

Michael Hofer, Karl Ledermüller, Harald Lothaller, Lukas Mitterauer, 

Gudrun Salmhofer & Oliver Vettori (Hg.)

Qualitätsmanagement im Spannungsfeld zwischen 
Kompetenzmessung und Kompetenzentwicklung

Der Kompetenzbegriff ist zwar mittlerweile im internationalen Hochschuldiskurs verankert, aber aufgrund
seiner oft technischen Definition und uneinheit lichen Verwendung nach wie vor umstritten. Vier für das
universitäre Qualitäts management zentrale Themen in diesem Spannungsfeld sind die organisationale Kom-
petenzentwicklung, die wissenschaftliche Nachwuchsförderung, die Professionalisierung der Lehrkompe-
tenz und der studentische Kompetenzerwerb. Das Netzwerk für Qualitätsmanagement und Qualitätsent-
wicklung der österreichischen Universitäten widmete sich diesen Fragen im Rahmen einer Tagung und prä-
sentiert in diesem Sammelband ausgewählte Beiträge zum Diskurs im deutschsprachigen Hochschulraum. 

Erhältlich im Fachbuchhandel und direkt beim Verlag – auch im Versandbuchhandel (aber z.B. nicht bei Amazon).

Bestellung – E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

ISBN 978-3-946017-03-5, Bielefeld 2016, 
175 Seiten, 29.80 Euro zzgl. Versand
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Wilfried Müller (Hg.):

Ist der Bologna-Prozess gescheitert?
Siggener Begegnungen 17. bis 22. August 2015

Der Bologna-Prozess beinhaltet die umfassendste Reform der deutschen Hochschulgeschichte. Er hat im
Jahre 1999 mit der Unterzeichnung der Bologna-Erklärung von damals 29 Wissen schafts   mi nis ter/in nen
europäischer Länder begonnen. Das oberste Ziel war die Schaf fung eines gemeinsamen Europäischen
Hochschulraums mit hoher Mobilität der Studierenden und Wis sen schaft ler/in nen.
Die Umsetzung hat an den deutschen Hochschulen sehr lange gedauert und vorübergehend grundlegende
Mängel aufgewiesen. Heute sind einige dieser Probleme gelöst, aber beileibe nicht alle. In diesem Band wird
in den folgenden Schwerpunkten eine Standortbestimmung vorgenommen:
• Studieren im Europäischen Hochschulraum
• Modularisierung
• Employability
• Internationale Mobilität der Studierenden
• Akkreditierung
• Akteurkonstellationen der Reform

Die Autorin und die Autoren dieses Buches haben sich in verschiedenen Funktionen der Hochschulfor-
schung, -didaktik, -politik und des Hochschulmanagements über mehr als 15 Jahre mit der Bologna-Re-
form auseinandergesetzt. Ob die Bologna-Reform gescheitert ist, ist angesichts der Komplexität der The-
matik und der unvollständigen Datenlage nicht einfach zu beantworten. Sie wagen eine Zwischenbilanz,
angereichert durch wissenschaftliche Erkenntnisse und eigene Erfahrungen.

ISBN 978-3-946017-04-2, Bielefeld 2016, 143 Seiten, 26.90 Euro zzgl. Versand

Neuerscheinung in der Reihe Hochschulwesen: Wissenschaft und Praxis

Erhältlich im Fachbuchhandel und direkt beim Verlag – auch im Versandbuchhandel (aber z.B. nicht bei Amazon).

Bestellung – E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 
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Schweste r ze i t s ch r i f t en

Hauptbeiträge der aktuellen Hefte Fo, HM, HSW, P-OE und QiW 
Auf unserer Homepage www.universitaetsverlagwebler.de erhalten Sie Einblick in das 

Editorial und Inhaltsverzeichnis aller bisher erschienenen Ausgaben. Nach zwei Jahren sind

alle Ausgaben eines Jahrgangs frei zugänglich.

Fo 3+4/2016
(Vorschau)

Franz Ossing & Reinhard F. Hüttl
Wissenschaftskommunikation, 
Wissenschafts-PR und Wissenstransfer
Über unscharfe Begriffsverwendungen
in der gesellschaftlichen Nutzung 
wissenschaftlichen Wissens

Dana Buyx & Jutta Allmendinger:
Ethik-Richtlinien am 
Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB)

Wilhelm Krull
Führung und Verantwortung 
in der autonomen Universität. 
Erwartungen, Erfahrungen, 
Enttäuschungen – und was noch?

Wolff-Dietrich Webler
Promotionsrecht für 
Fachhochschulen? 
Eine andere Perspektive

Hans-Gerhard Husung
Erfahrungen aus elf Jahren 
Exzellenzförderung: erreichte Ziele
und künftige Erwartungen aus Sicht
der Politik

Mark Zastrow
Südkorea: Die „Chaebol“ haben das
Sagen

FO-Gespräch mit Dietmar Harhoff

Pro & Contra:
Sind Volluniversitäten noch 
zeitgemäß?
(Ulrike Beisiegel/Ulrich Rüdiger)

HSW 5+6/2016

Corinna Klodt
„Die Botschaft hör ich wohl, allein mir
fehlt der Glaube“ – Essay zur Frage nach
der Rolle des Glaubens bei der 
Ausbildung von evangelischen Religions-
lehrer/innen an deutschen Hochschulen

Julia Eckel et al.:
Leistungsnachweis „Wissenschaftliches
Arbeiten“ mit verpflichtender 
Forschungsarbeit im Medizincurriculum

Miriam Kehne & Carolin Köster
Expertise von Studierenden nutzen – 
Entwicklung und Implementation eines 
Peer-Mentoring-Konzepts im 
Sportstudium

Olivia Vrabl
Aufgaben- und Leistungsmotivation. 
Warum Leistungsfeststellungen 
essentiell für die Lernmotivation sind

Nicolas Nause, Peter John & Elisabeth
Klimmek
Lehrveranstaltungsevaluation im 
geplanten Weiterbildungsstudiengang 
„International Maritime Management“

Helga Knigge-Illner & David Willmes
Anforderungen und Belastungen 
im Promotionsprozess

René Krempkow
Wie viele Postdocs gibt es in 
Deutschland? Drei Berechnungsansätze
und erste Ergebnisse

Sebastian Stieler
Empirische Lernzeiterfassung

Julia Schnepf & Norbert Groeben
Entwurf einer multi-methodalen 
Seminar-Konzeption für die empirischen
Sozialwissenschaften

Uta Klein
Repräsentativität, Equity und Human
Rights: Diversity und Diversitykonzep-
tionen an Universitäten in Kanada

HM 4/2016

Thomas Behrens
Bericht über die Tagung am
14./15.4.2016 in Essen 
„Mitglieder von Hochschulleitungen
zwischen Erfolg und Scheitern“

Klaus Anderbrügge
Rückblick: Das Selbstverständnis des
Lebenszeitkanzlers

Gabriele Löschper 
Es kommt auch auf die Personen an
Vortrag bei der Tagung des Vereins
zur Förderung des deutschen und
internationalen Wissenschaftsrechts
„Mitglieder von Hochschulleitungen
zwischen Erfolg und Scheitern“ am
15. April 2016 in Essen

Michael Krohn
Management studentischer 
Sozialisationsrisiken als strategische
Studiengangsentwicklung 

Ewald Scherm & Benedict 
Jackenkroll
Liegt im Commitment der 
Professoren der Schlüssel zur 
Steuerung von Universitäten?
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QiW 3+4/2016 
Evaluation und Wirkungen von 
Maßnahmen in Lehre und 
Hochschuldidaktik

Elke Bosse, Anna Heudorfer 
& Eileen Lübcke 
Begleitforschung zum Qualitätspakt
Lehre als Balanceakt zwischen 
Wissenschaft und Praxis

Elisabeth Wachsmuth & Jan Hense
Wirkmodelle zur Unterstützung 
der Evaluation komplexer 
Hochschulprojekte

Nastasia Sluzalek, Jan Hense, 
Tina Weiß & Marcus Raser
Von den Evaluationsergebnissen zur 
konkreten Verbesserung: Pilotierung
eines Online-Tools zur besseren 
Verknüpfung von Lehrveranstaltungs -
evaluation und Hochschuldidaktik

Mareike Beuße, Kerstin Heil 
& Stefanie Hartz
Wer alle Bäume fürchtet, kommt durch
keinen Wald – Evaluation im 
Qualitätspakt Lehre zwischen 
Forschungs orientierung und 
Anforderungen des Evaluationsauftrags

Antje Nissler & Niclas Schaper
Lehrberatung als Schlüssel für 
zeitgemäße Hochschullehre? 
Untersuchungsansatz zu einer Studie 
zur Wirksamkeit von Lehrberatung im
Hinblick auf eine Veränderung von 
Lehrkonzeptionen am Beispiel des 
Projekts HD MINT

Yasmin Leibenath, Till Seipp 
& Tamara Zajontz
Konzeption und Wirksamkeit 
kollegialer Formate in der 
Hochschuldidaktik – Das Projekt 
„Kollegiales Coaching“ an der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

Justus Henke
Studienerfolgsquoten in einzelnen 
Hochschulen – Ein Modell zur 
näherungsweisen Berechnung

P-OE 3+4/2016

Németh Balász 
New Perspectives for Community 
Development and Co-operative 
Learning through Learning Cities 
and Regions

Leslie Tramontini 
Exploring the third mission of 
universities in the context of migration
and integration: A case study of the 
Marburg Center for Near and Middle
Eastern Studies

Séamus Ó Tuama
Cork Learning City: 
Building a Community Wide Learning
Environment

Thorsten Braun et al.
Grundsätze hochschuldidaktischer 
Arbeit am Zentrum für Lehre und 
Weiterbildung

Jens Krey 
Mentoring für Hochschullehrende –
Ein Instrument zur Professionalisierung
der Lehrtätigkeit

René Krempkow & Mathias Winde 
Bestandsaufnahme und Perspektiven
der Personalentwicklung für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs in
Deutschland 

Valerie Stehling, Anja Richert & 
Ingrid Isenhardt
Mentoring als Beitrag zur Lernenden
Hochschule

Sarah L. Müller et al.
„Fit für den demografischen 
Wandel“ – Entwicklung eines 
holistischen Managementansatzes für
die Automobilindustrie
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- zu den Autorenhinweisen
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Erhältlich im UniversitätsVerlagWebler

Erhältlich im Fachbuchhandel und direkt beim Verlag – 

auch im Versandbuchhandel (aber z.B. nicht bei Amazon).

Bestellung – E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

Gefährdungssituationen in der Beratungspraxis
Eine Handlungsempfehlung für Mitarbeitende in Hochschulen und Schulen, 

Einrichtungen der Jugendhilfe, in Behörden und in Beratungsstellen allgemein 
Amok – Gewalt – Suizidalität – Stalking

„Wenn sie mir jetzt nicht helfen (kön-
nen), dann weiß ich auch nicht mehr,
was ich tue!“

So oder so ähnlich können sich Gefähr-
dungssituationen in Beratungsgesprä -
chen ankündigen. Wie ist auf diese Aus-
sage zu reagieren, ohne sich selbst oder
Kollegen zu gefährden?

Diese Handlungsempfehlung soll sowohl
„Neulingen“ in der Beratungstätigkeit als
auch pädagogisch oder psychologisch ge -
bil deten Fachkräften aus verschiedenen
Beratungsfeldern helfen, mit solchen
oder ähnlichen schwierigen Situationen
besser umgehen zu können.

Nach kurzen theoretischen Einführungen
zu den Themen Aggression – Amok – 
Suizidalität – Stalking – Sexuelle Gewalt
werden praxisnahe Informationen bei-
spielsweise zur Gesprächsführung in
schwierigen Beratungen, zur Beurteilung
von gefährlichen Situationen oder zum
Umgang mit suizidgefährdeten Klienten
vermittelt.

Weiterhin beinhaltet die Handlungsem -
pfehlung Informationen zur Schweige-
pflicht, Hinweise zum Arbeitsschutz und
Informationen zum Verhalten nach
einem Vorfall.

Diese umfassende und praxisorientierte
A4-Broschüre sollte in keinem Bera-
tungsbüro fehlen.

Autor/innen: Thea Rau, Andrea Kliemann, Jörg M. Fegert, Marc Allroggen

ISBN 978 3-937026-89-4, 2. Auflage, 
Bielefeld 2014/2016, 

80 Seiten, 19.80 Euro zzgl. Versand


